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Das IAAEG: Die Entwicklung 1993 

Am 31. Oktober 1983 wurde im Staatsanzeiger für Rheinland-Pfalz die Stiftungsurkunde für 
das Institut für Arbeitsrecht und Arbeitsbeziehungen in der Europäischen Gemeinschaft ver- 
öffentlicht. Das IAAEG hatte damit das juristische Licht der Welt erblickt, es war gegründet. 
Seit 10 Jahren besteht sonach das Institut. Es verwundert auf der anderen Seite nicht, daß das 
IAAEG noch lange nicht ,,fertig6' ist. Deshalb erscheint es auch nicht angemessen, dieses Er- 
eignis besonders zu feiern, sondern vielmehr sich den sich stetig vermehrenden Aufgaben zu 
stellen. Gleichwohl darf nach dieser Gründungsphase die Feststellung getroffen werden, daß 
bei aller personellen und finanziellen Begrenzung es gelungen ist, ein arbeitsfähiges Instru- 
ment zur Erforschung des Arbeitsrechts und der Arbeitsbeziehungen zu schaffen, das bereits 
seinen Platz in der nationalen und internationalen Forschungslandschaft gefunden hat. Nicht 
zuletzt der Aufbau der Bibliothek hat dazu beigetragen. Aus dem Nichts heraus ist es durch 
große Anstrengungen gelungen, einen Bestand von über 40.000 Bänden aufzubauen. 

Im Jahr 1993 hat das IAAEG keine großen äußeren und inneren Veränderungen erlebt. 1993 
war ein Jahr der weiteren Konsolidierungen. Das Kuratorium entlastete das Direktorium und 
gab ihm wieder eine Fülle von Anregungen für seine Arbeit. Das Direktorium möchte an die- 
ser Stelle nochmals dem Kuratorium seinen Dank für die gute und reibungslose Zusammen- 
arbeit aussprechen. Seine Amtszeit endete mit dem Jahr 1993. Es besteht von seiten der bei- 
den Direktoren der natürliche und verständliche Wunsch, diese gute Kooperation auch mit 
dem neuen Kuratorium fortzusetzen. Dies gilt in gleicher Weise für den Beirat, dessen per- 
sonelle Zusammensetzung sich allerdings nicht verändert hat. 

Das Kuratorium formulierte einstimmig wie schon in den vorangehenden Jahren mit Nach- 
druck die Besorgnis, daß der Ausbau des Instituts nicht vorangehe und die Realisierung des 
Forschungsplans gefihrdet sei. Dies wurde vom Universitätspräsidenten, Herrn Prof. Dr. Jörg 
Hasler, als dem Vorsitzenden des Kuratoriums in einem Brief an das Wissenschaftsministe- 
rium nochmals vorgetragen. 

Der vom Direktorium vorgelegte und mündlich erläuterte Forschungsplan wurde vom Kura- 
torium gebilligt. Mit Bedauern wurde allerdings zur Kenntnis genommen, daß keine Verlän- 
gerung des Graduiertenkollegs beantragt wurde. 

Die Aktivitäten des IAAEG wurden 1993 in jeder Hinsicht, national wie international, trotz 
der beschränkten personellen Ressourcen verstärkt. Die juristische wie die wirtschaftswissen- 
schaftliche Abteilung haben nicht nur vorhandene Kontakte weitergeführt, sondern auch in- 
tensiviert und ausgebaut. Dies gilt nicht nur für die Beziehungen zur EG-Kommission, son- 
dem für die Fortführung grenzüberschreitender Forschungsprojekte mit Frankreich 
(Universität Nancy) und den Beginn eines solchen - von der Deutschen Forschungsgemein- 
schaft (DFG) finanzierten - mit der polnischen Akademie der Wissenschaften unter Einbe- 
ziehung der Universität Wroclaw (Breslau). 

National waren zwei am IAAEG durchgeführte, von der wirtschaftswissenschaftlichen Abtei- 
lung organisierte Tagungen von Interesse, an denen sich auch interdisziplinär die juristische 
Abteilung beteiligt hat. Es handelt sich zum einen um die von der Gesellschaft für Untemeh- 
mensgeschichte veranstaltete Tagung über die Mitbestimmung in Frankreich und Deutschland 
seit dem 19. Jahrhundert und den Workshop des Arbeitskreises Sozialwissenschaftliche Ar- 
beitsmarktforschung (SAMF) über die internationale Regulierung der Arbeit. 

Für die zukünftige Arbeit sind die Themen, wie auch schon in der Vergangenheit, weitgehend 
durch die Entwicklung der Europäischen Union vorgezeichnet. Dies gilt im besonderen Maße 
für die juristische Abteilung. Denn nach wie vor will sich die im Institut betriebene For- 



schung hauptsächlich an dem Prozeß der Europäischen Integration orientieren. Weitere For- 
schungsfelder eröffnet die Erweiterung der Europäischen Union nach Norden (Finnland, 
Norwegen, Schweden), um Österreich sowie um die Reformstaaten (Polen, Tschechien, Un- 
garn, Estland, Lettland, Litauen). Hinsichtlich Polens wird dies durch das gemeinsame For- 
schungsprojekt mit der Polnischen Akademie der Wissenschaften unterstrichen, das von der 
Deutschen Forschungsgemeinschaft finanziert wird. Auch in der vom Institut zusammen mit 
dem Max-Planck-Institut für ausländisches und internationales Sozialrecht (München) her- 
ausgegebenen Zeitschrift für ausländisches und internationales Arbeits- und Sozialrecht wer- 
den diese Entwicklungen ihren Niederschlag finden. 

Im übrigen sieht sich die wirtschaftswissenschaftliche Arbeitsgruppe auch durch die diesjäh- 
rige Verleihung des Nobelpreises für Wirtschaftswissenschaften an Robert Fogel und Douglas 
North bestätigt. Beide haben zur Geschichte und Ökonomie der Institutionen des Arbeits- 
marktes große Arbeiten vorgelegt. Fogel ist mit einer Arbeit zur ökonometrischen Analyse 
der Sklaverei berühmt geworden, North hat die historische Institutionenanalyse bereichert. 

Diese Einschätzung gilt um so mehr, als auch neueste Analysen (z.B. J. T. Benett/ J. Th. 
Delauney, Journal of Labour Research 1993, S. 95 ff.) zeigen, daß in der ökonomischen Lite- 
ratur über Gewerkschaften und Arbeitsbeziehungen die Studien zum Arbeitsrecht im engeren 
Sinne praktisch fehlen, die Arbeitsbeziehungen in Dienstleistungssektoren stark vernachläs- 
sigt sind und die Untersuchungen der Personalpraktiken von Unternehmen weniger als 10% 
der Literatur zu den Arbeitsbeziehungen ausmachen, die oft mehr der Empirie verpflichtet ist, 
noch gar theoretisch angeleitete Arbeiten enthält. Dieser akute Mangel einerseits und die 
durch die Nobelpreisträger der vergangenen Jahre (Coase, Becker, Fogel, North) aufgezeigten 
Wege andererseits markieren das Feld, in dem die wirtschaftswissenschaftliche Arbeitsgruppe 
ihre Institutionenanalyse plazieren möchte. 

Die interdisziplinäre Zusammenarbeit zwischen der rechts- und der wirtschaftswissenschaftli- 
chen Arbeitsgruppe wurde 1993 in mehrfacher Hinsicht verstärkt, und es sind dabei erkenn- 
bare, gute Fortschritte gemacht worden. Zum einen hat sich die Kooperation im Alltag mitt- 
lerweile gut eingespielt bei der gegenseitigen Durchsicht von Arbeiten und fachlichen Bera- 
tung; zum anderen arbeiten beide im Rahmen von Tagungen zusammen, wie etwa durch die 
Übernahme eines Vortrages oder als Mitglied eines Diskussionspanels. Als Beispiel sei auf 
die von Prof. Sadowski organisierte Tagung der Gesellschaft für Unternehmensgeschichte 
(GUG) verwiesen, die am 30.09.1993 in Quint stattfand und sich dem Thema 
,,Mitbestimmung und Betriebsverfassung in Deutschland und Frankreich seit dem 19. Jahr- 
hundert" widmete. 

Das Institut wird sich seinen stetig wachsenden Aufgaben freilich nur dann ausreichend wid- 
men können, wenn seine personellen und finanziellen Rahmenbedingungen nicht nur erhal- 
ten, sondern ausgebaut werden. Die Aussichten hierfür sind allerdings angesichts erheblicher 
Haushaltskürzungen ab 1994 und langer Stellensperren denkbar ungünstig. Der vom Kurato- 
rium bereits mehrfach angemahnte weitere Ausbau des Instituts wird deshalb weiter auf sich 
warten lassen. Mit den im laufenden Doppelhaushalt zur Verfügung stehenden Mitteln wird 
das Institut nicht darum herumkommen, sein Forschungsprogramm zu beschneiden. 

Auch im Jahre 1993 empfing das Institut zahlreiche in- und ausländische Gäste und öffnete 
ihnen seine Arbeitsmöglichkeiten. 

Das Institut selbst ist national und international durch seine Direktoren und Mitarbeiter her- 
vorgetreten. Diese haben nicht nur an fremden Kongressen teilgenommen und selbst Tagun- 
gen und Workshops in Trier veranstaltet; sie sind in vielfältiger Weise durch Beratung, Gut- 
achten und zahlreiche wissenschaftliche Veröffentlichungen im In- und Ausland hervorgetre- 



ten. Der in Gang gekommene Internationalisieningsprozeß wird sich - so hoffen wir - weiter 
ausweiten und uns neue Einsichten vermitteln. 

Trier, im April 1994 

Pro$ Dr. Rolf Birk 
(Geschäftsführender Direktor) 

Prof: Dr. Dieter Sadowski 
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Organe der Stiftung 

2.1 Das Kuratorium 

Mitglieder des Kuratoriums sind der Präsident der Universität Trier Herr Prof. Dr. Jörg 
Hasler als Vorsitzender und die im folgenden genannten Personen: 

Prof. Dr. Dr. h.c. Horst Albach, Wissenschaftszentrum Berlin (WZB), Deutschland 
Prof. Dr. Roger Blanpain, Instituut voor Arbeidsrecht, Katholieke Universiteit Leuven, 
Belgien 
Prof. Dr. Friedrich Buttler, Institut für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung der Bundes- 
anstalt für Arbeit (IAB), Deutschland 
Dr. Ernst-Gerhard Erdmann, Bundesvereinigung der Deutschen Arbeitgeberverbände, 
Deutschland 
Prof. Dr. Rosella Ferraris Franceschi, Universita degli Studi di Pisa, Italien 
Prof. Dr. Peter Hanau, Forschungsinstitut für Sozialrecht, Universität Köln, Deutsch- 
land 
Staatssekretär a.D. Horst Langes MdEP, Europäisches Parlament, Deutschland 
Prof. Dr. Heinz Markrnann, Wirtschafts- und Sozialwissenschaftliches Institut des 
Deutschen Gewerkschaftsbundes (WSI), Deutschland 
Dr. David Marsden, London School of Economics and Political Science (LSE), Groß- 
britannien 
Prof. Dr. Pierre Ortscheidt, Universit6 des Sciences Juridiques, Strasbourg, Frankreich 
Willi Rothley MdEP, Europäisches Parlament, Deutschland 
Prof. Dr. Helmut Steinberger, Max-Planck-Institut für Völkerrecht, Deutschland 
Dr. Andre Thill, Sozialversicherungsanstalt Luxemburg, Luxemburg 

Das Kuratorium hat die Aufgabe, zum jährlichen wissenschaftlichen Tätigkeitsbericht, zum 
Geschäftsbericht und zur Jahresrechnung Stellung zu nehmen, dem Direktorium nach der 
Vorlage des Geschäftsberichts und der Pnifung der Jahresrechnung Entlastung zu erteilen, 
vorbehaltlich der Genehmigung des Kultusministers und des Ministers der Finanzen, den 
Haushaltsplan festzustellen, über Satzungsänderungen zu beschlieaen und sich eine Ge- 
schäftsordnung zu geben. 

Die jährliche Sitzung des Kuratoriums fand in 1993 am 09.06.1993 statt. In einem kurzen 
Bericht erläuterten die Direktoren die aktuelle Situation des Instituts. Der Rechenschaftsbe- 
richt 1992 und der Forschungsplan 1993 wurden eingehend diskutiert und fanden insgesamt 
die Billigung und Anerkennung der Kuratoriumsmitglieder. Anläßlich der Prüfung der Jahres- 
rechnung 1992 erachtete das Kuratorium eine Anpassung der Ansätze bei den Personalkosten 
als dringend erforderlich und äußerte die Auffassung, daß die Personalnebenkosten künftig 
bei der Position ,,Personalkosten" anzusetzen sind. Im übrigen wurde die Jahresrechnung 
1992 von den Kuratoriumsmitgliedem einstimmig gebilligt und den Direktoren insgesamt 
Entlastung erteilt. Von den Direktoren vorgestellte Evaluierungskriterien nahm das Kurato- 
rium zustimmend zur Kenntnis. Schließlich diskutierten die Kuratoriumsmitglieder Kurzvor- 
trage von Herrn Dr. Bemd Waas über sein bereits abgeschlossenes Dissertationsprojekt 
,,Konzemarbeitsrecht in Großbritannien" und von Frau Dip1.-Vw. Kerstin Pul1 zum Thema 
,,Die Eigenproduktion von Recht in Unternehmen: zur Ökonomie personalpolitischer Selbst- 
bindung unter Unsicherheit - eine Forschungsskizze". 



2.2 Der Beirat 

Dem Beirat gehören folgende Professoren der Universität Trier an: 

- Prof. Dr. Kurt Düwell, Vorsitzender, Fachbereich Geschichte, Politikwissenschaft U. a. 
- Prof. Dr. Horst Ehmann, Fachbereich Rechtswissenschaft 
- Prof. Dr. Wolfgang Filc, Fachbereich Wirtschafts- und Sozialwissenschaften U. a. 
- Prof. Dr. Peter Krause, Fachbereich Rechtswissenschaft 
- Prof. Dr. Hartmut Wächter, Fachbereich Wirtschafts- und Sozialwissenschaften U. a. 

Der Beirat berät mindestens zweimal im Jahr mit den Direktoren Stiftungsangelegenheiten, 
insbesondere die Planung größerer Forschungsvorhaben und die allgemeine Ausrichtung der 
Forschungstätigkeit. Die Direktoren unterrichten den Beirat gemäß der Satzung der Stiftung 
über bestimmte, von ihnen getroffene Entscheidungen. Der Beirat berät und entscheidet über 
Meinungsverschiedenheiten der Direktoren und wirkt bei ihrer Bestellung mit. 

Am 28.01.1993 und am 090.6.1993 ist der Beirat zu Sitzungen zusammengetreten. Im Mittel- 
punkt des ersten Zusammentreffens standen die Präsentation von Forschungsprojekten durch 
Dip1.-Kffr. Ruth Böck über ,,Ursachen und Wirkungen grenzüberschreitender Pendelwande- 
rungen auf grenznahen regionalen Arbeitsmärkten" und Ass. jur. Erhard Hemichel über ,,Die 
kollektive Mitwirkung der Arbeitnehmer zum Zwecke der Verbesserung ihrer Sicherheit und 
ihres Gesundheitsschutzes bei der Arbeit in den Mitgliedstaaten der Europäischen Gemein- 
schaft". Gegenstand der zweiten Sitzung waren allgemeine Fragen der Institutsarbeit. 

2,3 Das Direktorium 

Das Direktorium wird gebildet durch Herrn Prof. Dr. Rolf Birk als Vertreter des rechtswis- 
senschaftlichen Fachgebietes und Herrn Prof. Dr. Dieter Sadowski als Vertreter des wirt- 
schaftswissenschaf3lichen Fachgebietes. 

Das Direktorium leitet die Stiftung. Jeder Direktor kann die Stiftung gerichtlich und außerge- 
richtlich vertreten. Die Geschäftsführung wurde im Berichtsjahr durch Herrn Prof. Dr. Rolf 
Birk ausgeübt. 

3. Forschungsprogramm 

3.1 Das rechtswissenschaftliche Forschungsprogramm 

31.1 Ziele 

Das rechtswissenschaftliche Forschungsprogramm im Jahre 1993 wird vor allem von seinen 
besonderen personellen Rahmenbedingungen geprägt. Den beiden neu eingestellten 
Mitarbeitern war zunächst eine längere Phase der Einarbeitung einzuräumen, so daß sie noch 
nicht voll einsatzfähig waren. Als unmittelbare Folge daraus mußte die Gruppenforschung 
mgunsten der Individualforschung zurücktreten. Gleichwohl konnten 1993 wieder eine Reihe 
von Arbeiten des juristischen Direktors und seiner Mitarbeiter vorgelegt werden. 



Europa bildete auch 1993 eindeutig den Schwerpunkt der wissenschaftlichen Arbeit. Eine 
grundlegende Darstellung des internationalen und europäischen Arbeitsrechts wurde im ersten 
Band des Münchener Handbuches zum Arbeitsrecht vorgelegt, die für die weitere Arbeit auf 
dem Gebiet des europäischen Arbeitsrechts für mich den Ausgangspunkt bildet. Das gleiche 
gilt für den von Prof. Dr. Birk im Auftrag der EG-Kommission verfaßten Landesbericht 
,,Bundesrepublik Deutschland" zur Problematik der Repräsentativität von Arbeitgeberver- 
bänden und Gewerkschaften (300 Seiten). Bei seiner Ausarbeitung ist eine Fülle von Daten 
angefallen, die auch in anderen Zusammenhängen von Interesse ist. 

Angesichts des gegenwärtigen Personalbestandes sind langfristige Forschungsprogramme 
nicht mehr als Vorschläge für das Sichtbarmachen einer beabsichtigten Forschungsstrategie. 
Unter dieser Einschränkung stehen im Bereich der langfristigen Forschungsplanung folgende 
Themenkomplexe für die institutsbezogene Forschung im Vordergrund: 

(1) die Grundlegung eines Systems des europäischen Arbeitsrechts, 
(2) die Implementationsforschung im Hinblick auf die Umsetzung arbeitsrechtlicher 

Richtlinien der Europäischen Gemeinschaft durch die Mitgliedstaaten, 
(3) eine deutschsprachige Darstellung des internationalen Arbeitsrechts (Völkerrecht), 
(4) die monographische Aufarbeitung des Arbeitskollisionsrechts, 
(5) eine vergleichende Darstellung der verschiedenen Arbeitsrechtssysteme, 
(6)  die rechtliche Stellung der leitenden Angestellten in den Mitgliedstaaten der EG sowie 
(7) eine vergleichende Untersuchung der Grundrechte der Arbeitnehmer vor und nach Be- 

gründung eines Arbeitsverhältnisses (workplace privacy). 

Mittelfristig angelegt sind die bereits laufenden Projekte mit dem Institut regional du travail 
in Nancy, das von der DFG geförderte Kooperationsprojekt über die arbeitsrechtlichen Pro- 
bleme eines Beitritts von Polen zur Europäischen Gemeinschaft mit der Polnischen Akademie 
der Wissenschaften sowie die Untersuchung ,,Multinationale Unternehmen und konzernin- 
teme Mobilität der Arbeitnehmer" mit dem Public Policy Institute in London. 

Institutsintem sind mittelfristig einige Fragen des kollektiven Arbeitsrechts 
(rechtsvergleichend undIoder kollisionsrechtlich) wie z.B. Arbeitskampf und Sozialversiche- 
rung, atypische Kollektiwerträge auf betrieblicher Ebene und das Betriebs- und Arbeits- 
kampfiisiko zu bearbeiten. Diese Projekte können sowohl Gegenstand der Gruppen- wie der 
Individualforschung sein (im einzelnen sei auf 3.1.2 verwiesen). 

Kurzfristige Forschungsprojekte, die in aller Regel von einem einzelnen durchgeführt wer- 
den, sind etwa für den Direktor des Instituts die Erstellung seines (auch rechtsvergleichend 
angelegten) Gutachtens über die Vereinbarkeit von Erwerbsarbeit und Familien- und sonsti- 
gen Pflichten für den Deutschen Juristentag 1994, eine Fünfländer-Untersuchung (Belgien, 
Deutschland, Frankreich, Luxemburg, Niederlande) im Auftrag der EG-Kommission über 
Fragen des Betriebsinhaberwechsels und die Herausgabe eines Bandes über ein rechtsverglei- 
chendes Seminar über die betriebliche Mitbestimmung. Einzelheiten finden sich unter 3.1.2. 

Für alle lang-, mittel- oder kurzfristigen Projekte gilt, daß sie, soweit sie sich nicht mit inter- 
nationalem Recht oder europäischem Recht befassen, möglichst rechtsvergleichend angelegt 
sein sollen. Denn das Institut sollte vor allem dort tätig werden und sonach auch forschen, wo 
andere dies nicht tun. Die gute Ausstattung der Institutsbibliothek bietet dafür die besten 
Voraussetzungen. Die sprachliche Kompetenz der Mitarbeiter gestattet deren umfassende 
Nutzung. 



3.1.2.1 Abgeschlossene Projekte I 
(1) Studie über die Sozialpartner in Deutschland, Gutachten für die Kommission 

der Europäischen Gemeinschaften, DG V, 155 Seiten (Rolf Birk) 

Die Kommission der Europäischen Gemeinschaften hat das Gutachten über die Sozialpartner 
in Deutschland in Auftrag gegeben, um festzustellen, welche nationalen Verbände ein be- 
stimmtes Maß an Repräsentativität aufweisen. Hienron ist abhängig, welche Verbände auf eu- 
ropäischer Ebene am sozialen Dialog zwischen den Sozialpartnern zu beteiligen sind. In die 
Studie sind umfangreiche empirische Daten eingearbeitet, die im Wege der Befragung einer 
Vielzahl von Verbänden gewonnen werden konnten. 

(2) Welche Maßnahmen empfehlen sich, um die Vereinbarkeit von Familie und 
Berufstätigkeit zu verbessern?, Gutachten für den 60. Deutschen Juristentag, 
125 Seiten (Rolf Birk) 

In der dem Gutachten zugrundeliegenden Fragestellung ist die Feststellung enthalten, daß 
nach den gegenwärtig obwaltenden Umständen Familie und Beruf nicht ausreichend aufein- 
ander abgestimmt sind. Daraus ergibt sich rechtspolitisch der Auftrag, nach einer besseren 
Gestaltung des gegenwärtigen Verhältnisses der beiden Lebenssphären zu suchen. Ausgangs- 
punkt hierfür ist eine Bestandsaufnahme der bisherigen rechtlichen Maßnahmen zur Abstim- 
mung von Familie und Beruf. Diese bleibt nicht auf das bundesdeutsche Recht begrenzt, son- 
dem umfaßt neben einem Rückblick auf das Recht der Deutschen Demokratischen Republik 
auch das Recht der Europäischen Union und ausländisches Recht (Frankreich, Italien, Verei- 
nigtes Königreich, Vereinigte Staaten und Schweden). Im Mittelpunkt der Arbeit steht die 
konkrete Darlegung möglicher rechtlicher Maßnahmen für eine Reform. Die vom Verfasser 
erarbeiteten Vorschlage werden abschließend in Form von 27 Thesen nisammengefaßt. 

(3) Die betriebliche Mitbestimmung In Italien, 37 Seiten (Erhard Hernichel) 

Die kollektiven Arbeitsbedingungen der Mitgliedstaaten der EG sind durch eine ausgeprägte 
Heterogenität gekennzeichnet, die auf große Unterschiede in der Tradition der industriellen 
Beziehungen zuriickzuführen sind. Dies gilt in besonderem Maße für die Systeme der be- 
trieblichen Mitwirkung der Arbeitnehmer. Mit einer aus deutscher Sicht erfolgenden Darstel- 
lung der italienischen Betriebsverfassung wird versucht, die unterschiedlichen Strukturmerk- 
male der beiden Systeme deutlich werden zu lassen. Die Arbeit erscheint demnächst. 

(4) Die Auswirkungen des Gemeinschaftsrechts auf die Mitwirkung der Arbeit- 
nehmer im Arbeits- und Gesundheitsschutz, 15 Seiten (Erhard Hernichel) 

Gegenstand der Studie sind die in der Rahmenrichtlinie 89/391/EWG enthaltenen Vorgaben 
über die Mitwirkung der Arbeitnehmer und deren normative Durchführung in ausgewählten 
Mitgliedstaaten der Europäischen Gemeinschaft. Die Arbeit soll in der Zeitschrift 
,,Industrielle Beziehungen" und in Sadowski, Die ter; Ruth Bock (Hg.): ,,Die internationale 
Regulierung von Arbeit: Europäische Innovationen trotz Kompetenzmangel und Deregulie- 
rungswettbewerb?" veröffentlicht werden. 



(5) Die betriebliche Mitbestimmung in Belgien, 43 Seiten (Franz Kibler) 

Die Arbeit stellt die Grundlagen des belgischen Betriebsverfassungsrechts unter besonderer 
Berücksichtigung der Mitwirkungsrechte der Arbeitnehmer im Betrieb vor. Die Arbeit er- 
scheint demnächst. 

(6) Outplacement in Belgien, 25 Seiten (Franz Kibler) 

Mit der im Nationalen Arbeitsrat am 10.02.1992 verabschiedeten und allgemein verbindli- 
chen convention collective n0 51 haben die belgischen Sozialpartner den Versuch unternom- 
men, das sog. Outplacement auf eine rechtliche Grundlage zu stellen. Die Arbeit stellt den 
Kollektiwertrag vor und unterzieht ihn einer kritischen Bewertung. 

(7) Die Ausgleichsquittung im deutschen Arbeitsrecht, 32 Seiten (Franz Kibler) 

Die Arbeit skizziert die Rechtsproblematik der in Deutschland nicht gesetzlich geregelten ar- 
beitsrechtlichen Ausgleichsquittung. Die Arbeit erscheint demnächst in: Zeitschrift für aus- 
ländisches und internationales Arbeits- und Sozialrecht. 

(8) Die neuere Gewerkschaftsgesetzgebung in Großbritannien und die Internatio- 
nale Arbeitsorganisation, 5 Seiten (Bernd Waas) 

Die Arbeit ist erschienen in: Das Recht der Arbeit (Wien) 1993, 515-519. 

(9) Der Wandel des britischen Arbeitsrechts, 8 Seiten (Bernd Waas) 

Die Arbeit ist erschienen in: Zeitschrift für ausländisches und internationales Arbeits- und 
Sozialrecht 1993, 3 17-324. 

(10) Rechtsfragen des Annahmeverzugs bei Kündigung durch den Arbeitgeber, 
8 Seiten (Bernd Waas) 

Die Arbeit ist erschienen in: Neue Zeitschrift für Arbeitsrecht 1994, 151 -158. 

(11) Der Stand des Europäischen Arbeitsrechts, 12 Seiten (Bernd Waas) 

Die Arbeit erscheint demnächst in: Publicationes Universitatis Miskoliciensis. 

(12) Gewerkschaft, Gewerksc ha ftsmi tglied und Drittin teressen: Die Reform des 
kollektiven Arbeitsrechts in Großbritannien, 30 Seiten (Bernd Waas) 

Die Arbeit erscheint demnächst in: Zeitschrift ffir internationales und ausländisches Arbeits- 
und Sozialrecht. 

(13) Die Vertretung der Arbeitnehmer auf Betriebsebene nach dem Recht des Ver- 
einigten Königreichs: Rechtsvergleichende Darstellung zum Mitbestimmungs- 
recht, 50 Seiten (Bernd Waas) 

~ Die Arbeit erscheint demnächst. i 



(14) Betriebsübergsng, 83 Seiten (Bernd Waas) 

Die Arbeit erscheint demnächst in: WeissIGagel (Hg.): Handbuch des Arbeits- und Sozial- 
rechts, Bd. 2, Baden-Baden. 

(15) Anmerkung zu BAG V. 19. Mai 1993,s Seiten (Bernd Waas) 

Die Arbeit erscheint demnächst in: Arbeitsrechtliche Praxis, Nachschlagewerk des Bundesar- 
beitsgerichts (Sammlung der Entscheidungen des Bundesarbeitsgerichts, der Landesarbeits- 
gerichte und Arbeitsgerichte). 

(16) Tarifvertragliche Altersgrenzen im deutschen Recht und bei europarechtlicher 
und rechtsvergleichender Betrachtung, 15 Seiten (Bernd Waas) 

Die Arbeit erscheint demnächst in: Zeitschrift für Europäisches Privatrecht. 

(17) Mittelbare Diskriminierung und § 23 Abs. 1 KSchG, 4 Seiten (Bernd Waas) 

Die Arbeit ist erschienen in: Europäisches Wirtschafts- und Steuerrecht - Betriebs-Berater für 
Europarecht 1994,47-50. 

(18) Die mittelbare Diskriminierung in der Rechtsprechung von EuGH und deut- 
schen Gerichten, 15 Seiten (Bernd Waas) 

Die Arbeit erscheint demnächst in: Europarecht. 

(19) Facetten der Europäischen Sozialpolitik, 28 Seiten (Bernd Waas) 

Die Arbeit erscheint demnächst in: Forum Loccum. 

(20) Die Vertretung auf Betriebsebene nach dem Recht der Niederlande: Rechts- 
vergleichende Darstellung zum Mitbestimmungsrecht, 38 Seiten (Bernd Waas) 

Die Arbeit erscheint demnächst. 

3.1.2.2 Laufende Projekte 

(1) The contracting-out, Gutachten für die Kommission der Europäischen Ge- 
meinschaften über den Betriebsinhaberwechsel (Rolf Birk) 

Bei diesem für die Kommission der Europäischen Gemeinschaften erstellten Gutachten han- 
delt es sich um eine Fünf-Länder-Studie über Rechtsfragen im Zusammenhang mit dem Be- 
triebsinhaberwechsel. Das nationale Recht der Mitgliedstaaten Belgien, Deutschland, Frank- 
reich, Niederlande und Luxemburg wird dargestellt und daraufhin untersucht, inwieweit es 
den Anforderungen der Richtlinie 7711871EWG über den Betriebsinhabewechsel gerecht 
wird. Ein besonderes Augenmerk gilt den Fragen des Betriebsinhaberwechsels bei Dienstlei- 
stungsunternehmen. Für das Gutachten werden etwa 500 Gerichtsentscheidungen ausgewer- 
tet. 



(2) Die arbeits- und sozialrechtliche Stellung von Stipendiaten in der Forschung 
(Rolf Birk) 

Die Untersuchung der arbeits- und sozialrechtlichen Stellung von Stipendiaten in der For- 
schung soll dazu dienen, der Kommission der Europäischen Gemeinschaften eine Grundlage 
für die Entscheidung zu liefern, ob und gegebenenfalls welche Maßnahmen zur Förderung der 
Mobilität von Wissenschaftlern innerhalb der EU in die Wege zu leiten sind. 

(3) Arbeitsrecht II/ Kollektives Arbeitsrecht I1 (Rolf Birk) 

In Bearbeitung ist eine fallbezogene Darstellung des kollektiven Arbeitsrechts in Deutsch- 
land. 

i (4) Die Stellung der dirigen ti im italienischen Arbeitsrecht (Erhard HernicheV 

I Disserta tionsprojekt) 

Der leitende Angestellte wird überall dort als soziologisches Phänomen registriert, wo kom- 
plexe Betnebsorganisationen nicht von dem Unternehmer selbst geleitet werden können. Die 

1 Rechtsordnung der Staaten in Europa nimmt sich dieses Phänomens in unterschiedlicher 
Weise an. Inhalt des Dissertationsprojektes ist eine umfassende Übersicht über die Situation 
in Italien. Schwerpunkte sind im Bereich des Individualarbeitsrechts der Begriff des dirigente 
und die Besonderheiten bei der Beendigung seines Arbeitsverhältnisses. Für den Bereich des 

I kollektiven Arbeitsrechts wird auf seine Stellung im Tarifvertrags- und im Betriebsverfas- 

I sungsrecht eingegangen. Dabei werden auch Beziige zum deutschen Recht hergestellt. In ei- 
nem abschließenden Kapitel geht es um die Entsendung leitender Angestellter von Deutsch- 

I land nach Italien. Die Arbeit soll hohen wissenschaftlichen Anforderungen genügen, versteht 
sich gleichzeitig aber auch als praktischer Beitrag zur Realisierung der Vision von dem Eu- 

I romanager der Zukunft, der an vorderster Stelle mit dazu beitragt, den europäischen Binnen- 
markt zu vollenden. 

Die Arbeit kann voraussichtlich 1995 abgeschlossen werden. 

i 
I (5) Die neue Regelung des Arbeitskampfrechts in Spanien (Erhard Hernichel) 

1 Der spanische Arbeitsminister und die Führer der Gewerkschaftskonföderationen UGT und 
CCOO haben am 09.11.1992 nach langwierigen Verhandlungen Einvernehmen über den Ent- 

E 
wurf eines Streikgesetzes erzielt. Die parlamentarischen Beratungen sind noch nicht abge- 

i schlossen. Nach der Verabschiedung des Gesetzes soll sein Inhalt dargestellt und einer kriti- 
schen Betrachtung unterzogen werden. 

I 
1 (6) Der Kündigungsschutz bei Massenentlassungen in Italien (Erhard Hernishel) 

Mit der Verabschiedung des Gesetzes Nr. 223 vom 23. Juli 1991 besteht in Italien erstmals 
eine umfassende gesetzliche Regelung des Kündigungsschutzes bei Massenentlassungen. Die 
wichtigsten Neuerungen sollen in knapper Form dargestellt und kommentiert werden. 

I 
I (7) Spanisches Konzernarbeitsresht (Erhard Hernichel) 
I 

i Die zunehmende Bedeutung des Konzemarbeitsrechts in Spanien spiegelt sich in einer be- 
achtlichen Anzahl von Veroffentlichungen zu den relevanten Fragestellungen wider. Geplant 

I ist ein Literaturbericht über die wichtigsten Publikationen. 

I I 
j 



(8) Der arbeitsrechtliche Aufhebungsvertrag im deu tsc h-französischen Rechtsver- 
gleich (Erhard Hernic hel) 

Die Arbeit ist Teil eines grenzüberschreitenden Forschungspojektes mit Wissenschaftlern des 
frandsischen Instituts CERIT in Nancy. 

(9) Die Kündigung durch den Arbeitnehmer im deutsch-französischen Rechtsver- 
gleich (Erhard Hernichel) J 

Die Arbeit ist Teil eines grenzüberschreitenden Forschungspojektes mit Wissenschaftlern des 
französischen Instituts CERIT in Nancy . 

(10) Die rechtliche Stellung des freien Mitarbeiters in Deutschland (Erhard 
Hernic hel) 

Unter diesem Titel wird ein Artikel für das im Luchterhand-Verlag erscheinende ,,Ergänzbare 
Lexikon des Rechts" vorbereitet. 

(11) Kollektivverhandlungen und Kollektivvereinbarungen ohne Beteiligung der 
Gewerkschaften in französischen Betrieben (Franz Kibler/ Dissertationspro- 
jekt) 

Das französische Arbeitsrecht räumt, von wenigen Ausnahmen abgesehen, nur den Gewerk- 
schaften das Recht ein, Kollektiwereinbarungen auszuhandeln und abzuschließen. Dieses 
gesetzlich statuierte gewerkschaftliche Monopol erstreckt sich auch auf die betriebliche 
Ebene. So ist zwar der Abschluß von Betriebstarifverträgen möglich, eine ohne direkte Betei- 
ligung der Gewerkschaften ausgehandelte Betriebsvereinbarung deutscher Prägung kennt das 
franziisische Arbeitsrecht indes nicht. 

Ungeachtet dieser eindeutigen gesetzlichen Regelung spielen in der betrieblichen Praxis aber 
Vereinbarungen, an denen die Gewerkschaften nicht beteiligt sind, eine immer größere Rolle. 
Diese ,,accords atypiquesCC sind Gegenstand der Untersuchung. Überwiegend handelt es sich 
um Vereinbarungen des Arbeitgebers mit den Mitgliedern des ,,comite d'entreprise", mit den 
,,delegues du personnel", mit sonstigen, gesetzlich nicht geregelten Arbeitnehmervertretungen 
(Streikkomitees) sowie um ,,Vereinbarungeng' in Form von Abstimmungen der Belegschaft 
über Vorschläge des Arbeitgebers. 

Den Schwerpunkt der Arbeit bilden die Rechtsnatur und die rechtliche Wirksamkeit dieser 
Vereinbarungen, eine in Frankreich äußerst kontrovers diskutierte Problematik. Einigkeit be- 
steht lediglich darüber, daß die Bestimmungen des Tarifvertragsrechts keine Anwendung fin- 
den. Während eine Mindermeinung aber die Auffassung vertritt, den Vereinbarungen sei jeg- 
liche Wirksamkeit zu versagen, nimmt die Rechtsprechung eine eher pragmatische Haltung 
ein und billigt den ,,accords atypiques6' vor allem dann gewisse Wirkungen zu, wenn sie den 
Arbeitnehmern vorteile einräumen. 

Die Arbeit versucht aus der Sicht des deutschen Betrachters einen Beitrag zur rechtlichen 
Aufarbeitung der Problematik zu leisten. In rechtsvergleichender Hinsicht werden Parallelen 
zur sog. Regelungsabrede in Deutschland gezogen. Ferner wird versucht herauszuarbeiten, ob 
sich in der betrieblichen Praxis in Frankreich nicht sogar Contra legem eine Vereinbarungs- 
fonn entwickelt hat, die sich in bezug auf Verhandlungspartner, Inhalt und Wirkung der 
deutschen Betriebsvereinbarung angenähert hat - bei aller Unterschiedlichkeit der Betriebs- 
ver fassungss ysteme. 

Die 1992 begonnene Arbeit soll Anfang 1995 abgeschlossen werden. 



(12) Änderungen im französischen Arbeitsrecht durch die „loi quinquennale" 
(Franz Kibler) 

Es wird die Darstellung und Analyse der wichtigsten arbeitsrechtlichen Änderungen durch 
das am 21.12.1993 in Kraft getretene Gesetz angestrebt. 

(13) Einführung in das französische Konzernarbeitsrecht (Franz Kibler) 

In Form eines Kurzbeitrages soll ein Überblick über die L6sungsansätze gegeben werden, mit 
denen das französische Arbeitsrecht auf konzemspezifische Besonderheiten reagiert. 

(14) Sozialplan bei Massenentlassungen in Deutschland und Frankreich (Franz 

I Kibler) 

! 
Es soll ein rechtsvergleichender Überblick zur Sozialplanpflicht bei Personalabbau geleistet 

I werden. 

(15) Ausgleichsquittung (Franz Kibler) 

Unter diesem Titel wird ein Artikel für das im Luchterhand-Verlag erscheinende ,,Erganzbare 
Lexikon des Rechts" vorbereitet. 

I 
(16) Auseinandersetzungen auf betrieblicher und unternehmerischer Ebene: Ver- 

fahren der Unternehmensmitbestimmung (Bernd Waas) 

Die Arbeit ist Bestandteil des Gesamtbeitrags zu WeissIGagel (Hg.): Handbuch des Arbeits- 
und Sozialrechts. 

1 
1 (17) Unternehmensverfassung (Bernd Waas) 

i Die Arbeit ist Bestandteil des Gesamtbeitrags zu WeissIGagel (Hg.): Handbuch des Arbeits- 
i und Sozialrechts. 

(18) Tarifverträge und Betriebsvereinbarungen bei Änderungen der Betriebs- und 
Unternehmensstruktur (Bernd Waas) 

1 Vom juristischen Direktor betreute externe Dissertationsprojekte: 

(1) Die außerstatuarischen Kollektivverträge im spanischen Arbeitsrecht (Roland 
Abele) 

I (2) Kund igungsschu tz in Portugal (Jasmina Fried ric h) 

(3) Die arbeitsrechtliche Stellung des GmbH-Geschäftsführers (Ursula Hohenadel) 

(4) Das internationale Privatrecht des Kündigungsschutzrechts von Arbeitsver- 
hältnissen (Sebastian Krebber) 



(5) Die Stellung der leitenden Angestellten im spanischen Arbeitsrecht (Jan-Freerk 
Müller) 

(6) Zuständigkeitsexpansion und Unabhängigkeit der Gewerkschaften in den In- 
dus triestaa ten (Jong-Hee Park) 

(7) Arbeitsrechtliche Fragen des Gruppenoutplacement (Rainer Schons) 

(8) Die betriebliche Vertretung der Arbeitnehmer nach spanischem Recht (Petra 
Schramm) 

(9) Droit d'expression des salari6s (Petra Zimmermann) 

3.1.23 Kooperationsprojekte mit ausländischen Forschungsinstituten 

3.1.23.1 Die Zusammenarbeit mit Wissenschaftlern des Centre d6Etude et de Recher- 
che de llInstitut Regional du Travail (CERIT), Universite de Nancy 

Im Berichtszeitraum konnte die Forschungskooperation mit dem französischen Institut in 
Nancy weiter ausgebaut werden. Im Jahr 1993 fanden mehrere gemeinsame Arbeitssitmngen 
statt, in denen Prof. Dr. Rolf Birk und Prof. Dr. Catherine Marraud zur Vorbereitung des 
nachfolgend skizzierten Projektes wesentliche Grundzüge des jeweiligen nationalen Arbeits- 
rechts vermittelten. Erfreulicherweise hat die VW-Stiftung die für die Durchführung dieses 
Projektes erforderlichen finanziellen Mittel nunmehr bewilligt, so daß eine kontinuierliche 
Zusammenarbeit beider Institute für die nächsten Jahre gesichert ist. Der Arbeitstitel des 
Projektes lautet: 

,,Suspendiening und Beendigung des Arbeitsverhältnisses und deren Folgen im deutsch-fran- 
zijsischen Rechtsvergleich". 

Bearbeiter auf deutscher Seite: Prof. Dr. Rolf Birk, Dr. Bernd Waas, Erhard Hemichel, Ursu- 
la Hohenadel, Franz Kibler, Sebastian Krebber, Elisabeth Mayer, Petra Zimmermann. 

Bearbeiter auf frandsischer Seite: Prof. Dr. Catherine Marraud, Dr. Francis Kessler, Fransoi- 
se Champeaux, Philippe Enclos, Agnes Etiennot, Pascal Etiennot, Annette Ganzer, Jean-Mi- 
chel Gasser, Yonka Gasser, Fabienne Muller, Vkronique Puig. 

Beabsichtigt ist eine Darstellung und rechtsvergleichende Untersuchung all der Rechtsfragen, 
die aus Anlaß und im Zusammenhang mit der Beendigung des Arbeitsverhältnisses aufgewor- 
fen werden. Im Mittelpunkt der Untersuchung stehen die vertragliche und gesetzliche Sus- 
pendierung, die einvernehmliche Beendigung, die Arbeitnehmerkündigung, die Kündigung 
durch den Arbeitgeber sowie die Folgen der Auflösung des Arbeitsverhältnisses. 

Ziel des Projektes ist es, Unterschiede und Gemeinsamkeiten in den beteiligten Rechtsordnun- 
gen herauszuarbeiten und schärfer zu charakterisieren. 

Hierzu wurden gemischte Arbeitsgruppen gebildet, die sich aus je einem deutschen und einem 
fkanzijsischen Projektmitarbeiter zusammensetzen. In diesen Kleingruppen werden zunächst 
aufeinander abgestimmte nationale Länderberichte erstellt, welche die Grundlage für die sich 
anschließende rechtsvergleichende Analyse bilden. 

Nachdem lange Zeit unklar war, ob die beantragten Fördermittel zur Verfügung stehen wer- 
den, was insbesondere die für die Durchführung des Projektes erforderliche Rekrutierung zu- 
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sätzlicher Mitarbeiter in Frage stellte, konnten 1993 lediglich Planungs- und Vorarbeiten ge- 
leistet werden. 

3.1.2.3.2 Die Zusammenarbeit mit Wissenschaftlern der polnischen Akademie der Wis- 
senschaften 

Gegenstand des Kooperationsprojektes mit Wissenschaftlern der polnischen Akademie der 
Wissenschaften ist die Erforschung der im Zusammenhang mit der Anpassung des polnischen 
Arbeitsrechts an das EG-Recht auftretenden Rechtsfragen. Beteiligt sind auf deutscher Seite 
Prof. Dr. Rolf Birk und auf polnischer Seite Prof. Dr. Maria Matey und Prof. Dr. Herbert 
Szurgaz. Die gemeinsame Arbeit soll zu Anfang des Jahres 1994 aufgenommen werden und 
ist auf drei Jahre projektiert. Die Forschungsarbeit wird von der Deutschen Forschungsge- 
meinschaft (DFG) finanziert. 

3.1.2.4 Sonstiges 

Der rechtswissenschaftliche Direktor hat die Tagung der Gesellschaft für Rechtsvergleichung 
in Berlin vorbereitet und war an ihrer Durchführung beteiligt. 

Herr Hemichel hat einen von Herrn Prof. Dr. Tomas Pruckberger unter dem Titel „Das neue 
ungarische Arbeitsgesetzbuch" vorgelegten Text überarbeitet. Der Aufsatz wird in der Zeit- 
schrift für ausländisches und internationales Arbeits und Sozialrecht veröffentlicht. 

3.13 Personal- und Organisationsentwicklung 

Frau Marie-Luise Platz ist am 30.06.1993 als Fremdsprachensekretärin von Herrn Prof. Birk 
aus dem Institut ausgeschieden. 

Frau Ulrike Kuhn ist seit dem 01.07.1993 als Fremdsprachensekretärin von Herrn Prof. Birk 
im Institut tätig. 

Frau Elisabeth Mayer, geb. Klein, hat am 02.11.1993 ihre Arbeit im Institut wieder aufge- 
nommen. 

3.2 Das wirtschaftswissenschaftliche Forschungsprogramm 

3.2.1 Ziele 

In der Kuratoriumssitzung vom 09.06.1993 sind die folgenden vom wirtschaftswissenschaftli- 
chen Direktor vorgeschlagenen Kriterien zur Bewertung der wirtschaftswissenschaftlichen 
Forschung im IAAEG gebilligt worden. Sie sind maßgeblich für die nächsten Jahre: 

Die Bewertung der Qualität, Relevanz und Effizienz der ~ o r s c h i n ~  der wirtschaftswissen- 
schaftlichen Arbeitsgruppe soll international üblichen Maßstäben folgen - unter Berücksichti- 
gung des Standes der übrigen Forschung sowie des Ausbaustandes des Instituts und der Ju- 
gendlichkeit der Forscher. 

3.2.1.1 Schwerpunkte 

Dem Stiftungsauftrag, Arbeitsrecht und Arbeitsbeziehungen in der Europäischen Gemein- 
schaft zu erforschen, versuchen die Wirtschaftswissenschaftler in dem thematisch und me- 



thodisch weiten Feld der Forschung industrieller Beziehungen dadurch gerecht zu werden, 
daß 

sie sich auf Unternehmen als Akteure und Arenen konzentrieren, 
sie dabei methodisch eine Kombination aus untemehmenstheoretischen, Marktabhängig- 
keiten betonenden Ansätzen und institutionenökonomischen (verfügungsrechtlichen und 
transaktionkostentheoretischen) Ansätzen versuchen, welche die Bedeutung der Regulie- 
rung von Personal- und Organisationsentscheidungen für die Kooperation und Konfliktlö- 
sung in Untemehmen und indirekt also für deren Funktions- und Wettbewerbsfähigkeit un- 
tersuchen (,,micro-micro approach"), 
der Vergleich intemational differierender Institutionen und Regulierungen der Arbeitsbe- 
Ziehungen empirisch erfolgen soll, 
aus den Einsichten über die Wettbewerbskonsequenzen unterschiedlicher sozialer Ausge- 
staltungen der Arbeitsbeziehungen auf europarechtlichen und -politischen Handlungsbe- 
darf geschlossen werden soll. Die wirtschaftswissenschaftliche Arbeitsgruppe konzentriert 
sich auf die Konsequenzen von Unternehmensverhalten und Regulierungen auf die Be- 
schäftigungsniveaus in Unternehmen, sie versucht so einen Beitrag zur Lösung des Pro- 
blems der Arbeitslosigkeit zu leisten. 

Rechtliche Regulierungen - in den Unternehmen selbst gewählte oder ihnen auferlegte - sind, 
wie vor allem in der verfügungsrechtlichen Literatur gezeigt wird, wichtiger Bestimmungs- 
grund fiir das Handeln von und in Untemehmen. Das wirtschaftswissenschaAliche For- 
schungsprogramm mißt daher der ökonomischen Analyse der Institutionen des Arbeitsmark- 
tes (Arbeits- und Sozialrecht, Arbeitsmarktpolitik) eine besondere Bedeutung bei. 

Nicht nur in dieser Hinsicht gibt es sowohl in Deutschland als auch in Europa nur vereinzelte 
Forschungsanstrengungen, sondern das gilt auch für die methodische Konzentration der For- 
schungsgmppe, intemational vergleichende, Untemehmensrealitäten erfassende Forschung zu 
treiben. Es ist klar, daß diese einzelwirtschaftliche Perspektive mit anderen disziplinären An- 
sätzen der Industrial-Relations-Forschung konkurriert. Sie ergänzt andererseits neuere indu- 
strieökonomische Forschung sowie neuere makroökonomische Ansätze zur Klärung des Ko- 
ordinationsversagens in industrialisierten Volkswirtschaften. 

Dauerprojekte, etwa alle EG-Länder einbeziehende regelmäßige Dokumentationen oder auch 
nur vollständige Berichte für einzelne Mitgliedstaaten, sind gegenwärtig nicht von der wirt- 
schaftswissenschaftlichen Arbeitsgruppe zu erwarten. 

3.2.1.2 Die Produkte der Forschung 

3.2.1.2.1 Monographien und Aufsätze 

Die Veröffentlichungen beruhen vor allem auf wissenschaftlichen Qualifikationsarbeiten 
(Dissertationen und Habilitationen); zunehmen sollen die Koproduktionen mehrerer Mitglie- 
der der Forschungsgruppe. Die Arbeiten sollen in in- und ausländischen Publikationsorganen 
präsentiert werden. 

3.2.1.2.2 Aufbau der Bibliothek auf dem Gebiet der international vergleichenden Per- 
sonalökonomie und der Arbeits politik 

Als Serviceleistung für die rechts- und die wirtschaftswissenschaftlichen Arbeitsgruppen und 
die Scientific Community insgesamt ist der Auf- und Ausbau der arbeitsökonomischen, ar- 
beitspolitischen und personalökonomischen Literaturbestände sowie von Datenbanken zu 



verstehen. Zusätzlich sollen eigene empirische Erhebungen (Fallstudien, Betriebsvergleiche) 
durchgeführt und dokumentiert werden. 

3.2.1.23 Gutachten und Beratungsleistungen 

Adressaten spezieller Expertisen sind die Ministerialverwaltung einschließlich der Kommis- 
sion der Europäischen Gemeinschaft sowie Unternehmen und Tarifparteien. 

3.2.13 Zwischenprodukte 

3.2.13.1 Qualifikation der Forscher 

Die Personalentwicklung soll durch individuelle Betreuung und durch allgemeine Ausbil- 
dungskurse, Forschungskolloquien, Werkstattgespräche und Gastvorträge sowie Tagungsor- 
ganisationen und -teilnahmen (mit Vorträgen) gefördert werden. Neben Wissenschaftlern 
sollen Politiker und Unternehmer regelmäßige Gesprächspartner der Forscher sein. 

Die aktive Beteiligung der Forscher an der Lehre der Universität (Projektstudien, Übungen, 
Seminare; mehr oder weniger selbständige Diplomarbeitsbetreuung) und die Koproduktion 
von erfahreneren und jüngeren Forschern innerhalb und außerhalb des Instituts stellen ein 
weiteres wichtiges Mittel der Personalentwicklung dar. 

In ,,Qualitätszirkeln" werden die Forscher durch Beteiligung an der OrganisationsenhKicMung 
gefordert und gefördert (vgl. auch 3.2.3). 

Elemente des Kursprogramms (Pflicht- und Wahlpflichtkurse) sind z.B.: 

- Proposal Writing 
- Grundkonzepte der Organisations- und Institutionenökonomie 
- Methodik der Unternehmenstheorie und Industrieökonomik 
- Arbeitsrecht 
- Comparative IndustrialRelations 
- Methoden der qualitativen Sozialforschung 
- Methoden der quantitavien Sozialforschung 
- Modellbildung und ~cha tmng  
- Ökonomische Rechtsanalyse 

Die Binnendi fferenzierung der Forschungsgruppe erfolgt nach Themen und dem Qualifi ka- 
tionsstand der Mitgliede;, Habilitanden übernehmen Betreuungsaufgaben für Doktoranden 
und Diplomanden. 

3.2.1.3.2 Kultivierung des Forschungs feldes und der Netzwerke durch Bucheditionen 
und Zeitschriftengestaltung 

- Etablierung einer Schriftenreihe ,,International vergleichende Schriften zur Personalöko- 
nomie und zur Arbeitspolitik" 

- Mitherausgabe von Zeitschriften; gegenwärtig z.B.: ,,Mitteilungen aus der Arbeitsmarkt- 
und Berufsforschung" für die arbeitsmarkttheoretischen und arbeitsmarktpolitischen Fra- 
gen und ,,Industrielle Beziehungen - Zeitschrift für Arbeit, Management und Organisation" 
für die Konflikte und Vereinbarungen zwischen den Sozialpartnern 

3.2.1.4 Relevanzkriterien 

Die wirtschaftswissenschaftliche Arbeitsgruppe treibt Grundlagenforschung. Sie möchte die 
organisations- und personalökonomische Untemehmenstheorie fortentwickeln. Der unter- 



nehmenstheoretisch fundierte internationale Vergleich gibt der wirtschafiswissenschaftlichen 
Forschungsgruppe des IAAEG eine wichtige und singuläre ,,Mission4'. Die Erkenntnisse ha- 
ben mittelbare Bedeutung für das Verständnis der FunktionsFdhigkeit internationalen Institu- 
tionenwettbewerbs und sind damit von europapolitischer Bedeutung. 

3.2.1.5 Quali tä ts kri terien 

Entscheidendes Zielkriterium ist die wissenschaftliche Qualität der Arbeiten, also ihr Beitrag 
zur Entwicklung der Unternehmenstheorie und unseres empirischen Wissens über Untemeh- 
mensverhalten in der Personalpolitik. Diesem Ziel wird die Rekmtierung der Mitarbeiter, die 
Themen- und Methodenwahl sowie Ressourcenbudgetierung im Institut untergeordnet. Ande- 
re Ziele, wie die aktualisierte Länderberichterstattung oder viele Ländervergleiche ebenso wie 
die praktische Unternehmens- und Ministerialberatung, werden dem Forschungsziel unterge- 
ordnet. Sie können also nicht in gleicher Weise von der Gruppe erwartet werden. 

Auch bei der Beurteilung der wissenschaftlichen Ansprüche der Forschungsvorhaben ist das 
jugendliche Alter der Forscher im Institut, der Umstand der zeitlich befristeten Verträge so- 
wie die nennenswerte Betrauung mit Infrastrukturarbeiten (Bibliothek, EDV, Tagungsorgani- 
sation etc.) zu berücksichtigen. Die generelle Befristung der Stellen ist nicht leicht aufzuhe- 
ben, sie soll eine permanente Erneuerung ermöglichen. 

Die notorisch schlechte Verfügbarkeit von Untemehmensdaten macht den quantitativen empi- 
rischen Vergleich schwierig, auch hier müssen die Qualitätsansprüche realistisch sein. 

Schließlich sind die wirtschaftswissenschaftlichen Forscher nicht einschlägig rechtswissen- 
schaftlich vorgebildet; dieser Mangel ist auch nur auf kleinen Teilgebieten für die Nach- 
wuchsforscher zu heilen, zumal die Organisations- und Rechtssoziologie schon Pluridiszipli- 
narität fordern. Interdisziplinäre Arbeit, wie sie zwischen ,,gestandenen6' Vertretern des je- 
weiligen Faches möglich sein sollte, ist von Nachwuchsforschern nicht zu erwarten. Ange- 
sichts der knappen personellen Ressourcen des IAAEG - der ursprüngliche Ausbauplan 
scheint gestoppt - ist gegenwärtig nicht einmal an eine systematische Länderbeobachtung zu 
denken. Angesichts der komplizierten Ersatzlosungen (Drittmittelforschung, Graduiertenkol- 
legs, ,,Ausleihe6' von Universitätspersonal etc.) wird das Zeitbudget des Direktors der wirt- 
schaftswissenschaftlichen Arbeitsgruppe nennenswert für Organisations- und Qualifikations- 
aufgaben beansprucht. 

Zur Beurteilung des Verhältnisses von Zielen und tatsächlichem Aufwand der Forschungsar- 
beit sind die genannten Qualifikations-, Budget- und Zeitrestriktionen ausdrücklich zu beden- 
ken. 

Während von dem Direktor regelmäßige Veröffentlichungen zu erwarten sind, sollten sich die 
Doktoranden vom zweiten Jahr ihrer Tätigkeit an mit einem Arbeitspapier pro Jahr sichtbar 
am wissenschaftlichen Diskurs beteiligen und die Habilitanden zumindest einen Aufsatz pro 
Jahr veröffentlichen. 

Angesichts der Forschungsausstattung sind institutsinterne Formen der Qualitäts- und Effi- 
zienzkontrolle zu etablieren, um die Selbstkritik der Forscher zu fördern und aus der Kritik 
Handlungs- und Organisationskonsequenzen abzuleiten. 

Bislang sind Zeitbudgets im Institut nur im Hinblick auf Infrastruktur- und Projektarbeit dif- 
ferenziert worden. Die Terminplanung spielt - über halbjährliche Zwischenberichte und 
mündliche Präsentation hinaus - wegen der Befristung der Arbeitsverträge und Stipendien 



keine besondere Rolle. Die Zuweisung von Forschungsmitteln (vor allem Hilfskräften) wurde !, 
bisher von Fall zu Fall entschieden; es gibt bislang keine Projektbudgets. \ 

,) 
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3.2.2 Forschungsprojekte 1 ! 
1 

3.2.2.1 Abgeschlossene Projekte 
i 
1 
I 

Arbeitnehmerentsendung im Europäischen Binnenmarkt 
Start: 04/1993 

Dip1.-Kffr. Ruth Böck Ende: 09/1993 

Ziel: Für Unternehmen, die im internationalen Wettbewerb erfolgreich sein wollen, ist die In- 
ternationalisierung des Personalwesens ein wesentlicher Erfolgsfaktor. Zeitlich befristete Ent- 
sendungen werden dabei als wesentliches Instrument angesehen. Die durch unterschiedliche 
Interessen, Anforderungen und Erwartungen auftretenden Regelungsnotwendigkeiten zwischen 
dem zu entsendenden Arbeitnehmer und dem entsendenden Unternehmen können einzelver- 
traglich oder kollektiv durch betriebliche Entsendungsrichtlinien geregelt werden. Ziel dieses 
Projektes war es, die Praxis betrieblicher Entsendungspolitik und -richtlinien zu analysieren 
und praktikable (kollektive) Regelungen zur Mitarbeiterentsendung abzuleiten. 

Vorgehen: Die Analyse der Praxis der betrieblichen Entsendungspolitik erfolgte theoretisch 
fundiert mit Hilfe von fallstudienartigen Betriebsbefragungen in Rheinland-Pfalz. Auf Basis 
organisationsökonomischer Überlegungen wurde deshalb zunächst die Logik betrieblicher Ent- 
sendungsrichtlinien erarbeitet: Diese reduzieren entsendungsbedingte Personalfixkosten, schaf- 
fen und sichern Organisationskapital und wirken verhandlungskostenrnindernd. Da die Aus- 
handlung von Regelungen aber auch Kosten verursacht, sind betriebliche Entsendungsrichtlini- 
en eher in Unternehmen zu erwarten, in denen die Mitarbeiterentsendung kein Einzelfall ist. 
Dies dürfte unabhängig von der Branche v.a. in größeren, auf internationalen Arbeits- und Ab- 
satmiarkten präsenten Unternehmen der Fall sein. Außerdem dürften solche Richtlinien eher 
dort zu finden sein, wo eine aktive und engagierte Arbeitnehmervertretung vorhanden ist. So- 
dann wurden international tätige Unternehmen unterschiedlicher Branchen statt hinsichtlich der 
Auswahl der zu entsendenden Mitarbeiter, der Vergiitungsvereinbarung, der Vorbereitung der 
zu Entsendenden und deren Betreuung vor Ort sowie ihrer Reintegration befragt. Um 
festzustellen, ob die Ergebnisse eher zufällig sind oder ob systematische Unterschiede in 
Abhängigkeit von wirtschaftlichen und sozialen Rahmenbedingungen der Unternehmen be- 
stehen, wurden zusätzlich auch Daten aus diesen Bereichen erhoben. 

Ergebnisse: Die Ergebnisse zeigen, daß 55% der befragten Unternehmen Mitarbeiter ins Aus- 
land entsenden. Von diesen Unternehmen haben aber weniger als die Hälfte eine Entsendungs- 
richtlinie. Trotz der organisationsökonomischen Vorteile sind kollektive Regelungen also ver- 
gleichsweise selten. Wichtigster Regelungsgegenstand ist die Vergütung von entsendeten Mit- 
arbeitern, während die anderen Aspekte eher eine untergeordnete Rolle spielen. Außerdem fällt 
auf, daß Entsendungsrichtlinien mit der Betriebsgroße, der Zahl der ausländischen Niederlas- 
sungen/Töchter und dem Exportanteil, nicht aber mit dem Vorhandensein einer Arbeitnehmer- 
vertretung positiv korrelieren. Eine Diskussion mit Arbeitnehmervertretern führte zu der 
Schlußfolgerung, daß der relativ geringe Anteil betrieblicher Entsendungsrichtlinien und der 
scheinbar geringe Einfluß des Vorhandenseins einer Arbeitnehmervertretung auf den Abschluß 
einer solchen Regelung v.a. die Folge eines Informationsdefizits über die verhandlungsfahigen 
Geltungs- und Regelungsbereiche ist. Deshalb wurde abschließend eine Musterbetriebsverein- 
b a m g  als Infomationsgrundlage für interessierte Unternehmen und Arbeitnehmervertreter 
entwickelt, die jedoch einer jeweils betriebsspezifischen Ausgestaltung bedarf. 



Ziel: Für Unternehmen in der EG sind die steigenden Personalzusatzkosten ein wesentlicher 
Standortfaktor geworden, der ihre Leistungsfähigkeit entscheidend mitbestimmt. Einen euro- 
päischen Vergleich der aktuellen Situation zu erstellen, war das Ziel des international verglei- 
chenden Kooperationsprojektes ,,Fringe Benefits in the EC", das vom italienischen Arbeits- 
ministerium initiiert und von einem Forscherteam des Istituto di Studi per la Programmazione 
Economica (ISPE) koordiniert wurde. Für die vier größten EG-Länder, Großbritannien, 
Frankreich, Italien und Deutschland, sollten zu einzelnen Aspekten der Personalnebenkosten 
länderspezifische Eigenheiten vergleichend zusammengefaßt werden, um vor diesem Hinter- 
grund Fallstudien zu erlauben. Dabei war eine enge Kooperation unter den beteiligten Wis- 
senschaftlern in den jeweiligen Ländern wesentlich, da die offiziellen Statistiken in der Regel 
nur schwer die Erstellung eines tatsächlichen Bildes von internationalen Unterschieden und 
Gemeinsamkeiten des betrieblichen Instruments der Personalzusatzkosten erlauben. 

Vorgehen: An der Studie arbeiteten neben dem Institut für Arbeitsrecht und Arbeitsbeziehun- 
gen in der EG (IAAEG) in Trier die London School of Economics (LSE), das Istituto di Studi 
per la Programmazione Economica (ISPE) in Rom und das Centre d6Etude des Revenues et 
des CoGts (CERC) in Paris. Aufgrund der Schwierigkeiten bei der Vergleichbarkeit der 
vorhandenen Daten (vgl. hierzu auch die Quinter Studie zur Praxis der Personalpolitik in 
Europa (QIUPPE)) war ein wesentlicher Bestandteil des Projektes die Zusammenstellung von 
jeweils drei Untemehmensstudien: Durch das gemeinsame Design der Fallstudien konnten die 
Leistungen der Unternehmen für ihre Arbeitnehmer beispielhaft und miteinander vergleichbar 
dargestellt werden. Zu diesem Zweck waren Firmen aus den Branchen Banken, EDV und 
Anwendungselektronik für ausführliche Gespräche gewonnen worden, in denen sie die For- 
men und das Ausmaß der bestimmten Arbeitnehmern gewährten gesetzlichen, tariflichen und 
insbesondere der freiwilligen Zusatzleistungen darstellten. Es wurden auch Informationen 
zum Stellenwert und der Entwicklung der Personalzusatzkosten für die Situation des Unter- 
nehmens auf dem Produkt- und dem Arbeitsmarkt erfragt. 

Stand: Der deutsche Teil der Studie wurde zum Juli 1993 fertiggestellt. Die abschließende 
Auswertung wird vom Forscherteam des Istituto die Studi per la Programmazione Economica 
(ISPE) in Rom durchgeführt und lag bei Redaktionsschluß des Jahresberichtes noch nicht vor. 



Ziel: Die Krise der Stahlindustrie ist europäisch in ihrer Dimension, sowohl was manche ihrer 
Ursachen angeht als auch bezüglich der Ebene, auf der die Rahmenbedingungen bestimmt 
werden, innerhalb derer politische und wirtschaftliche Reaktionen auf den Strukturwandel 
ausgehandelt und implementiert werden: Der Ministerrat der Europäischen Gemeinschaften 
entscheidet in Brüssel sowohl über Subventionen, als auch über Produktionsquota und die 
Gelder, mit denen Beschäftigungsanpassungen - sprich: Entlassungen und Vorruhestandsrege- 
lungen - finanziell erleichtert werden. Während aber auf der Output-Seite dieser Zentralismus 
mit der Existenz weitgehend identischer Produktionstechnologien durchaus eine Berechtigung 
hat, stellt sich die Situation auf der Input-Seite - also bezüglich der Beschäftigungsanpassun- 
gen - sehr viel problematischer dar. In den einzelnen Ländern der EG wird die Umsetzung der 
beabsichtigten Reduzierung der Beschäftigtenzahlen im Rahmen völlig unterschiedlicher Sy- 
steme und von unterschiedlichen Akteuren verhandelt und implementiert, sowohl was die je- 
weiligen politischen Bedingungen angeht als auch hinsichtlich der industriellen Beziehungen. 
Die hier vorgestellte Studie beabsichtigte daher, vergleichend die Situation der Stahlindustrie 
in den 12 EG-Ländern vorzustellen und die Bedingungen zu diskutieren, unter denen die je- 
weiligen Akteure mit der sozialen Dimension der Veränderungen umgehen. 

Die Soziale Dimension der Strukturveränderungen in der Stahlbranche in der EG 

Vorgehen: Koordiniert von einem Forscherteam der Industrial Relations Research Unit der 
University of Warwick wurde ein Forschungsdesign entwickelt, anhand dessen zwölf Länder- 
berichte von Wissenschaftlern aus dem Bereich Industrial Relations in den jeweiligen Lan- 
dem zusammengestellt werden konnten. ,,LageberichteU wurden durch qualitative Interviews 
mit Experten und beteiligten Akteuren ergänzt, um eine vergleichende Betrachtung der 
Sichtweise der jeweils Betroffenen zu ermöglichen. Für den deutschen Teil der Studie mußte 
dabei, angesichts der regionalen Unterschiede sowohl bei den Akteuren als auch hinsichtlich 
der Rahmenbedingungen, eine dementsprechende Auswahl der Gesprächspartner getroffen 
werden. Die Wahl fiel auf Nordrhein-Westfalen, da hier mehr als 50% der Beschäftigten in 
der deutschen Stahlindustrie ihren Arbeitsplatz haben. Im Verlaufe des Monats Oktober 
wurden daher Vertreter der Stahlindustrie, der Gewerkschaften, von Betriebsräten, Ministe- 
rien und Arbeitsämtern wesentlich im Raum Düsseldorf und Duisburg befragt. 

Monika Weber-Fahr, M.A. 

Stand: Der deutsche Teil der Studie wurde im November 1993 abgeschlossen. Mit der ver- 
gleichenden Auswertung und der Vorbereitung einer Publikation ist derzeit das Forscherteam 
der Industrial Relations Research Unit beschäftigt. In einer ersten Auswertung zeigte sich be- 
reits, daß gerade im Bereich der Stahlindustrie institutionelle Unterschiede offenbar nicht die 
Rolle bei der Bewältigung der sozialen Dimension der Krise spielen, wie man dies hätte ver- 
muten mögen. In allen Ländern der EG wird fast ausschließlich auf Frühpensionierungen und 
ähnliche Fonnen der vorzeitigen Entlassung als Mittel zum Beschäftigungsabbau zurück- 
gegriffen. Die Rolle der Gewerkschaften undloder Betriebsräte ist auf das Krisenmanagement 
beschränkt. Initiativen zur kreativen Bewaltigung - wie sie beispielsweise in den regionalen 
Konferenzen aller beteiligten Akteure im Ruhrgebiet zum Ausdruck kamen - wurden einzig in 
der Bundesrepublik beobachtet. Ohne den endgültigen Ergebnissen vorgreifen zu wollen, darf 
hier schon angemerkt werden, daß die Marginalisierung der Interessenvertretungen während 
der Diskussion über die Bewältigung der Stahlkrise durchaus auch mit den Schwierigkeiten 
zu tun haben mag, die letztliche Entscheidungsinstanz (,,Brüssel") ZU identifizieren. 

Start: 0911 993 

Ende: 11/1993 



Prof. Dr. Dieter Sadowski, Dip1.-Vw. Martin Schneider, Dip1.- 
Vw. Karin Wagner, Dr. Andrea Timmesfeld, cand.rer.po1. Ralf 

Ziel: Viele Arbeiten, die versuchen, den Einfluß der europäischen Integration auf die jeweili- 
gen nationalen Arbeitsbeziehungssysteme abzuschätzen, vergessen, so der Ausgangspunkt 
dieser Studie, die komplexen Beziehungen zwischen nationaler und europäisch-supranationa- 
ler Regulierungsebene vollständig zu erfassen. Es wird häufig übersehen, daß der Integra- 
tionsprozeß nicht nationale Regulierungen einfach ersetzt, sondern sie ergänzt und dabei die 
nationalen Arbeitsbeziehungssysteme modifiziert. Die Studie versucht, eingebunden in ein in- 
ternationales Projekt der European Community Studies Association (ECSA), das Versäumte 
nachzuholen, indem sie die - tatsächliche oder vermeintliche - Wirkung des europäischen In- 
tegrationsprozesses auf die deutschen Arbeitsbeziehungen untersucht. 

Vorgehen: Drei Interaktionsmuster, die für die Beziehung zwischen EG-Regulierung und na- 
tionalem Arbeitsbeziehungssystem als relevant vermutet werden, leiten die Untersuchung: 
Unter dem Stichwort upward delegation wird analysiert, inwieweit die Koexistenz suprana- 
tionaler und nationaler Regelungen auf dem Gebiet der Arbeitsbeziehungen dazu führt, daß 
nationale Kompetenzen mgunsten supranationaler Regelungsmuster abgegeben werden. Die 
Möglichkeit von EG-Eingriffen in die nationalen Arbeitsbeziehungssysteme, d.h. von down- 
ward intervention, wirft die Frage auf, inwieweit eine Änderung des deutschen Systems in- 
dustrieller Beziehungen durch die EG induziert worden ist. Unter dem Begriff horizontal in- 
terdependence wird schließlich diskutiert, ob und welche Auswirkungen ein verstärkter natio- 
naler Systemwettbewerb auf das deutsche System industrieller Beziehungen hat und inwie- 
weit diese Auswirkungen tatsächlich Folgen der europäischen Integration sind und nicht etwa 
Auswirkungen einer ohnehin stattfindenden Internationalisierung der Wirtschaft. Die Po- 
litikbereiche, die nach den genannten drei Kriterien betrachtet werden, sind: das deutsche Ar- 
beitsrecht, insbesondere der Arbeitsschutz und die Gleichstellung von Mann und Frau, die In- 
dustriepoli tik, die Währungspolitik, das EG-B innenmarktprogramm sowie Regelungen der 
Arbeitsbeziehungen und der Mitbestimmung. 

Ergebnisse: Fallweise Änderungen durch EG-Regulierung können insbesondere für den Ar- 
beitsschutz und die Gleichstellung von Mann und Frau identifiziert werden. Dieser Befund 
läßt auf deutliche erste Ansätze eines europäischen Wohlfahrtsstaates rückschließen, wohin- 
gegen für ein vielfach befürchtetes ,,Sozialdumping" keine Anzeichen zu finden sind. Die 
Studie macht zudem deutlich, daß Wirkungen der EG-Politik von anderen Einflußfaktoren 
unterschieden werden müssen. So sind die Umbrüche im deutschen System der Arbeitsbezie- 
hungen seit 1990 als Folgen der deutschen Einheit und der Rezession, weniger jedoch als 
Wirkungen der EG-Integration zu verstehen. 

Das Projekt wurde im März 1994 abgeschlossen. Die Forschungsergebnisse der Arbeits- 
gruppe wurden bereits im Mai 1993 auf der ,,Third Biennial Conference of the European 
Community Studies Association" in Washington präsentiert. Eine aktualisierte Version des 
Projektberichts soll 1994 im ,,British Journal of Industrial Relations" erscheinen. 



3.2.2.2 Laufende Projekte 

Instituts finanziert 1 i 

1 internationalen Personalökonomie I 1 

I 

Start: 01/1990 

Dr. Uschi Backes-Gellner Ende: 12/1994 

Betriebliche Qualifizierungsstrategien im deutsch-britischen Vergleich - ein Beitrag zur 

Ausgangspunkt der Arbeit ist die Beobachtung international variierender betrieblicher Quali- 
fikationsstrukturen in Untemehmen. Es können breit angelegte oder sehr spezifische, reaktive 
vs. proaktive und längere oder kürzere betriebliche Bildungsmaßnahmen beobachtet werden. 
Darüberhinaus sind nicht nur Streuungen hinsichtlich der Zielgruppe betrieblicher Bil- 
dungsangebote, sondern auch zwischen Untemehmen verschiedener Größe und Branche zu 
konstatieren. 

I 
i 

Ziel des Habilitationsprojektes ist es, betriebliche Qualifizierungsstrategien vor dem Hinter- 
grund variierender nationaler Institutionen des Arbeitsmarktes, des Berufsbildungssystems 
und von betrieblichen Produktmarktstrategien zu erklären. Dabei stellt sich insbesondere die 
Frage, ob Überqualifikation eine sinnvolle Strategie sein kann, ob es ein optimales Maß an 
qualifizierten Fachkräften gibt und wovon dieses abhängt. Spezifisches Merkmal der von mir 
gewählten Zugangsweise ist, daß zwar einerseits den nationalen Institutionen eine wesentliche 
Rolle für betriebliche Qualifikationsstrukturen unterstellt wird, daß andererseits die Betriebe 
aber nicht in einer rein passiven Rolle (im Sinne eines Mengen- oder Preisanpassers) gesehen 
werden, die ihnen keinerlei Alternativen für betriebliche Bildungspolitik offen ließe. Es wird 
vielmehr davon ausgegangen, da13 der institutionelle Rahmen (nur) die Spielräume festlegt, 
innerhalb dessen die Untemehmen optimale betriebliche Qualifizierungsstrategien~entwickeln 
können und müssen. Diese Strategien können sich je nach Marktlage (sei es Absatz- oder 
Arbeitsmarkt), Betriebsgröße oder Art der Produktion eines Unternehmens, möglicherweise 
auch innerhalb eines Landes, signifikant unterscheiden. 

Theoretische Grundlage der Arbeit sind mikroökonomische Analysen der Wirkung nationaler 
und betrieblicher Institutionen; diese wird ergänzt durch eine empirische Analyse relevanter 
nationaler Institutionen der Berufsausbildung und des Arbeitsmarktes. Mithilfe von Daten aus 
der Unternehmensbefragung QUIPPE (s.u.) wird das theoretische Modell einer empirischen 
Überprüfung unterzogen. Damit stellt die Arbeit einen Beitrag zur Weiterentwicklung neuerer 
ökonomischer Ansätze zpr Theorie der Firma dar. Sie wirft nicht nur das Konzept der 
,,repräsentativen Firma" über Bord, sondern versucht auch eine systematische Zusammenfüh- 
rung von institutionenökonomischer Theorie und betrieblicher Empirie. 

Veröffentlichungen: 
Berufkausbildungssysteme und die Logik betrieblicher Qualifizierungsstrategien, 1992. 
The Role of Regulation in Corporate Training Strategies, 1994 (im Druck). 

Arbeits- und Zeiplan: 
1. Halbjahr 1994: Datenaufbereitung und theoretische Grundlagen 
2. Halbjahr 1994: Datenauswertung und vorläufiger Endbericht 



Ziel: Die in den Ländern Ost- und Mittelosteuropas angestrebte Systemtransformation von 
der Planwirtschaft zur Marktwirtschaft bedeutet auf betrieblicher Ebene zunächst zweierlei: 
- Erstens erhalten die Betriebsdirektoren aufgrund der Dezentralisierung eine Kompetenzfül- 

le, die sie angesichts ihrer noch nicht vollen Verantwortung von Kosten- und Leistungs- 
verhältnissen zur Unwirtschaftlichkeit verleitet. Mit anderen Worten, die ungeklärten Ei- 
gentumsverhältnisse - und man wird davon ausgehen müssen, daß viele Großunternehmen 
in allen drei Ländern nicht vollständig privatisiert werden k~nnen - verhindern eine rasche 
und notwendige Sanierung der Unternehmen. 

- Zweitens: Um internationale Wettbewerbsfahigkeit zu erreichen, sind Investitionen unab- 
dingbar. Wenn die Unternehmen nicht durch ausländisches Kapital angereichert werden, 
bleibt lediglich die Möglichkeit, die Lohnquote zu senken. 

Hier stellt sich die Frage, ob die nicht zu privatisierenden Untemehmen überhaupt eine Chan- 
ce zur Transformation haben, wie stark sich Gewerkschaften in die Investitionsproblematik 
einbeziehen lassen und welche Gestaltungsrechte sie für sich einfordern. 

Die Rolle der Gewerkschaften im Transformationsprozeß am Beispiel der betrieblichen 
Lohnquote in Polen und Rußland 

Vorgehen: Es sollen zwei Fallstudien durchgeführt werden. Aus jedem Land wird ein noch 
nicht privatisiertes Untemehmen aus der Automobilbranche ausgewählt, in dem jeweils eine 
alte und eine neue Gewerkschaft vertreten sind. Am Anfang soll eine Analyse der Lohnquote 
von 1989 bis 1993 stehen, da 1989 alle drei Länder systemtheoretisch vom gleichen Aus- 
gangspunkt die Transformation antraten. Der Vergleich von Wertschöpfung und Lohnzu- 
wächsen soll im Zusammenhang mit Dokumentenanalysen und Interviews erklären, wie 
Lohnzuwachs und Beschäftigungssicherheit gegeneinander abgewogen werden und inwiefern 
Gewerkschaften dazu neigen, von ihren Aufgaben und Privilegien in der alten Wirt- 

1 schaftsordnung zu lassen und eine neues System zu unterstützen. 

Jörg Basten M.A. 

I Stand: Das Projekt befindet sich in der Planungsphase der empirischen Untersuchung. 

Start: 01/1993 

Ende: 12/1994 L 

Arbeits- und Zeitplanung: 
0211994-08/1994 Theorieentwicklung 
0911994-12/1994 Fallstudien 

i 



Ziel: Obwohl die Zahl internationaler Arbeitnehmenvanderungen insgesamt ruckläufig ist, kann 
in Grenzregionen eine stetige Zunahme an grenzüberschreitenden Pendelwanderungen qualifi- 
zierter Arbeitnehmer beobachtet werden. Da diese fIuktuationskostenvenirsachenden Pendel- 
wanderungen typischerweise in eine Richtung gehen, sind unterschiedliche Reaktionen von Un- 
ternehmen in den Herkunfts- und Zielregionen zu erwarten. Dabei soll insbesondere der Frage 
nachgegangen werden, inwieweit unterschiedliche institutionelle Regelungen grenzüberschrei- 
tende Pendelwanderungen beeinflussen und personalpolitische Kompensationsstrategien her- 
vorrufen. 

L 

Betrieblicher (Sozial-)Lohn - Kompensationspolitik im internationalen Wettbewerb 
sozialer Sicherungssysteme 

Vorgehen: Auf Basis der Analyse der wesentlichen Bestimmungsgründe grenzliberschreitender 
Pendelwanderungen werden zunächst die Eingrifkmöglichkeiten der Untemehmen herausge- 
stellt und dann das tatsächliche betriebliche Verhalten in diesen Bereichen untersucht. Migra- 
tionstheoretische wie humankapitaltheoretische Ansätze betonen die Nettoeinkommensdiffe- 
renzen als wesentlichen mobilitätsbeeinflussenden Faktor. Das Einkommen errechnet sich aus 
dem gesetzlichen Mindestlohn, dem zusätzlichen betrieblichen Entgelt, auf dessen Basis ge- 
setzliche Abgaben geleistet werden miissen, und den freiwilligen betrieblichen Sozialleistungen. 
Insofern ist das Nettoeinkommen nur bedingt durch die Untemehmen beeinflußbar; vielmehr 
kommt institutionellen Rahmenbedingungen, insbesondere im Bereich der Sozialgesetzgebung, 
eine wesentliche Bedeutung zu. Es ist deshalb zu vermuten, daß Untemehmen in Grenz- 
regionen durch sozialversicherungsrechtliche Regelungen entstehende Einkommensdivergenzen 
durch betriebliche (Sozial-)Lohnpolitiken kompensieren, um so wettbewerbsfahige und mobili- 
tätsfördemde Einkommen anbieten zu können. Ob eher zusätzliches Arbeitsentgelt oder 
freiwillige betriebliche Sozialleistungen angeboten werden, ist abhängig von der Art und der 
Höhe der Unterschiede in den Systemen der sozialen Sicherung. 
Die empirische Überprüfung dieser mikroökonomischen Analyse der Wirkung nationaler und 
betrieblicher Institutionen erfolgt mit Hilfe von betrieblichen Fallstudien in Unternehmen der 
grenmahen Regionen Saar-Lor-Lux-Trier~Westpfalz (vgl. QUIPPE). Um sicherzustellen, daß 
die beobachtbaren betrieblichen (Sozial-)Lohnpolitiken tatsächlich Folge institutionellen Re- 
gimewettbewerbs und nicht (absatz-)marktbedingter Einflüsse sind, werden zusätzlich Unter- 
nehmen in einer grenzfernen Binnenregion in die Untersuchung einbezogen. In Grenzregionen 
müßte unabhängig von der Branche eine ähnliche (Sozial-)Lohnpolitik beobachtbar sein, wäh- 
rend in vergleichbaren Branchen in der Binnenregion eine abweichende Strategie zu finden sein 
müßte. 
Auf Basis dieser institutionenökonomisch fundierten und inter- und intranational empirisch prü- 
fenden Arbeit können Aussagen über die Bedeutung des Regimewettbewerbs sozialer Siehe- 
rungssysteme für grenmahe regionale Arbeitsmärkte abgeleitet werden. 

Dip1.-Kffr. Ruth Böck 

Arbeits- und Zeitplanung: 
1994 Aktualisierung der theoretischen Grundlagen, Operationalisierung der 

aufgestellten Thesen, Datenaufbereitung 
1995 Datenauswertung und Vefissen einer ersten schriftlichen Fassung der 

Dissertation 

Start : 02/1992 

Ende: 0111997 



Ziek Wenn auch in bezug auf die Bedeutung von Umweltschutz Einigkeit besteht, so sind die 
Meinungen im Hinblick auf die Partizipation der am Produktionsprozeß Beteiligten und ihrer 
Interessenvertretung zur Bewältigung dieses Problemfeldes kontrovers. Auf der Ebene der 
Sozialpartner wird eine tarifvertragliche Regelung von seiten der Arbeitgeberverbände ein- 
deutig abgelehnt; als Handlungsansatze werden Eigenverantwortung und freiwillige Verein- 
barungen, allenfalls noch Betriebsvereinbarungen zur Information und Weiterbildung der 
Arbeitnehmer, empfohlen. Auf Gewerkschaftsseite ist demgegenüber keine einheitliche Um- 
weltpolitik erkennbar. Der Zugang der Einzelgewerkschaften differiert in Abhängigkeit von 
unterschiedlichen industriellen und Branchenbedingungen. Das geltende Betriebsverfas- 
sungsgesetz sieht keine ausdrücklich auf den Umweltschutz bezogenen Beteiligungsrechte des 
Betriebsrats vor. Vor diesem Hintergrund soll untersucht werden, wie die beteiligten Akteure 
mit diesem gesetzlich weitgehend ungeregelten Problem umgehen, wobei insbesondere die 
Rolle der Arbeitnehmer und ihrer Interessenvertretung betrachtet werden soll. 

Umweltschutz und industrielle Beziehungen - Selbstregulierungspotential auf 
betrieblicher Ebene 

Vorgehen: Vermutet werden kann, daß das System der industriellen Beziehungen, und damit 
auch unterschiedliche Gewerkschaftsstrukturen, Einfluß auf die Gewerkschafisprogramme 
ausüben, welche wiederum auf die betriebliche Interessenvertretung der Arbeitnehmer ein- 
wirken und das Verhalten der Arbeitnehmer und ihrer Interessenvertretung im Betrieb be- 
einflussen. Von Interesse ist hierbei, ob von seiten der Arbeitnehmer und ihrer Vertretung 
eigenständige Initiativen ergriffen werden, welcher Art diese sind und wann bzw. unter wel- 
chen Bedingungen diese erfolgen. Neben branchenbezogenen Unterschieden kann ein unter- 
schiedlicher Einfluß landerspezifischer Gewerkschaftsstrukturen auf die Interessenvertretung 
vermutet werden. Als theoretische Fundierung zur Modellierung der vermuteten Zusammen- 
hänge soll die Theorie Olsons (Gewerkschaften als Mitgliederorganisation) herangezogen 
werden, die empirische Untersuchung zur Erhebung von Daten auf betrieblicher Ebene soll 
im Rahmen von Fallstudien erfolgen. 

Dip1.-Kffr. Stefanie Decker 

Stand: Derzeit erfolgt die Sammlung der Positionen der Sozialpartner zum Umweltschutzbe- 
reich sowie bereits bestehender Tarifverträge und Betriebsvereinbarungen, die in der daran 
anschließenden Phase analysiert werden sollen. Parallel hierzu wird die Erarbeitung der ge- 
setzlichen Regelungen in diesem Bereich erfolgen. 

Start: 0211993 

Ende: 1211 995 

Arbeits- und Zeitplanung: 
01/1994-0611994 Dokumentation der Positionen der Sozialpartner 

Litera turaufarbei tung 
0711 994- 1211 994 Eingrenzung des Untersuchungsgegenstandes 

(Branchen-Underauswahl, Auswahl eines Umweltbereichs) 
Literaturvervollständigung und -aufarbeitung 

01/1995-1211995 Hypothesengenerierung 
Erarbeitung eines Fragebogens 
Durchführung der Fallstudien 
Auswertung der empirischen Untersuchung 



Ziel: Vor dem Hintergrund einer beobachtbaren ,,Übererfüllung" rechtlicher Standards im Be- 
reich der betrieblichen Personalpolitik wird zu klären versucht, warum bzw. unter welchen 
Bedingungen es zum Phänomen personalpolitischer Selbstregulierung kommt. 

Zur Ökonomie betrieblicher Selbstregulierung in der Personalpolitik 

Vorgehen: Was den Stand der theoretischen Diskussion zur Frage nach der Ökonomie be- 
trieblicher Standards im Bereich der Personalpolitik anbelangt, so gehen existierende Ansätze 
über das Aufzeigen der möglichen Vorteilhaftigkeit personalpolitischer Selbstregulierung - in 
der Regel bezogen auf eine bestimmte beobachtete Form betrieblicher Selbstreguliemng 
(etwa die implizite Selbstverpflichtung auf grundsätzlich langfristige Beschäftigungsverhalt- 
nisse) - nur selten hinaus. Im Rahmen des vorliegenden Projektes jedoch wird versucht, Zu- 
standekommen und Stabilität personalpolitischer Selbstregulierung als durch exogene und 
strategisch gestaltbare Faktoren bedingt zu erklären und so eine der beiden Kernfragen des 
Forschungsprogramms des IAAEG, die nach der Produktion von Recht in Unternehmen, zu 
bearbeiten. Theoretisch begründete bzw. durch empirische Befunde zu verwandten Problemen 
nahegelegte Vermutungen über die Determinanten betrieblicher Selbstregulierung sollen in 
einem strukturierenden Modell zusammengeführt und dann einer empirischen Überprüfung 
durch Fallstudien (die von QUIPPE (s.u.) bereitgestellten Betriebsdaten könnten hier hilfreich 
sein) unterzogen werden. 

Dip1.-Vw. Kerstin Pul1 

Stand: Ausgehend von dem insgesamt als unzureichend empfundenen Stand der Forschung 
(weder wird die offensichtliche Bedingtheit betrieblicher Selbstregulierung thematisiert noch 
wird der aktuell beobachtbaren Entwicklung der Rücknahme von Selbstregulierung Rechnung 
getragen), wird ein eigener Ansatz zur Modellierung des betrieblichen Entscheidungsprozes- 
Ses für oder gegen Selbstregulierung derzeit in einem Verhandlungsmodell gesehen: einseitige 
Zusagen des Arbeitgebers an die Arbeitnehmer werden zu diesem Zweck in Analogie zu Aoki 
(1984) als Ergebnis eines ,,implizitenu Verhandlungsprozesses, der quasi ,,im Kopf" des Ar- 
beitgebers stattfindet, interpretiert. 

Arbeits und Zeitplanung: 
05/1994-10/1994 Auswahl eines geeigneten Verhandlungsmodells 

Übertragung auf die eigene Fragestellung 
11/1994-03/1995 Nutzbarmachen der QUIPPE-Daten 

eigene empirische Erhebung 
04/1995-07/1995 Fertigstellen der Arbeit 

Start: 10/1992 

Ende: 07/1995 



Einleitung: Wirtschaftsordnung, Arbeitsverfassung und Personalpraxis 
I. Das Arbeitsmarktverhalten ,,kapitalistischer6' Unternehmen im Wettbewerb: 

Tauschtheorie 
1. Das Arbeitsangebot 
2. Die Nachfrage nach Personal 

Generelles und spezifisches Humankapital, Personalstand und Arbeitszeit 
3. Die Substitution von Personal und Kapital 

Rationalisierungsinvestitionen, Arbeitsorganisation 
4. Personalwirtschaft bei unterschiedlicher Wettbewerbsintensität 

Arbeitsangebot, Marktmacht, regionale Arbeitsmärkte 
11. Personalpolitik unter Unsicherheit: Kooperationstheorie 

1. Personalselektion und -allokation 
Einstellung, Beförderung, Entlassung 

2. Politikbereiche: 
Lohnpolitik, Bildungspolitik, Gesundheitspolitik 

3. Personalpolitische Systeme: 
,,Interne Arbeitsmarkte" oder Hemchaftssysteme? 

111. Der unternehmerische Umgang mit Rechtsnormen und staatlichen Interventionen 
1. Wahlmöglichkeiten und zwingende Regelungen im Arbeits- und Untemehmensrecht 
2. Die Wirtschaftlichkeit der Einhaltung bzw. Verletzung von Rechtsregeln 
3. Die Vorteilhaftigkeit der Überbietung von Mindestnormen 

Kapitalbeteiligung, Altersversorgung 
4. Die Reaktion auf staatliche Anreize 

IV. Arbeitsrecht und Personalwirtschaft: Internationale Differenzen und Regimewettbewerb 

,,Gradd eben bringt der Postbote den neuen Band der deutschen Aristoteles-Ausgabe ins 
Haus, die ich vor hehr als drei Jahrzehnten subskribiert habe; ungefähr alle zwei ~ a h r e  hat 
mich-ein neuer Band erfreut, zum Ende des Jahrtausends wird-die Ausgabe wohl abgeschlos- 
sen sein. Jedem leuchtet ein, daß die sorgfältige Edition der Werke mehr Zeit braucht als der 
Philosoph hatte, um sie abzufassen - aber bedenklich wird's mir, wenn ich an das Lexikon des 
Mittelalters denke: ob das Erscheinen wohl länger dauert als das Mittelalter selber? Unbe- 
greiflich, wie Mommsen oder Weber oder Harnack ihr immenses Lebenswerk erbringen konn- - 
ten; man darf mutmaßen, es habe darin seinen Grund, dap sie keine Kohorte von ~isistenten 
zu dirigieren, keine Freisemester zu nehmen hatten, keine Fördermittel erhielten, beantragten 
und abrechneten, selten Kongresse besuchten und vor allem nicht über das neuzeitliche Gerät 
vefigten, ohne das wissenschnfliche Arbeit heute nicht denkbar ist. " (Johannes Groß, FAZ- 
Magazin, 22.04.1 994, S. 40) 

Das Manuskript wurde 1993 nicht weiter geschrieben. Grund dafür ist immer mangelnde Zeit. 
In 1994 halt sich D. Sadowski am Laboratoire dgEconornie et de Sociologie du Travail 
(LEST) in Aix-en-Provence in Frankreich auf, um die dortige Tradition sozio-ökonimischer 
Analyse von Unternehmen zu studieren, die unter dem Begriff „,L6analyse societale" benihmt 
geworden ist (Sellier, Maurice, Silvestre). 



Ziel: Die Angst vor Arbeitslosigkeit ergreift leider zu Recht immer mehr Personen, auch sol- 
che in Unternehmen mit mythischer Beschäftigungssicherheit wie IBM und solche in mittle- 
ren Jahren und mit einem eigentlich guten Ausbildungsstand, von den Beschäftigten der ge- 
beutelten Industrieregionen in den neuen Bundesländern gar nicht zu sprechen. Die Antwor- 
ten der Politiker sind kurzatmig, wie in Frankreich, oder offenbar erfolglos, wie in Großbri- 
tannien, und sie unterliegen einer zunehmend einschneidenden Bedingung: Nationale Allein- 
gänge sind angesichts der faktischen Integration der Märkte und der politischen Abhängigkei- 
ten nicht mehr möglich. In dieser Krise werden Lohnsenkungen, die Deregulierung der Ar- 
beitsmärkte und der Abbau (der Kosten) sozialer Sicherung als Rezepte empfohlen. 

Werde ich morgen noch einen Job haben? Die Zukunft der Arbeit in Europa 

Vorgehen: Wir wollen das Ausmaß der Beschäftigungsprobleme in Europa plastisch und an 
Daten dokumentieren und dann fragen, welche Ordnung und welche Institutionen im Wett- 
bewerb zwischen Niedriglohnländem und industrialisierten Volkswirtschaften angemessen 
sind, um zu einem Interessenausgleich zu kommen. Wir lehnen uns stark an die Analyse Ro- 
bert Reichs zur Auflösung nationaler Unternehmen in internationale Netzwerke an (1991), 
untersuchen dann aber die Sozialpolitik der Europäischen Gemeinschaft paradigmatisch für 
eine international koordinierte Sozialpolitik. Im dritten Teil werden nationalstaatliche Re- 
formimpulse untersucht und vorgeschlagen, welche die politische und gesellschaftliche Ko- 
häsion als Grundlage funktionsfähiger Arbeitsmärkte betrachten. Die Argumentation für 
rechtliche Interventionen und eine den Individuen Chancen eröffnende Infrastruktur- und Bil- 
dungspolitik wird nicht technisch, sondern - hoffentlich - journalistisch sein. 

I 

Prof. Dr. Dieter Sadowski, Prof. Dr. Roger Blanpain 

Arbeits- und Zei planung: 
Der deutschen Fassung liegt eine franzijsische Version eines Buches zugrunde, das Roger 
Blanpain, belgischer Arbeitsrechtler, 1993 allein verfaßt hat: Aurai-je encore un emploi de- 
main? In der freien Übertragung für eine deutsche Leserschaft wird der wirtschaftspolitischen 
Begründung mehr Aufmerksamkeit geschenkt. 

Start: 01/1994 

Ende: 07/1994 



Untemehmensdaten im Bereich der Personalpolitik sind selten vorhanden und erlauben auf- 
gmnd definitorischer Inkongruenzen in der Regel keine Nutzung für grenzüberschreitende 
Vergleiche. Insbesondere sind Informationen zu spezifischen Fragen des unternehmerischen 
Arbeitsmarktverhaltens kaum existent, sowohl was interne als auch externe Arbeitsmärkte 
angeht. Im Herbst 1992 fand sich daher eine Gruppe von Wissenschaftlerinnen am IAAEG 
zur Arbeitsgruppe Unternehmensbefragung (AGUB) zusammen, um genau dieses Defizit zu 
beheben: Die Quinter Studie zur Praxis der Personalpolitik in Europa (QUIPPE) wurde ge- 
meinsam entwickelt. Das speziell auf das Forschungsinteresse des IAAEG zugeschnittene 
Forschungsdesign erlaubt durch die Wahl regionaler Schwerpunkte, Aspekte der unterneh- 
merischen Personalpolitik zu untersuchen, die bisher in der Arbeitsmarktforschung weitge- 
hend vernachlässigt wurden. Die Erhebung erfolgt in vier Branchen und vier europäischen 
Ländem. Die Unternehmen werden anhand eines detailliert ausgearbeiteten Fragebogens 
persönlich befragt. Dazu wurde ein Fragebogen in drei verschiedenen Sprachen und vier ver- 
schiedenen Landesversionen entworfen. 

Quinter Studie zur Praxis der Personalpolitik in Europa (QUIPPE) 

Zum Abschluß des Jahres 1993 liegen die größten Unwägbarkeiten des QUIPPE-Projektes in 
der Vergangenheit und es ist von einem erfolgreichen Projektabschluß irn Laufe des Jahres 
1994 auszugehen. Die Datenerhebung ist für alle Regionen bis auf kleinere Ausnahmen fast 
vollständig abgeschlossen, der angestrebte Stichprobenumfang konnte realisiert werden, die 
angestrebte Stichprobenstruktur konnte über weite Strecken realisiert werden (vgl. hierzu aus- 
führlicher Tab. 1). Die Vorbereitung der Datenaufarbeitung läuft auf Hochtouren; die Codie- 
rung der Unternehmensdaten ist für das erste Quartal 1994 geplant. Erste Datenauswertungen 
sind für April 1994 geplant; danach erfolgt eine detaillierte Auswertung durch die Projekt- 
mitarbeiter. 

Dr. Uschi Backes-Gellner, Dip1.-Km. Ruth Bock, Monika 
Weber-Fahr, M.A., Dip1.-Pol. Susanne Wienecke 

Trotz des erheblichen Personalaufwands und immer wieder auftretender leichter Zeitverzöge- 
rungen muß die gemeinsame Datenerhebung QUIPPE insgesamt als voller Erfolg einge- 
schätzt werden (vgl. auch 3.2.3). Aufgrund langfristiger Vorbereitungen der Fragen aus den 
Einzelprojekten und Synergieeffekten durch das gemeinsame Einbringen von Erfahrungen 
und Fragen in den Fragebogen ist von einem hohen Verwertungsgrad der Ergebnisse für die 
geplanten Dissertationen und die Habilitation auszugehen. Auch die Kosten stehen in Anbe- 
tracht der bereitgestellten Datengrundlage, die auch von zukünftigen Generationen im 
IAAEG genutzt werden kann und soll, in einem günstigen Verhältnis zum Nutzen. 

Start: 1011 992 

Ende: 1011994 

Die ersten Publikationen von Forschungsergebnissen sind im Laufe des Jahres 1994 zu erwar- 
ten. Konkret geplant sind bereits eine Kurzfassung der Ergebnisse für die beteiligten Unter- 
nehmen sofort nach Abschluß der ersten Randauszählungen, eine Quintessenz zur Vorstellung 
der Datenbasis, eine Dissertation zum Einfluß multinationaler Unternehmen auf regionale 
Lohnniveaus und eine Dissertation zum Einfluß industrieller Beziehungen auf betriebliche 
Arbeitszeitpolitik. 



Tabelle 1: Anzahl der Unternehmen in der QUIPPE-Stichprobe (Stand 31.12.1993) 



Universitats-/fremd finanziert 

I 
I 
I 

I 
i 
i 

Ziel: Das Gesundheitssystem in Deutschland und besonders der Krankenhausbereich sind seit 

1 zwei Jahrzehnten Ziel zahlreicher regulierender Eingriffe durch den Gesetzgeber, deren Wir- 
kung zur Begrenzung der Finanzierungsprobleme eher gering einzuschätzen ist. Da die Be- 
schaffung medizinisch-technischer Geräte sowohl für die Kostendynamik als auch für die Lei- 
stungsqualität von Bedeutung ist, werden im Rahmen dieses Projektes die Relevanz von 

I 

I Regulierung, deren Ansatzpunkte und Wirkungen untersucht. Es soll gezeigt werden, daß der 
1 medizinisch-technische Fortschritt nicht als gegeben hingenommen werden muß (Altenstetter 

I 1982), sondern als Resultat institutioneller Konstellationen verstanden werden kann. Die 

I Untersuchung kann einen Beitrag zur Beantwortung der Frage leisten, wie der institutionelle 
1 Rahmen der betrieblichen Beschaffungsentscheidung durch regulierende Maßnahmen gesetzt 
1 werden sollte, um ein ausgabensenkendes Einkaufsverhalten der Krankenhauser zu indu- , 
f 

i zieren. 

1 Vorgehen: Die Analyse des betrieblichen Beschaffungsverhaltens vollzieht sich auf einer 1 theoretischen und einer empirischen Ebene; dabei wird einerseits auf den verfügungsrechtli- 
chen Ansatz der Institutionenökonomie (Gafgen 1979) und andererseits zur Fundierung der 

z empirischen Vorgehensweise auf das Investitionsgütermarketing (Backhaus 1992) bezug ge- 
! nommen. Die theoretische Modellierung des BeschaMingsprozesses wird auf die an Beschaf- 

i j 

fungen medizinisch-technischer Geräte regelmäßig beteiligten Interessengruppen gestützt. 
I 
I Deren interessenmotivierte Einflußnahme wird durch den institutionellen Rahmen begrenzt, 
I 
1 der aus Gesetzen, Verordnungen und innerorganisatorischen Regeln konstituiert wird. Die aus 
t dem Modell abgeleiteten Hypothesen werden empirisch mittels Fallstudien getestet. 

j Stand: Im Modell werden besonders die Ärzteschaft und die Einkaufsvenvaltung hervorgeho- 
r 

1 ben. Die Interessen der beiden Gruppen sind insofern unterschiedlich, als der Kauf medizi- 

1 nisch-technischer Geräte den Nutzen des Arztes in hohem Maße steigert, während der Nutzen 
der Einkaufsverwaltung kaum berührt wird. Dies gilt aber nur bei wenig ausgepragtem Sat- 
zungsrecht. Mit stärker ausgepragtem Satzungsrecht, wie es in komplexeren Organisationen 
wie Krankenhausketten mit hohem Kooperationsgrad zu erwarten ist, werden der Spielraum 
und die Gewichtung der Interessen entscheidend verändert, so daß folgende empirisch zu 
prüfende Hypothese aufgestellt werden kann: Der E i n .  leitender Krankenhausärzte auf die 
Beschaffung medizinisch-technischer Geräte nimmt mit zunehmendem Kooperationsgrad des 
Krankenhauses ab. Wenn mit der Abschwächung des ärztlichen Einflusses ein ausgaben- 
senkendes Einkaufsverhalten der Krankenhäuser einhergeht, sind aus dem Satzungsrecht in 
Krankenhausketten Hinweise für zielgenauere Ausgabendämpfungsstrategien für den Ge- 
setzgeber ableitbar. 

Arbeits- und Zeitplanung: 
0311994 Erstellung des Fragebogens 
0411 994-05/1994 Fallstudienerhebung 
0811 994 Fertigstellen einer Rohfassung 
11/1994 Abschluß des Projektes 



Ziel: In rezessiven Konjunkturphasen steigen meist sowohl die Arbeitslosenquoten jugendli- 
cher als auch älterer Erwerbstätiger überdurchschnittlich stark an. Theorie und Empirie alters- 
spezifischer Personalabbauentscheidungen auf betrieblicher Ebene sind dagegen rar. Ziel des 
Projektes ist es, eine betriebswirtschaftliche fundierte Antwort auf die Frage zu geben, wie 
die anpassende Firma unter Altersgruppen selektiert und wie die Entscheidung von Anpas- 
sungskosten beeinflußt wird. Die Analyse stützt sich dabei auf die Arbeitsnachfrage- und die 
Vertragstheorie, Organisationsdemographie sowie arbeits- und sozialrechtliche Aspekte. 

L 

Personalsnpassungen und betriebliche Al terss tru kturen : Die Ökonomie des optimalen 
Entlassungsalters 

Vorgehen: In einem Modell der Auswahl unter verschiedenen Altersgruppen maximiert die 
Firma ihren langfristigen Gewinn, indem sie bei gegebenem Kapazitätsabbau diejenigen Ar- 
beitnehmer entläßt, für die der Saldo aus den Barwerten von Grenzproduktivitäten, Lohnzah- 
lungen und Entlassungskosten maximal ist. Dabei berücksichtigt sie, anders als in Modellen 
der dynamischen Arbeitsnachfrage, das Altern und den zu erwartenden Zeitpunkt der Pen- 
sionierung und Ersetzung durch eine junge Arbeitskraft. Um sinnvolle Aussagen aus dem 
Modell abzuleiten, sind Spezifikationen der Alters- bzw. Senioritätsabhängigkeit der einzel- 
nen Modellelemente notwendig. Ihr gemeinsamer Einfluß auf das optimale Entlassungsalter 
wird simulativ bestimmt: Bei den Altersllohn- undAlters/Produktivitätsprofilen sind etwa die 
Implikationen der Humankapitaltheorie und der Shirking-Theorie von Lazear kritisch zu 
überprüfen. Ein Profil der quuntifizierbaren Entlassungskosten wird konstruiert, indem nach 
den Merkmalen Alter und Seniorität die einschlägigen arbeits- und sozialrechtlichen Vor- 
schriften und gängigen Abfindungsformeln ausgewertet werden, die bei den verschiedenen 
Anpassungsmaßnahmen (Entlassungen, Aufhebungsverträge, Frühpensionierungen) anzu- 
wenden sind. 

Dip1.-Kfm. Norbert Brühl 

Stand: Mit der Aufarbeitung der relevanten Literatur, der Durchführung explorativer Be- 
triebsfallstudien, der formalen Modellierung des Entscheidungsproblems und der Ableitung 
altersabhängiger Entlassungskostenprofile sind grundlegende Teile des Promotionsvorhabens 
weitgehend abgeschlossen. Gegenwärtig stehen die Theorien zu Alters/Lohnprofilen und die 
simulative Gewinnung von Modellaussagen im Vordergrund. Die Interpretation der Ergeb- 
nisse, die darauf aufbauende Bewertung der Sensibilität betrieblicher Entlassungsentschei- 
dungen gegenüber gesetzlich veränderbaren Anpassungskosten sowie die Auswertungen des 
,,Sozio-ökonomischen Panels" bzw. der Beschäftigtenstatistik stehen noch aus. 

Start: 01/1992 

Ende: 09/1994 

Arbeits- und Zeitplanung: 
04/1994 Fertigstellung des theoretischen Teils 

Durchführung und Auswertung der Simulationen 
0511994 empirische Untermauerung der Ergebnisse 
07/1994 Fertigstellung einer Rohfassung 

* 



Kündigungsschutz, Betriebsverfassung und Personalanpassungen: Betriebswirt- 
schaftliche Analysen, empirische Befunde und politische Empfehlungen 

Start: 01/1992 

Dr. Bernd Frick Ende: 12/1995 

Fragestellung: Obgleich die Wettbewerbs fähigkeit von Unteme hmen entscheidend davon ab- 
hängt, wie schnell diese beispielsweise mit Personalanpassungen auf sich ändernde Marktbe- 
dingungen reagieren können, kann umgekehrt auch ein „Übermaßu an externer Flexibilität 
nennenswerte Kosten verursachen. Da die von den Unternehmen vielfach entwickelten 
,,Selbstverpflichtungen" nicht justitiabel und deshalb auch nur begrenzt glaubwürdig sind, 
stellt sich die Frage, ob bzw. inwiefern externe Beschränkungen des Entlassungsverhaltens 
von Untemehmen - sei es in Form staatlicher Regulierungen oder durch die Einflußnahme 
rechtlich autorisierter Arbeitnehmervertretungen - die Funktionsfähigkeit von Unternehmen 
und Arbeitsmärkten sicherstellen bzw. erhöhen können. 

Stand: Da die Bereitschaft von Arbeitnehmern, in den Erwerb beziehungsspezifischer Quali- 
fikationen zu investieren, ebenso wenig ,,erzwungen" werden kann wie deren grundlegende 
Bereitschaft, Arbeitsleistung zu erbringen, sind aus Untemehmenssicht spezifische An- 
reizmechanismen erforderlich, um einerseits die Investitionsbereitschaft stimulieren und an- 
dererseits ,,opportunistisches" Verhalten minimieren zu können. Dies wird im allgemeinen 
dadurch sicherzustellen versucht, daß Arbeitnehmer zu Beginn ihrer Betriebszugehörigkeit 
unterhalb und in späteren Phasen oberhalb ihres Wertgrenzproduktes entlohnt werden (vgl. 
Lazear 1979, 1981). Damit werden aber zugleich exogene Regelungen zur Reduktion oppor- 
tunistischen Verhaltens seitens der Untemehmen unvenichtbar, denn unter den genannten 
Bedingungen ist die Einhaltung impliziter Karrierezusagen und Beschäftigungsgarantien nur 
solange zu erwarten, wie die Entlohnung der Arbeitnehmer unterhalb ihres Wertgrenzpro- 
duktes liegt. Sobald aber die Entlohnung die Produktivität übersteigt, nimmt die Wahrschein- 
lichkeit opportunistischen Verhaltens in dem Maße zu, wie die zusätzlichen (Entlassungs-) 
Erträge in Form von dem Vertragspartner zustehenden Senioritätslohnbestandteilen die Ko- 
sten des Reputationsverlustes übersteigen. Vor diesem Hintergrund lassen sich sowohl Mit- 
bestimmungsregelungen als auch gesetzliche Kündigungsschutzbestimmungen nicht nur im 
Sinne der exit-voice Theorie Hirschmans (1970) interpretieren, sondem auch als institutionel- 
le Schutzvorrichtungen, die ihrerseits die Investitions- und die Leistungsbereitschaft von Ar- 
beitnehmern erh6hen und damit produktivitätssteigemd wirken (können). 

Empirische Überprüfwig: Unter Verwendung sowohl des britischen als auch des australischen 
,,Workplace Industrial Relations Survey" sowie einer vergleichbaren deutschen Stichprobe 
mit Angaben von jeweils rund 2.000 Betrieben zeigt der empirische Teil der Studie, daß Mit- 
bestimmungsregelungen und Kündigungsschutzbestimmungen nicht nur die Zahl an Entlas- 
sungen, sondem auch die Häufigkeit arbeitnehmerseitiger Kündigungen reduzieren und damit 
eine nennenswerte Reduktion der ,,wer costs of labor" bewirken. Mit Hilfe der Daten des 
,vSozio-ökonomischen Panels" kann zudem nachgewiesen werden, daß das individuelle Ent- 
lassungs- und Arbeitslosigkeitsrisiko c.p. mit der Länge der Kündigungsfristen zurückgeht, 
d.h. daß derartige Regelungen auch für Arbeitnehmer vorteilhaft sind. 



Ziel: Die Betriebe in Entwicklungsländern werden durch ausgeprägte arbeits- und sozial- 
rechtliche Lücken in ihren wirtschaftlichen Tätigkeiten behindert. Während internationale 
Organisationen diese Defizite durch Normensetning im Rahmen der Arbeitsbeziehungen 
(ILO) und Konditionen bei der Kreditvergabe (Weltbank und Internationaler Währungsfonds) 
auszugleichen versuchen, beheben einige Betriebe die staatlichen Defizite, indem sie ihrer 
Belegschaft Sozialleistungen gewähren. Es ist zu vermuten, daß betriebliche Sozialpolitik ei- 
nen wesentlichen Beitrag zur sozialen Sicherung in den Ländern, die eine frühe Industriali- 
sierungsphase durchlaufen, leisten kann. Das Ziel dieser Untersuchung ist, die Bestimmungs- 
gründe für freiwilliges betriebliches Sozialengagement dort zu identifizieren. 

L 

Unternehmerische Selbstregulierung und internationale Regulierung: Zwei Ansätze, 
arbeits- und sozialrechtliche Defizite in Entwicklungsländern auszugleichen 

Vorgehen: In Analogie zur Entwicklung des betrieblichen Sozialengagements eines deutschen 
Unternehmens zur Zeit der Industrialisierung soll der obigen Fragestellung am Beispiel zairi- 
scher betrieblicher Sozialversicherungssysteme nachgegangen werden. Die betriebliche 
Krankenversicherung wird zur exemplarischen Darstellung dieses Zusammenhangs herange- 
zogen. Zaire eignet sich besonders gut für die Untersuchung, weil das Land über reiche Bo- 
denschätze verfügt, so daß der industrielle Sektor stärker als in anderen afrikanischen Län- 
dem ausgeprägt ist. Deutschland bietet sich zum Vergleich insofern an, als es sich zwar einer- 
seits um ein hochentwickeltes Industrieland handelt, das aber andererseits wirtschaftshistori- 
sche Entwicklungen aufweist, die denen in Zaire (Bergbau) ähnlich sind. 
Die Fragestellung wird in einem institutionenokonomischen Umfeld untersucht. Es wird an- 
genommen, daß die zu untersuchende Sozialleistung effizienzlohntheoretisch interpretiert 
werden kann und bei ihrer EinNirung Produktivitätskalküle im Vordergrund stehen. 

Dip1.-Kh. Musewa M'Bayo 

Stand: Das Projekt hat in seiner Kernfrage wesentliche Erweiterungen erfahren. Wegen der 
noch bevorstehenden Ausweitung auf vorhandene historische Aufsätze steht ein detaillierter 
Nachweis der Einflußfaktoren bei der Einführung betrieblicher Sozialleistungen noch aus. 

Start: 0811 992 

Ende: 0811 994 

Arbeits- und Zeitplanung: 
01/1994-03/1994 Ende der theoretischen Aufarbeitung und Beginn der Anfertigung der 

Fallstudie des deutschen Fallunternehmens 
0411 994-0611 994 Ende der Anfertigung der Fallstudie des deutschen Falluntemehmens und 

Anfertigung der Fallstudie des zairischen Bergbauuntemehmens 
0711994-0811994 Überarbeitung der ILO-Daten und Beginn der vergleichenden Analyse 

im Rahmen der Erstellung der Rohfassung 

> 



Mischfinanzierung im Krankenhaussektor - Zur gleichzeitigen Anwendbarkeit von 
Fallpauschalen und Abteilungsbudgets 

Start: 0711 993 

Dip1.-Kfin. Benedikt Queins Ende: 1211995 

Ziel: Mit den Änderungen des Gesundheitsstrukturgesetzes 1993 (GSG) verfolgt Bundesge- 
sundheitsminister Seehofer das Ziel, die marktlichen Elemente im Krankenhaussektor zu stär- 
ken. Konkret beinhaltet das Gesetz, daß die Finanzierung der Krankenhäuser ab 1996 nicht 
mehr über das Selbstkostendeckungsprinzip erfolgt, sondern daß ein Preissystem etabliert 
wird, das auf Fallpauschalen basiert. Daß Fallpauschalen effizienzsteigernde Wirkung auf- 
weisen, wird gemeinhin kaum angezweifelt, jedoch geben insbesondere Vertreter aus der 
Praxis und allen voran die Deutsche Krankenhausgesellschaft zu bedenken, daß die Effizienz- 
verbesserungen teuer erkauft werden müssen, und zwar durch Probleme wie Klientenselek- 
tion und Qualtiätsminderung. 
In dieser Arbeit wird von der begründeten Annahme ausgegangen, daß Fallpauschalen zu- 
mindest für Teilbereiche des Krankenhausleistungsspektrums ohne diese schädlichen Ne- 
benwirkungen angewandt werden können und in diesem Bereich auch eingeführt werden soll- 
ten. Die Krankenhausfinanzierung würde dann über ein Mischsystem erfolgen, in dem Fall- 
pauschalen und Budget nebeneinander bestehen, so daß ein Teilbereich der Krankenhauspro- 
duktion marktlich organisiert und ein anderer nichtmarktlich organisiert wäre. 
Ziel dieser Arbeit wird es sein, diese in der BR Deutschland zur Zeit eher iterativ-experimen- 
tell vonstatten gehende Grenzziehung zwischen beiden Finanzierungsarten wissenschaftlich 
zu begleiten. Ein theoretisches Modell soll entwickelt werden, auf dessen Grundlage politi- 
sche Gestaltungsvorschläge formuliert werden können. 

Vorgehen: Zunächst sollen die Grenzen der Marktsteuerung im Krankenhausfinanzierungs- 
system in institutionenökonomischer und informationstheoretischer Analyse ausgelotet wer- 
den. Dazu wird die (betriebswirtschaftliche) Sichtweise eines Krankenhausleiters eingenom- 
men, der sich als Gewinnmaximierer verhält. Die Grenze der Marktsteuerung ist - volkswirt- 
schaftlich gesehen - dort erreicht, wo es betriebswirtschaftlich lukrativ wird, gute Klienten 
von schlechten zu trennen oder Qualität zu vermindern. 
Die Arbeit widmet sich der Entwicklung eines Modells, das diese Grenze zu ermitteln vermag 
und eine Neuziehung der Grenze in einer dynamischen Umwelt (medizinischer Fortschritt, 
veränderte Produktionsabläufe, veränderte Kostenstrukturen) unter verschiedenen 
Wohlfahrtskriterien (Value Maximation, Pareto-Effizienz) ermöglicht. 
Der empirische Teil der Arbeit wird darin bestehen, dieses Modell mit Krankenhausdaten zu 
konfrontieren und eine Grenzermittlung exemplarisch durchzuführen. 

Stand: Das theoretische Modell ist so weit entwickelt, daß mit der empirischen Überprüfung 
begonnen werden kann. Einige Unternehmen haben ihre Bereitschaft zur Mitarbeit bekundet. 

Arbeits- und Zeitplanung: 
Vordringliches Ziel bis Ende 1994 ist die Anbahnung von Kooperationen mit Krankenhäu- 
Sem, die Uber ein geeignetes Rechnungswesen verfigen. Parallel dazu soll das theoretische 
Konzept vervollständigt werden. Dabei stehen ergänzende Analysen iiber die Bedingungen, 
unter denen dieses Modell Gültigkeit besitzt, im Vordergrund. Erste Berechnungen sollen ab 
Frühjahr 1995 erfolgen. 



Ziel: Rezessive Absatzeinbrüche zwingen Untemehmen zur Reduktion von Personalkosten. 
Da Uhne  nach unten nur geringfügig flexibel sind, müssen Untemehmen die notwendigen 
personalpolitischen Anpassungen zu einem großen Teil durch Senkung des Arbeitsvolumens 
realisieren. Dies wiederum kann - verkürzt - durch zwei verschiedene Optionen erreicht wer- 
den: eine Reduktion der individuellen Arbeitszeiten (bei gleichbleibendem Beschäftigungs- 
stand) oder durch Personalabbau (bei Konstanz der individuellen Arbeitszeiten). Welche Mi- 
schungen aus beiden genannten Optionen wählen Untemehmen? Welchen Einfluß haben da- 
bei die Produktionstechnologie, die Arbeitsbeziehungen und die Institutionen des Arbeits- 
marktes? 

J 

Arbeitszeitverkürzung oder Personalabbau? Zur ErMärung von 
Unternehmensverhalten in der Rezession 

Vorgehen: Geleitet werden soll die Beantwortung der beiden Fragen von jüngeren Ansätzen 
zur Untemehmenstheorie, die zwar einzelwirtschaftliches Handeln bei Unsicherheit modellie- 
ren, jedoch bisher nicht auf den betrachteten Problembereich angewandt worden sind. Es wird 
mit diesen neueren Ansätzen unterstellt, daß eine Änderung untemehmerischer Entschei- 
dungsvariablen, hier der Arbeitszeit und der Beschäftigungshöhe, um so stärker mit Unsi- 
cherheit behaftet ist, je deutlicher die bisherige Untemehmenspolitik modifiziert wird. Die 
Grade von Unsicherheit, mit denen verschiedene Untemehmenspolitiken in der Rezession 
einhergehen, sollen im Projekt gemeinsam mit den entsprechenden zu erwartenden Kosten 
und Erträgen abgeschätzt und, wieder in Anlehnung an die jüngere Untemehmenstheorie, in 
einem unterstellten Optimierungskalkul risikoscheuer Untemehmen ,,verrechnetu werden. Da 
sowohl untemehmensspezifische Faktoren (der Produktionsprozeß) als auch externe Faktoren 
(die Arbeitsmarktinstitutionen) die Struktur des jeweils sinnvollen ,,Portefeuilles" personal- 
politischer Anpassung beeinflussen dürften, ist der einzelwirtschaftliche und institutio- 
nenökonomische Ansatz des IAAEG-Forschungsprogramms ein sehr naheliegender Zugang 
zum betrachteten Problem. 

Dip1.-Vw. Martin Schneider 

Stand: Das Projekt ist in der Anfangsphase. Derzeit wird untersucht, welche Wirkungen ver- 
schiedenen Optionen zur Arbeitszeitverkürzung und zum Personalabbau zugerechnet werden. 
Zudem ist damit begonnen worden, die betrachteten neueren Ansätze der Unternehmenstheo- 
rie aufzuarbeiten. 

Start: 01/1994 

Ende: 01/1997 

Arbeits- und Zeitplanung: 
1994 Aufarbeitung des Forschungsstandes und der Theoriebausteine 
1995 Theorieformulierung und Planung einer empirischen Umsetzung 
1996 Empirische Umsetzung und Fertigstellen der Arbeit 

* 



Ziel: Vollzugskosten sind als Kosten eines nicht reibungslosen Gesetzesvollzugs interpretier- 
bar. Im Gegensatz zu Markttransaktionen, die in der Regel unterbleiben, wenn die Transakti- 
onskosten zu hoch sind, findet der Gesetzesvollzug aufgrund des Zwangscharakters und der 
Möglichkeit der Überwälzung der Vollzugskosten auf die Untemehmen auch dann statt, wenn 
die Vollzugskosten hoch bzw. sogar unnötig hoch sind. Ziel des Projektes ist es daher, am 
Beispiel arbeits- und sozialrechtlicher Regulierung die Vollzugskostenbelastung der Unter- 
nehmen in Abhängigkeit von Regelungsdichte und verwendeten Regulierungsinstrumenten 
abzubilden. 

Betriebliche Vollzugskosten der Arbeits- und Sozialgesetzgebung im internationalen 
Vergleich 

Vorgehen: Im Gegensatz zu den vorliegenden Studien wird hier nicht eine buchhalterische, 
sondern eine entscheidungstheoretische Kostenartenrechnung entwickelt, die Deregulierungs- 
bzw. Rereguliemngsempfehlungen erlaubt. Dabei werden vor allem zwei Kostenkategorien 
unterschieden: Pauschalisierungskosten, die aus der rechtlichen Gleichbehandlung ungleich- 
artiger betrieblicher Tatbetände resultieren, und Differenzierungskosten, die die Belastung der 
Untemehmen durch eine, die individuellen Tatbestandsmerkmale berücksichtigende Fallun- 
terscheidung ausdrücken. Mit diesen Kategorien werden dann international verschiedene 
Rechtsregelungen ,,vermessenu. Aufgrund der erforderlichen Variabilität der nationalen Re- 
gelungssysteme wurden als Untersuchungsländer Deutschland, Frankreich, Luxemburg und 
die Niederlande ausgewählt. 

Dip1.-Kfm. Michael Schröder 

Stand: Das Modell zur Messung der Vollzugskosten wurde erarbeitet. Das Schwerbehinder- 
tenrecht, als exemplarisches Untersuchungsfeld, wurde für die Länder Deutschland, Frank- 
reich und Luxemburg bereits aufgearbeitet und teilweise schon entsprechend der theoreti- 
schen Kategorien codiert. Die approximative Messung der betrieblichen Opportunitätskosten 
von Rechtsvereinfachung ermöglicht im Unterschied zu den existierenden Studien eine Voll- 
zugskostenanalyse, die eine Reduzierung der Komplexität von Rechtsvorschriften auch aus 
Untemehmenssicht nicht a priori als vorteilhaft erscheinen läßt. 

Start: 0111992 

Ende: 1211 995 

Arbeits- und Zeiplanung: 
0111994-0611994 Weiterentwicklung des theoretischen Ansatzes 

Quantifizierung der sekundärstatistisch erfaßbaren Indikatoren 
Vorbereitung der empirischen Erhebung 

0711994- 1211 994 Durchführung der empirischen Erhebung 
1995 Auswertung und Fertigstellung der Arbeit 



Die allokativen Wirkungen unterschiedlicher Ein kommenssys teme im öffentlichen 
Sektor 

Start: 02/1993 

Dip1.-Vw. Karin Wagner Ende: 1211995 

Ziel: Die angespannte Lage der öffentlichen Haushalte sowie auch die europäische Integration 
üben einen immer stärker werdenden Druck auf den öffentlichen Sektor und damit auch auf 
die Einkommen und Einkommenssysteme aus. Veränderungen der Einkommenssysteme, z.B. 
durch die Einführung von leistungsbezogenen Lohnbestandteilen, verändern aber auch die 
Natur der Arbeitsbeziehungen, bzw. des impliziten Vertrages mischen Arbeitgebern und Ar- 
beitnehmern. In diesem Projekt wird nun versucht, mithilfe von Konzepten der Neuen Insti- 
tutionenökonomie die Frage zu beantworten, ob unterschiedliche Einkommenssysteme diffe- 
rentielle Allokationswirkungen hinsichtlich der Verteilung der Arbeitskräfte auf verschiedene 
Sektoren haben und, wenn ja, ob diese entsprechend der komparativen Vorteile erfolgt und 
somit dem spezifischen Charakter öffentlicher Aufgaben gerecht wird. 

Vorgehen: In der theoretischen Aufarbeitung der Arbeitsbeziehungen im öffentlichen Sektor 
gibt es noch erhebliche Lücken. Die Determinanten der Verteilung der Arbeitskräfte auf den 
privaten und den öffentlichen Sektor sind nur ansatzweise und für Teilaspekte untersucht. 
Auch wenn bei wenigen Ausnahmen Selbstselektion und damit auch verbunden die Gefahr 
der Negativselektion thematisiert wird, existiert jedoch kein Ansatz, der Selbstselektion und 
damit verbundene Matchingprozesse systematisch und theoretisch aufarbeitet. Ausgehend von 
der Annahme, daß die spezifischen Aufgaben des Staates auch spezifische Qualifikationen er- 
fordern, wird in diesem Projekt versucht, ein Screening-Modell zu entwickeln, das zu der ge- 
wünschten Verteilung der Arbeitskräfte gemäß ihrer Qualifikationen auf die verschiedenen 
Sektoren führt. Mittels eines Vergleichs mit Großbritannien ist es möglich zu prüfen, ob un- 
terschiedliche Einkommenssysteme zu differentieller Allokation von Arbeitskräften führen. 
Die empirische Priifuqg soll sich dabei insbesondere auf die Gruppe der Pflegekräfte und/oder 
der Lehrer beziehen. 

Stand: Das Projekt befindet sich momentan in der Phase der Theorieentwicklung. Die näch- 
sten Schritte werden darin bestehen, den Screening-Mechanismus genauer zu entwickeln und 
dabei insbesondere die trennenden, kritischen Variablen festzulegen und zu operationalisie- 
ren. Parallel dazu wird versucht, die Ausgangshypothese, daß die spezifischen Aufgaben des 
öffentlichen Sektors ebenso spezifische Qualifikationen der Arbeitskräfte erfordern, theore- 
tisch zu untermauern. 

Arbeits- und Zeitplanung: 
05/1994-12/1994 Entwicklung des Modells und Vorbereitung der empirischen Prüfung 
ab 01/1995 Empirischer Test und Fertigstellung der Arbeit 



Ziel: Wie reagieren nationale Arbeitsmärkte, während sich Produkt- und Kapitalmärkte 
hochentwickelter Volkswirtschaften zunehmend - unter Ausnutzung von Skaleneffekten und 
Standortspezifika - international organisieren? Das Verhalten von Unternehmen als verbin- 
dendes Element zwischen den einzelnen Märkten wird für die Beantwortung dieser gerade im 
Hinblick auf die europäische Integration sehr brisanten Frage in den Mittelpunkt gerückt: Das 
Zusammenspiel zwischen der vom Produktmarkt diktierten Arbeitsnachfrage und dem darauf 
reagierenden Arbeitsangebot findet im einzelnen Untemehmen seine institutionelle Mani- 
festation. Ziel der Arbeit ist es daher, von personalpolitischen Untemehmensentscheidungen 
vor dem Hintergrund der fortschreitenden Internationalisierung der Märkte auf die Entwick- 
lung von Lohnniveau und -struktur zu schließen. 

Vorgehen: Die Behandlung von Arbeitsmarktfiagen im Zusammenhang mit der Internationa- 
lisierung der Volkswirtschaften geschieht typischerweise losgelöst von einer differenzierteren 
Sicht der personalpolitischen Unternehmensentscheidungen. 
Diese Arbeit geht daher einen anderen und neuen Weg. Das Untemehmen als wesentliche 
Entscheidungseinheit über die mit dem Intemationalisierungsprozeß einhergehenden Perso- 
nalveränderungen wird in den Mittelpunkt der Untersuchung gerückt. Die Beschäftigungs- 
und Entlohnungspolitik von Multinationalen Unternehmen als den wesentlichen Initiatoren 
und Trägem des Internationalisierungsprozesses wird analytisch und empirisch mit jener rein 
nationaler Unternehmen verglichen. Der Unterschied zwischen diesen beiden Typen von Un- 
ternehmen wird - bezüglich der Auswirkungen auf die Personalentscheidungen - in einer sich 
durch die grenzüberschreitenden Aktivitäten andersartigen Organisationsform vermutet. Die 
Arbeitsmarktdynamik, die in der Koexistenz von auf diese Weise heterogenen Nachfiagem 
liegen muß, wird schließlich in Beziehung gesetzt zu beobachtbaren Entwicklungen von 
Lohnniveau und -struktur. Die einzelnen Schritte in der Argumentation sind empirisch über- 
prüfbar, wobei unterschiedliche Datenquellen und unterschiedliche Auswertungsmethoden 
herangezogen werden. Da Großbritannien und die Bundesrepublik die im europäischen Kon- 
text bedeutendsten Quellen und Empfänger ausländischer Direktinvestitionen darstellen, wer- 
den ihre Arbeitsmärkte für diese Überprüfung herangezogen. 

Stand: Sowohl die Aufarbeitung der Literatur und die Theoriebildung als auch vorläufige Er- 
gebnisse der Analyse von Makrodaten haben vermuten lassen, daß die zunehmende Intema- 
tionalisierung entwickelter Volkswirtschaften zu einer steigenden Ungleichheit in der Vergü- 
tung des Inputfaktors Arbeit führen dürfte. Als wesentlich für die Überprüfung der zugrunde- 
liegenden Annahme über die Verschiedenartigkeit der Personalpolitik bei multinational or- 
ganisierten und rein national organisierten Untemehmen stellte sich die Nutzung der Daten 
des 1990er Workplace Industrial Relations Survey heraus. Um die Vermutung über die mit 
der Koexistenz dementsprechend unterschiedlicher Arbeitsmarktnachfrager nisammenhän- 
genden Entwicklung von Lohnniveaus zu überprüfen, sind im Rahmen der Quinter Studie zur 
Praxis der Personalpolitik in Europa (QUIPPE) Unternehmensdaten in Großbritannien und 
der Bundesrepublik zusammengetragen worden. Dies wurde unter anderem durch einen 
zehnmonatigen Forschungsaufenthalt im Rahmen des Human Capital and Mobility Pro- 
gramms an der Industrial Relations Research Unit der University of Warwick ermöglicht. 

Arbeits- und Zeitplanung: 
0311994-09/1994 Abschluß der Evaluierung der Daten im Hinblick auf die sich aus der 

Theorie ergebenden Vermutungen, Abschluß der Promotion. 



Personnel Policy in an Integrated Europe 

Start: 12/1993 

Monika Weber-Fahr M.A. Ende: 05/1994 

Ziel und Vorgehen: In Kooperation mit einem englischen Forscher der Coventry Business 
School werden die gemeinsamen Kenntnisse einer bestimmten Datenbasis, des 1990 British 
Workplace Industrial Relations Survey, genutzt, um Eigenheiten der Personalpolitik Multina- 
tionaler Untemehmen im Vergleich zu jenen Nicht-Multinationaler Untemehmen zu identifi- 
zieren. Im Mittelpunkt stehen dabei nicht nur die üblicherweise von Arbeitsökonomen unter- 
suchten Indikatoren wie Arbeitszeiten oder Löhne, sondern auch die Art und Weise des je- 
weiligen Personalmanagements, Arbeitnehmer in den Produktionsprozeß verantwortlich ein- 
zubinden. Wesentlich bei der Untersuchung ist die Überprüfung der zahlreichen Hypothesen 
aus der Human Resource Management-Literatur und der Industrial Relations-Forschung an- 
hand eines einzigartigen Datensatzes. 

Arbeits- und Zeitplanung: 
Bis Mai 1994 soll die Untersuchung abgeschlossen werden. Vom britischen Kooperations- 
Partner wird sodann eine Publikation vorbereitet. 



Ziel: Seit Mitte der 80er Jahre werden in Deutschland mit zunehmender Tendenz Entschei- 
dungen über die Dauer und Verteilung der Arbeitszeit der Beschäftigten auf Untemehmens- 
ebene getroffen. Der Trend zur Dezentralisierung tarifpolitischer Entscheidungen läßt sich 
insgesamt fiir Westeuropa beobachten. Vorangetrieben wird diese Entwicklung unter anderem 

. 
Der Betrieb als Politikarena - zur institutionellen Bedingtheit betrieblicher 
Arbeitszeitpolitik 

durch staatliche Deregulierungsmaßnahmen und verschärfte Wettbewerbsbedingungen, die 

Dip1.-Pol. Susanne Wienecke 

von Untemehmen flexible Anpassungsstrategien erfordern und außerdem dazu führen, daß 
der Betrieb als Politikarena an Bedeutung gewinnt. Während sich einerseits dieser Bedeu- 

Start: 10/1991 

Ende: 09/1994 

tungszuwachs der betrieblichen Entscheidungsarena in den europäischen Industrieländem 
abzeichnet, unterscheiden sich die nationalen Systeme der industriellen Beziehungen wei- 
terhin erheblich. Welche Rolle diese institutionellen Differenzen, in denen unterschiedliche 
Handlungsressourcen betrieblicher Akteure angelegt sind, für die Politik im Betrieb spielen, 
untersucht diese Arbeit. Ziel ist es, am Beispiel des Politikfeldes Arbeitszeit festzustellen, ob 
und wie sich die unterschiedlichen nationalen Systeme der betrieblichen Arbeitsbeziehungen 
auf betriebliche Entscheidungsprozesse und damit die Arbeitszeitgestaltung im Unternehmen 
auswirken. 

Vorgehen: Die These „institutions matter", die der Neue Institutionalismus in der Politikwis- 
senschaft wieder aufgegriffen hat, und die analytischen Kategorien der Policy-Analyse bilden 
den gemeinsamen theoretischen Rahmen für die Arbeit. Zwei Arbeitshypothesen zur funktio- 
nellen Verschränkung von Gewerkschaft und betrieblicher Arbeitnehmervertretung und zur 
gesetzlichen Handlungskompetenz der Arbeitnehmervertretung in Arbeitszeitfragen wurden I 

vor dem Hintergrund der Ergebnisse der vergleichenden InduStrial Relations-Forschung 
entwickelt. I 

I 

Diese Hypothesen werden empirisch mit Hilfe zweier quantitativ und qualitativ angelegter 
Erhebungen geprüft. Zudem dienten die Arbeitshypothesen dazu, die Fragebögen, die fiir die 
Befragung der Arbeitnehmervertretungen in deutschen, luxemburgischen und britischen Ban- 
ken verwendet wurden, zu strukturieren und ZU erarbeiten. Der Leitfaden, der in einer geson- 
derten Untemehmensbefragung (vgl. QUIPPE) für die Erhebung arbeitszeitpolitischer Ent- 
scheidungsprozesse verwendet wurde, basiert auf den Strukturelementen der Policy-Analyse. 

Stand: Es liegen Untemehmensdaten zu arbeitszeitpolitischen Entscheidungsprozessen aus 
der Quinter Studie zur Praxis der Personalpolitik in Europa (QUIPPE) für über 20 Banken in 
Frankfurt, Luxemburg und London vor. Sie werden durch insgesamt 23 Interviews ergänzt, 
die mit Arbeitnehmervertretem (Betriebsräten, Belegschaftsdelegierten, Staff Representati- 
vesmegotiating Officers) überwiegend in denselben Untemehmen geführt wurden. Dieses 
Datenmaterial erlaubt es, institutionelle und ökonomische Einflüsse im Hinblick auf politi- 
sche Entscheidungsprozesse in Unternehmen zu berücksichtigen. Die Forschungsergebnisse 
können zudem dazu beitragen, unterschiedliche Entwicklungen der Arbeitszeiten in Europa 
zu erklären. 

Arbeits- und Zeitplanung: 
03/1994-09/1994 Datenevaluierung und Erstellen einer ersten Fassung der Dissertation 



3.23 Personal- und Organisationsentwicklung 

Im Jahre 1993 wurde die Entwicklung des Personals nach denselben Grundsätzen wie in den 
früheren Jahren fortgeführt: 

- intensive wissenschaftliche Gespräche über die Projekte der Mitarbeiter: 
Im Rahmen eines wöchentlich 6-stündigen Doktorandenkolloquiums stand neben der ge- 
meinsamen Lektüre von Texten zu Sozialpolitik und Sozialphilosophie und der Lektüre 
grundlegender Texte der Organisations- und Institutionenökonomie entlang des 1992 er- 
schienen Lehrbuches von Milgrom und Roberts insbesondere die intensive Diskussion der 
einzelnen Projekte in der Forschungsgruppe im Mittelpunkt. 

- Kompetenzerweiterungen und Anspnichserhohungen durch Kontakte mit in- und auslän- 
dischen Spitzenforschem: 
An dieser Stelle ist v.a. Monika Weber-Fahr zu ewähnen, die die Zeit vom 01.03.1993 bis 
zum 31.12.1993 an der Industrial Relations Research Unit der University of Warwick als 
Visiting Research Fellow verbrachte. Der Aufenthalt wurde von der EG im Rahmen eines 
Stipendiums des Human Capital and Mobility Programmes finanziert. 

- Anregung zur Teilnahme an international besetzten Intensivkursen, zu Vorträgen und zu 
Veröffentlichungen. 

Koautorenschaften: 
In der Gruppe ist die Intensivierung der Kooperation zwischen den verschiedenen For- 
schern (einschließlich des Direktors) durch gemeinsame Publikationsprojekte gestärkt 
worden. An erster Stelle ist die Quinter Studie zur Praxis der Personalpolitik in Europa 
(QUIPPE) zu nennen, die für die beteiligten Personen eine Schule in angewandter Sozial- 
forschung war; an zweiter Stelle ist die Besprechung personalwirtschaftlicher Lehrbücher 
der letzten zehn Jahre zu nennen, an der eine wissenschaftliche Hilfskraft, Doktoranden, 
Habilitanden und der Direktor teilgenommen haben. In anderen Projekten wurden Opera- 
tionen mit auswärtigen, auch ausländischen Forschern und Forschergnippen weiter ver- 
folgt. Dieser Weg des ,,Leaming by working together" wird weiter verstärkt werden. 

Trotz diesen Fortschritts und einer produktiven Arbeitsatmosphäre ist nicht zu übersehen, daß 
die Betreuung der Gruppe noch intensiver sein könnte. Unter unseren sehr hilfreichen Gästen 
war Prof. Dr. Howard Gospel, damals Kent University, heute Oxford University, der am 
Ende seines Berichts die folgenden Kommentare gegeben hat: 

Overall, I was lefr with a very favourable impression of the activities of the M G ,  its staff 
und students. The students are first class und possess considerable ability und enthusiasm - 
they reflect what LI the very best about the German system of education und research. Stafi 
both academic und support, struck me as dedicated und hardworking. The facilities of the 
Institute, library und computing facilities are good. 
As a visitor I hope it would be appropriate to make a few critical, though I truit constructive, 
comments. First, I felt that there was more need for closer working behveen the economists (+ 
a few sociologists, political scientists etc.) und the lawyers. They did sometimes strike rne as 
living in rather separate worlds (wings of the building). How this can be accomplished is 
more diqicult: above all I think there should be more institutional focus on the , behaviour of 
the animak' in the labour market und less of reliance on disciplinary starting points; this 
would mean starting with research problems und attempting to answer them in an inter- 
dkciplinary manner. Second, I felt that the two professors could be ,added to' in various 
ways: (U) perhaps other professors, with related interests, might be more actively involved in 
the work of the M G ;  (b) a larger middle level cadre of those working for their Habilitation 
und those working on funded resarch projects could be added. This would relieve the present 
professors of the burden of their supervisory work would widen the disciplinary interests of 
the Institute, und would give it more depth at the middle level of stafing. 



Again, however, I would reiterate that I was left with a very positive hpression of the W G  
and I benefitted considerably from my stay there. " 

Die Betreuung von 18 Promotionen und 2 Habilitationen gleichzeitig neben den anderen Auf- 
gaben des Direktors wird von ihm selbst auch als Herausforderung betrachtet, deren Ausgang 
offen ist. Die Delegation von Betreuungsaufgaben auf Habilitanden ist im Gange, sie wird je- 
doch nur erfolgreich sein können, wenn die zu betreuenden Forschungsprojekte nahe genug 
an den Arbeiten der Habilitanden selbst liegen. Anders ausgedrückt: Eine der Lehren der er- 
sten Jahre ist es, in Zukunft methodisch und empirisch noch enger beieinander liegende Pro- 
jekte zu formulieren. Dieser Versuch steht dann allerdings im Widerspruch zu dem zweiten 
Vorschlag Howard Gospels, weitere Professoren und deren aller Wahrscheinlichkeit nach he- 
terogene Forschungsinteressen stärker in die Arbeitsgruppe des IAAEG zu integrieren. Die 
beiden Wege haben jeweils einiges für sich, sie sind aus der Sicht des wirtschaftswissen- 
schaftlichen Direktors gleichzeitig nicht zu realisieren; er hat sich für den ersten Weg ent- 
schieden. 

Eine wesentliche Neuerung in der Personal- und Organisationsentwicklung im Jahre 1993 war 
die Konstituierung sogenannter Qualitätszirkel, die sich das Ziel gesetzt hatten, einige Ver- 
besserungen bezüglich der internen Organisation des Forschungsbetnebes auszuarbeiten. 
Neben dem Qualitätszirkel Jahresbericht, der sich v.a. mit technischen Abläufen und deren 
Koordination beschäftigte, verdienen diejenigen mit wissenschafilichem Schwerpunkt Er- 
wähnung: 

Qualitatszirkel QUIPPE - Quinter Studie zur Praxis der Personalpolitik in Europa 

Obwohl oder weil sich eine Vielzahl von Dissertations- und Habilitationsprojekten am 
IAAEG Iändervergleichende Fragestellungen zum Gegenstand haben, ist nahezu allen Arbei- 
ten das Problem fehlender international vergleichbarer Daten zur betrieblichen Personalpo- 
litik gemeinsam. Es gibt zwar auf der einen Seite aggregierte Arbeitsmarktdaten im weitesten 
Sinne und auf der anderen Seite Betriebsdaten aus einer Vielzahl an Fallstudien, allerdings er- 
füllen diese unterschiedlichen Berichtssysteme nicht das Kriterium der Vergleichbarkeit, ins- 
besondere nicht über Landesgrenzen hinweg, oder sie geben wenig Auskunft über das Be- 
triebsgeschehen, da sie zu stark aggregiert sind. Daher wurde im September die Arbeits- 
gnippe Untemehmensbefragung (AGUB) gebildet, um eine Datenbasis zu erarbeiten, die den 
Anforderungen der unterschiedlichen Projekte gemeinsam Rechnung trägt. Angestrebt wurde 
zunächst eine geringere Zahl an detaillierten Fallstudien in vier Branchen und vier Ländern 
(anf  Regionen), um erste Erfahrungen mit international vergleichenden Betriebsbefragungen 
zu sammeln und dem besonderen Problem des Wechsels nicht nur über Sprach-, sondern auch 
über Institutionengrenzen hinweg ausreichend gerecht werden zu können. 

Der eigens dafür erstellte Fragebogen kann durch kleinere Abwandlungen entweder auf ande- 
re Sektoren oder auf andere Länder übertragen werden. Das Know-how bezüglich der Aqui- 
rierung von Interviewpartnem und der Durchführung, Dokumentation und Auswertung von 
Interviews wird durch eine gezielte Einbindung des wissenschaftlichen Nachwuchses in die 
Projektarbeit bereits jetzt systematisch an nachfolgende Generationen weitergegeben und 
könnte in zukünftigen Studien ebenfalls analog übertragen werden. Dies sollte es möglich 
machen, ausgehend von der durch AGUB vorgelegten Arbeit evtl. auch Erhebungen in klei- 
neren Gruppen und mit weniger Aufwand durchzufihren. 

In Klausurtagungen, Kleingruppenarbeit und Einzelarbeit wurden Fragen zur Regionen-, 
Branchen- und Untemehmensauswahl besprochen sowie Entscheidungen über die Durchfüh- 
rung der empirischen Untersuchung (Fragebogengestaltung, Datenaufbereitung, Auswertung) 
getroffen. Die Arbeitsschritte, ihre Begründungen und Ergebnisse wurden für nachfolgende 
Forschergenerationen in Protokollen dokumentiert. Die Fragebögen sind in drei Sprachen 



übersetzt und dem jeweiligen institutionellen Hintergrund der Branchen und Länder angepaßt. 
(vgl. auch unter 3.2.2.2 Projektbencht QUIPPE) 

Qualitätszirkel Bibliothek 

Im wirtschaftswissenschaftlichen Teil der Bibliothek wurde bislang nur eine disziplinäre und 
zudem äußerst grobe Systematisierung des Buchbestands vorgenommen. Die Folgen waren, 
daß oft nicht nur die thematische Zuordnung immer schwieriger wurde, sondern v.a. daß ein- 
zelne Systematisierungspunkte zahlenmäßig zu groß und unübersichtlich wurden. Die Kon- 
trolle des Buchbestandes ging mehr und mehr verloren und das Auffinden eines gewünschten 
Buches wurde immer zeitauhendiger. Vor diesem Hintergrund mußte eine neue, sinnvolle 
Systematik erarbeitet und das Umstellen des Bestandes nach dieser neuen Systematik geplant 
werden. 

Beteiligt an diesen Gesprächen war neben den Mitarbeitern, die im Rahmen ihrer Infrastruk- 
turleistungen den ökonomischen Teil der Institutsbibliothek wissenschaftlich betreuen (Dr. 
Bemd Frick, Dip1.-Kffr. Ruth Böck, Dip1.-Vw. Kerstin Pul1 und Dip1.-Vw. Karin Wagner), 
auch Dr. Uschi Backes-Gellner als zusätzliche forschungserfahrene Mitarbeiterin. Informa- 
tionen über die bibliothekarisch mögliche und sinnvolle Gliederungstiefe kamen zudem von 
Seiten der Bibliothekarinnen. 

Ziel war es, eine Systematik zu entwerfen, mit der man dem theoretischen Forschungsstand 
und den sich abzeichnenden Entwicklungen im Bereich der Personal- und Organisationsöko- 
nomie sowie der Arbeitsbeziehungen gerecht wird. Darüber hinaus wurde eine eindeutigere 
Zuordnung des Buchbestandes sowie eine geringere Anzahl an Büchem je Kategorie ange- 
strebt. Auf dieser Basis sollte dann in einem zweiten Schritt die Umordnung des jetzigen Be- 
standes organisiert werden. Außerdem sollte gleichzeitig die sich noch im ökonomischen Be- 
stand befindliche juristische Literatur aussortiert und dem juristischen Bestand zugeführt 
werden. 

Im Mittelpunkt der Überlegungen standen schwerpunktmäßig folgende Aspekte: Disziplinäre 
vs. theoriegeleitete Systematisierung; Tiefe der Systematisierung; Zuordnung mehrfach zu- 
ordbarer Bücher; Behandlung spezieller Literatur, wie z.B. Umwelt, Klein- und Mittelunter- 
nehmen, Transformationsprozesse, Länderstudien etc.; Ablauf des Umordnungsprozesses. 

Basis der anfanglichen Diskussionen waren vorhandene Systematisierungen ähnlicher Buch- 
bestände anderer Bibliotheken. Nach deren Analyse wurde von einem Teil des wirtschafts- 
wissenschaftlichen Bibliotheksteams ein auf unsere Spezialbibliothek angepaßter Vorschlag 
erarbeitet. Diese Ideen wurden von den erfahreneren Mitarbeitern kritisch betrachtet und mit 
Ergänzungen und Vorschlagen versehen. Zudem wurden einschlägige Überblicksartikel und 
Sammelbände zu theoretisch abgrenzbaren Bereichen ebenso herangezogen, wie die Gliede- 
rung des ,,Journal of Economic Literature". Auch wurde, wann immer es möglich war, auf 
das Erfahrungswissen einschlägig vorgebildeter Gäste der wirtschaftswissenschaftlichen 
Arbeitsgnippe zurückgegriffen. 

Diese verbesserte Systematik wurde dann einem Pre-Test unterzogen: Bei der Zuordnung der 
Neuzugänge wurde versucht, die Bücher auch der neuen Systematik zuzuordnen. Die sich 
hier ergebenden Probleme und offenen Punkte wurden notiert und wieder diskutiert. Dieser 
Prozeß wurde mehrfach fortgesetzt, bis man sich letztlich auf einen ausführlichen Systema- 
tisierungsvorschlag einigte und diesen schriftlich fixierte. Auf dieser Basis wurde in Ab- 
sprache mit den Mitarbeitern, die jetzt Buchzuordnungen vornehmen, und unter Berücksichti- 
gung der Zeitangaben der Bibliothekarinnen, die die EDV-mäßige Titelaufnahmen durchfiih- 
ren, der Zeit- und Personalbedarf für unterschiedliche Vorgehensweisen der Umorganisation 
des Bestandes als Szenarien entwickelt. 



Der ausgearbeitete Systematisierungsvorschlag, der abschließend mit den beiden Direktoren 
besprochen wurde, sieht für den wirtschaftswissenschaftlichen Teil der Institutsbibliothek vier 
übergeordnete Teile vor: Mikroebene; Makroebene; Arbeitsbeziehungen; Grundlagen, Me- 
thoden, Daten, die ihrerseits mehrfach unterteilt sind. Zur Übersicht liegt eine überblicksarti- 
ge Systematik sowie eine kommentierte Version derselben vor. Letztere soll nicht nur zum 
jetzigen Zeitpunkt, sondern auch in den nachfolgenden Jahren eine relativ einheitliche Zuord- 
nung gewährleisten. 

Zudem liegt ein Protokoll, das die wesentlichen Vereinbarungen zwischen den Bibliotheka- 
rinnen und dem wirtschaftswissenschaftlichen Arbeitsteam festhalt, sowie ein Ablaufplan der 
Arbeitsschritte der Umräumaktion des wirtschaftswissenschaftlichen Bestandes mit dem ge- 
schätzten Zeit- und Personalbedarf vor. 

Qualitätszirkel Publikationsstandards 

Ausgangspunkt der hier zu beschreibenden Gesprächsrunden war das mit jeder Publikation 
eines Mitarbeiters der wirtschaftswissenschaftlichen Gruppe auftretende Problem uneinheitli- 
cher Formatierungen und unterschiedlichen Zitierens von Textquellen. Die Folgen waren ei- 
nerseits ein zunehmender Koordinations- und Anpassungsaufwand bei Co-Autorenschaften 
und andererseits ein ungleiches Erscheinungsbild nach außen. Eine logische Folge der be- 
schriebenen Divergenzen war eine sehr hohe Betreuungsintensität durch die zuständigen Mit- 
arbeiter in der EDV. Mit der Einführung eines neue EDV-Programms (Windows) haben sich 
zudem auch neue technische Möglichkeiten ergeben. 

An dem Versuch, diese Schwierigkeiten eigenverantwortlich zu lösen, waren Mitarbeiter un- 
terschiedlicher - bereits abgeschlossener und noch laufender - Forschungsprojekte, in denen 
Zwischen- und Abschlußberichte erstellt wurden bzw. noch erstellt werden müssen, ebenso 
beteiligt wie publikationserfahrene Doktoranden und Habilitanden. Hinzu kamen Mitarbeiter 
aus den Bereichen EDV und Öffentlichkeitsarbeit. Damit war gewährleistet, da13 nicht nur 
veröffentlichungswillige Mitarbeiter Vorschläge einbrachten, sondern auch die technischen 
und praktischen Möglichkeiten im Auge behalten werden konnten. 

Angestrebt wurden einerseits einige grundlegende Standardisierungen der Formatierungen 
und eine allen zugängliche Druckformatvorlage. Andererseits sollte eine grundsätzliche Eini- 
gung über die Form des Zitierens fremder Quellen unterschiedlicher Herkunft (Monographie, 
Sammelband, Zeitschrift, Zeitung etc.) erreicht werden. Primär sollte eine Arbeitserleichte- 
rung bei Einzel- und Co-Produkten realisiert werden. Langfristig wird aber auch ein gemein- 
sames Erscheinungsbild der Veröffentlichungen angestrebt. Die Vorschläge und die Standar- 
disierungen sollten nicht vollständig und abschließend formuliert sein, sondern für noch not- 
wendige Ergänzungen offen sein. 

Im Rahmen der vielfaltigen Diskussionen standen folgende übergreifende Themen im Mittel- 
punkt: Ausmaß der Standardisierungen; Verwendung eines einheitlichen Textverarbeitungs- 
Programms und einer Druckformatvorlage; Einbindung der Literaturdatenbank Bismas; Arten 
des Zitierens bei unterschiedlichen Quellen. 

Die Gesprächsrunden wurden in unregelmäßigen Abständen im Zeitraum von November 
1992 bis September 1993 durchgeführt. Jede Sitzung wurde von einer mit der Aufgabe be- 
trauten Mitarbeiterin (Dip1.-Kffr. Ruth Böck) moderiert, und die wesentlichen Absprachen 
bzw. die noch zu klärenden Fragen wurden protokolliert. Daneben haben sich im Zeitablauf 
zeitlich befristet einige Untergruppen gebildet, die sich mit folgenden Fragen schwerpunkt- 
mäßig beschäftigt haben: Aufarbeitung der DIN-Normen zum Zitieren; Aufarbeitung unter- 
schiedlicher Verlagsrichtlinien; Testen der Möglichkeiten und Schwierigkeiten bei der Ver- 
wendung von Windows; Testen der Möglichkeiten und Schwierigkeiten der Einbindung der 



Literaturdatenbank Bismas; Entwicklung einer Druckformatvorlage; Erstellung der ,,Publi- 
Standards". 

Die so von der Gruppe erarbeiteten Problemlösungsvorschlage wurden als ,,Publi-Standards" 
niedergeschrieben. Dabei handelt es sich um ein 20-Seiten-Paper, das die wesentlichen Rege- 
lungen enthält, auf die man sich letztlich einigte und die mit dem Direktor der wirtschafts- 
wissenschaftlichen Arbeitsgruppe abgestimmt wurden. Diese „Publi-Standards" stehen allen 
(potentiellen) Mitarbeitern zur Verfügung. Für Rückfragen und Ergänzungswünsche ist Frau 
Böck Ansprechparinerin geblieben. 

3.2.4 Erfahrungen mit dem Graduiertenkolleg 

Am 25.02.1993 fand in Schloß Quint in Anwesenheit der DFG-Gutachter Prof. Dr. Rosema- 
rie Nave-Herz, Oldenburg, und Prof. Dr. Rudolf Richter, Saarbrücken, ein Berichtskolloqui- 
um ,,Zur komparativen Theorie von Arbeitsmarktinstitutionen" des Graduiertenkollegs 
,,Soziale Sicherung in offenen Industriegesellschaften" statt. 

Im Verlaufe des Jahres wurden im Rahmen des Graduiertenkollegs folgende Dissertationen 
fertiggestellt: 

- Kremper, Klaus: Optimierung von Forschungs- und Entwicklungsaufwendungen für Un- 
ternehmen der Investitionsgüterindustrie in oligopolistischen Märkten. 28.01.1993 

- Wessels, Christiane: Das soziale Ehrenamt im Modernisierungsprozeß. Chancen und Risi- 
ken des Einsatzes beruflich qualifizierter Frauen. 17.12.1993 

3.3 Kooperationspläne zwischen der rechts- und der wirtschaftswissen- 
schaftlichen Arbeitsgruppe 

Im Jahresbericht 1992 (2.3, S.50f.) wurde ausführlich die Schwierigkeit interdisziplinärer 
Forschung beschrieben. Hierauf sei ausdriicklich verwiesen. Es gilt nach wie vor die dort ge- 
troffene Aussage, daß die kraft Satzung bestehende Verpflichtung der Wissenschaftler des In- 
stituts zu interdisziplinärer Forschung unter den gegenwärtigen personellen Rahmenbedin- 
gungen nur in eingeschränktem Maße realisierbar ist. Deshalb kann die wissenschaftliche 
Kooperation zwischen Rechtswissenschaftlern und Wirtschaftswissenschaftlern nur bei ein- 
zelnen Projekten gelingen. 

Deshalb hat auch das Kuratorium in seiner Sitzung vom 09.06.1993 gebilligt, daß beide Ar- 
beitsgruppen zunächst einmal den Maßstäben ihrer jeweiligen Disziplin gerecht werden müs- 
sen, bevor größere interdisziplinäre Projekte in Angriff genommen werden können. Aus die- 
sem Grunde konzentriert sich die Kooperation zwischen Rechts- und Wirtschaftswissenschaft 
auf die alltäglichen Probleme. Im Vordergrund stehen dabei die gegenseitige Lektüre von Ar- 
beiten, die fachliche Beratung und die Veranstaltung von wissenschaftlichen Tagungen. Ais 
Beispiel sei auf die von Prof. Sadowski organisierte Tagung der Gesellschaft für Untemeh- 
mensgeschichte venviesen, die am 30.09.1993 in Quint stattfand und der Mitbestimmung und 
Betriebsverfassung in Frankreich und Deutschland gewidmet war. An ihr wirkte etwa Prof. 
Birk als Teilnehmer einer Podiumsdiskussion mit. Andererseits wird Prof. Sadowski bei ei- 
nem internationalen arbeitsrechtlichen Kolloquium, das von Prof. Birk organisiert wird, im 
November einen Vortrag aus seinem Forschungsbereich halten. Auch wird er an dem Projekt 
mit der Polnischen Akademie der Wissenschaften mitarbeiten. 



Wichtig ist, daß die Notwendigkeit des Aufeinanderzugehens der Disziplinen von allen Mit- 
arbeitern als wesentlich erkannt wird. Dies dürfte mittlerweile auch ausnahmslos der Fall 
sein. 

4. Infrastruktur 

4.1 Bibliothek 

Nachdem in den vergangenen Jahren mit Einführung des integrierten Bibliotheks-Systems 
BIS-LOK der Geschäftsgang rationalisiert und der gesamte Bibliotheksbestand per EDV for- 
mal erschlossen wurde, nahmen die Bibliothekarinnen im Jahr 1993 das Signieren der Be- 
stände in Angriff. 

Die allgemeinen Nachschlagewerke und ein Teil des juristischen Buchbestandes - 9.577 
Bände - wurden entsprechend der institutsspezifischen Aufstellungssystematik mit Individu- 
alsignaturen versehen: anhand der systematischen Zuordnung der Bücher durch die wissen- 
schaftlichen Mitarbeiter wurden innerhalb der einzelnen Sachgruppen laufende Nummern 
vergeben. Dabei wurden Mehrfachexemplare, verschiedene Auflagen eines Werkes und Teile 
mehrbändiger Werke zusammengeführt sowie gravierende Fehler der Kurztitelaufnahmen 
korrigiert. Nach der Erfassung im Etikettenprogramm konnten die Signaturschilder ausge- 
druckt und aufgeklebt werden. Bei Zeitschriftenbänden, die bislang nicht im EDV-Katalog er- 
faßt waren, wurden zusätzlich RAK-gerechte Titelaufnahmen in BIS-LOK und für das Zeit- 
schriftenverzeichnis erstellt. 

Daß trotz dieser umfangreichen Signieraktion der laufende Geschäftsgang nicht vernachläs- 
sigt wurde, zeigen folgende Zahlen: 

- Vorakzession für und Eingabe von 1.707 Bestellungen einschließlich regelmäßiger 
Mahnung aller überfälligen Bestellungen 

- Akzessionierung von 2.798 bibliographischen Einheiten 
- Erstellung von 421 Auszahlungsanordnungen 
- Einarbeitung von 743 Bänden als Geschenke oder Tauschgaben 
- Katalogisierung von 3.316 Bänden mit 3.109 Titelneuaufnahmen und 332 Korrekturen 

an Kurztitelaufnahmen 
- tägliches Einarbeiten der eingehenden Hefte von 651 Zeitschriftenabonnements mit re- 

gelmäßiger Mahnung und Umlauforganisation 
- Pflege der Zeitschriftenliste für 1.040 Zeitschriftentitel 
- Bearbeitung von 371 Buchbinderbänden 
- Verwaltung von 374 Loseblattausgaben und 86 Fortsetzungen 
- Betreuung von 201 externen Benutzern 

1993 wuchs der Bibliotheksbestand um 2.852 Bände auf 40.310 Bände (vgl. Tabelle 2). So 
machen sich die Platzprobleme im begrenzten Magazinraum verstärkt bemerkbar, und zeit- 
aufwendige Umräumarbeiten werden immer häufiger notwendig, zumal die systematische 
Aufstellung der Bände größeren Raum erfordert. 

Durch die Signieraktion fallen auch umfangreiche Vor- und Folgearbeiten an, die die Ar- 
beitskraft der Bibliothekarinnen in besonderem Maße binden. Gleichzeitig darf der normale 
Geschäftsgang - gerade im Hinblick auf die spezielle Aufgabenstellung der Bibliothek - nicht 



beeinträchtigt werden. Die Bibliothekarinnen treten diesen verschiedenen Anforderungen mit 
Fachwissen und Engagement entgegen. 

Tabelle 2: Zugang 1993 

BE = Bibliographische Einheiten 

EDV 

Summe 

BE 

1.925 

55 

1.980 

11 

756 

105 

872 

2.852 

689 

3.541 
- P- 

Die EDV wird nun verantwortlich von Dip1.-Kfm Benedikt Queins betreut. Er wurde dabei 
von zwei wissenschafilichen Hilfskräften unterstützt, welche Teilbereiche der EDV-Organi- 
sation eigenverantwortlich betreuen, so etwa die Instandhaltung der Hardware und die Durch- 
führung und Kontrolle der Datensicherung. 

Ausland 

BE 

1.169 

22 

1.191 

8 

450 

89 

547 

1.738 

7 

1.745 
- 

Monographien 

Fortsetzungen 

Summe Monographien 

Zeitschriften: 

Neu-Abo 

Laufendes Abo 

Rückergänzung 

Summe Zeitschriften 

Summe Monographien 
und Zeitschriften 

Mikromaterialien, AV- 

Materialien, CD-ROM 

Gesamtsumme 

Die Bemühungen des EDV-Teams waren im Jahr 1993 insbesondere darauf gerichtet, das 
vielfiiltige Programmangebot auf dem Server so zu gestalten, daß der Zugriff auf die Pro- 
gramme beschleunigt und die Programmausführung stabilisiert wurde. Danach laufen DOS- 
Applikationen nun fast vollständig fehlerfrei. Diesbezüglich größere Probleme bereiten noch 
die Windows-Programme, die immer wieder durch die mangelnde Stabilität der mgrundelie- 
genden Betriebssystemerweitening beeinträchtigt werden. Dennoch erfreuen sich auch die 
Windows-Programme großer Beliebtheit, da die graphische Benutzeroberfläche ein intuitives 
Arbeiten mit dem EDV-Hilfsmittel erleichtert. 

Inland 

BE 

756 

33 

789 

3 

306 

16 

325 

1.114 

682 

1.796 



Das IAAEG verfügt über einen CD-Server, auf dem 14 CD-ROM-Datenbanken aufliegen. 
Diese sind nun nicht mehr nur Hilfsmittel für die Bibliothek, sondern sind auch für die 
wissenschaftlichen Mitarbeiter unentbehrlich geworden. Im wirtschaftswissenschaftlichen Be- 
reich ist die Anschaffung des ,,International Statistical Yearbook" (ISY) auf CD-ROM zu 
nennen. Diese Datenbank erlaubt es, Daten zu selektieren und in Dateiformate zu überführen, 
die von statistischen Programmen ohne manuelle Nachbearbeitung gelesen werden können. 
Im rechtswissenschaftlichen Bereich wurde die bislang als Loseblattsammlung geführte 
,,Arbeitsrechtliche Praxis" als CD-ROM beschafft und den Nutzern im Netzwerk bereitge- 
stellt. 

Eine neue ISDN-Datenleitung zur Universität konnte Mitte des Jahres in Betrieb genommen 
werden. Bedingt durch die achtfach schnellere Datenubertragungsrate dieser Leitung war 
erstmalig ein Zugriff auf das durch die Universitätsbibliothek bereitgestellte CD-Angebot 
möglich. 

Das bereits im Vorjahr eingeführte Electronic-Mail-Programm ist nun unter DOS und Win- 
dows lauffahig, so daß die InHouse-Kommunikation unter den Mitarbeitern des Instituts fast 
vollständig auf elektronischem Wege erfolgt. Die Vorteile dieses Systems wurden in beson- 
derem Maße erfahrbar für die während des Jahres sich im Ausland aufhaltenden Institutsmit- 
arbeiter, die auf diese Weise ständigen Kontakt mit den Kollegen im IAAEG aufrecht erhal- 
ten konnten. 

Im Bereich der Software wurde die Update-Politik der letzten Jahre konsequent weiterge- 
führt. Dadurch konnte den steigenden Anforderungen, die empirische Forschung auch an die 
Software richtet, Rechnung getragen werden. 

Betriebssystem und Netzwerkso~are 

MS-DOS (Ver 6.2, 6.0, 5.0, 4.01, 3.3), MS-Windows 3.1, NOVELL Netware 386 Ver. 3.1 1, 
Datentransfersoftware FTP, Terminalemulationen MF9750 zum Anschluß an den Universi- 
tätsgroßgrechner SIEMENS H 90 D, TNVT 220 zum Anschluß an die VAX-Großrechner 

MS-Word 2.00b (Windows), Pagemaker 5.0 (Windows), MS-Word 5.5 (DOS), HP Paint- 
brush IV (Windows), Harvard Graphics 2.0 (Windows), Harvard Graphics 3.0 (DOS), Gra- 
phikteil von EXCEL 4.0 (Windows), EXCEL 4.0 (Windows), dBASE IV Ver. 1.1 (DOS), 
SIR PC (DOS) 

- Statistik: SPSS 4.01 mit allen Erweiterungsmodulen (DOS), Microfit 386 
(DOS), Limdep 6.0 (DOS) 

- Texterkennung: Autoread 3.0 (Windows) . 

- Bibliothek: BIS-LOK Ver. 1.6, Fa. DABIS, Hamburg (NOVELL und DOS) 



5. Gas tforscher 

5.1 Rechtswissenschaftliche Gastforscher I 

i 

Tomas Prugberger 

Herr Tomas Prugberger ist in Ungarn gegenwärtig einer von zwei Arbeitsrechtlern im Range 
eines ordentlichen Professors für Arbeitsrecht. Er lehrt an der juristischen Fakultät der 
Universität Miskolc. Vom 01.04.1993 bis zum 30.06.1993 war er im Rahmen einer 
Stiftungsgastprofessur am Institut tätig. Seine Studien am Institut beinhalteten vor allem die 
Entwicklung der Rechtswissenschaft in Osteuropa. Forschungsschwerpunkt seines 
Aufenthaltes, den er am 28. Juni mit dem Vortrag: ,,Kritische Betrachtungen zum neuen 
Ungarischen Arbeitsgesetzbuch" abschloß, war die Neuregelung des ungarischen 
Arbeitsgesetzes. Herr Prof. Prugberger hat zahlreiche Bücher und Aufsätze zum Arbeitsrecht 
und zu anderen rechtlichen Themen publiziert, darunter sein kürzlich erschienenes Lehrbuch 
zum Arbeitsrecht. 

Jost5 Joao Nunes Abrantes 

Herr Jose Joao Nunes Abrantes, der an der Universität Lissabon Arbeitsrecht lehrt, hielt sich 
vom 01.07.1993 bis zum 31.07.1993 im IAAEG auf. Er beschäftigte sich schwerpunktmäßig 
mit der Zusammenstellung von portugiesischen Arbeitsgesetzestexten. Das Ergebnis seiner 
Arbeit ist eine Zusammenstellung des portugiesischen Arbeitsrechts. Es ist geplant, diese Zu- 
sammenstellung im kommenden Jahr zu veröffentlichen. 

Jean-Paul Eisele 

Herr Jean-Paul Eisele, Rechtsanwalt für Arbeitsrecht in Metz war vom 12.07.1993 bis zum 
16.07.1993 Gast des Instituts. Er informierte sich über Neuerungen im deutschen Arbeits- 
recht. 

Roger Hischier 

Herr Roger Hischier ist Mitarbeiter am Lehrstuhl von Prof. Heini in Zürich und besuchte das 
Institut in der Zeit vom 08.08.1993 bis zum 13.08.1993. Schwerpunktmäßig beschäftigte er 
sich mit der Tarifautonomie in der Bundesrepublik Deutschland. 

Sven-Hugo Ryman 

Herr Dr. Sven-Hugo Ryman, früherer Präsident des schwedischen Arbeitsgerichtshofes, Frau 
Botschaftsrätin Kerstin Gustafsson, Herr Mats Dahl als Sekretär sowie Herr Ralph Arand als 
Dolmetscher informierten sich in der Zeit vom 13.09.1993 bis zum 17.09.1993 im Institut 
über arbeitsrechtliche Fragen. In sich über drei Tage erstreckenden Gesprächen mit Herrn 
Prof. Birk wurden zahlreiche arbeitsrechtliche Fragen diskutiert. Eine ganz wesentliche Rolle 
spielten dabei die Stellung der Friedenspflicht und die Grenzen von Arbeitskampfmaßnahmen 
wie Streik und Aussperrung in den größten Mitgliedstaaten der EG. Ein weiterer Schwer- 
punkt der Interessen der schwedischen Gäste war der grenzüberschreitende Einsatz von Ar- 
beitnehmern in anderen Mitgliedstaaten der EG und die damit verbundene Gefahr sozialen 
Dumpings. 



Francis Kessler 

Herr Francis Kessler, der als Maitre de Conference an den Universitäten Nancy I1 und Straß- 
burg Arbeitsrecht lehrt, hielt sich in der Zeit vom 27.09.1993 bis zum 02.10.1993 im Institut 
auf. Er hielt unter anderem einen Vortrag anläßlich der Tagung der Gesellschaft für Unter- 
nehmensgeschichte (GUG) im Institut. 

Herbert Sturgacr 

Herr Prof. Herbert Szurgacz lehrt an der Universität in Breslau und besuchte das Institut vom 
22.10.1993. bis zum 24.10.1993. Er nutzte diese Zeit, um sich in der Bibliothek des Instituts 
auf die Tagung der Gesellschaft für Rechtsvergleichung im März 1994 in Berlin vormberei- 
ten. 

Igor Tomes 

Herr Prof. Igor Tomes und Gattin hielten sich vom 26.10.1993 bis zum 28.10.1993 im Institut 
auf. Herr Prof. Tomes hielt einen Vortrag über die ,,Neueren Entwicklungen des Arbeitsrechts 
in Tschechien" und diskutierte anschließend mit den Teilnehmern über die gegenwärtige po- 
litische, wirtschaftliche und arbeitsrechtliche Situtation in Tschechien. 

5.2 Wirtschaftswissenschaftliche Gastforscher 

Lowell Turner 

Prof. Dr. Lowell Turner, School of Industrial and Labour Relations der Comell University, 
USA, war in der Zeit vom 25.01.1993 bis zum 05.02.1993 zu Gast im Institut. Ziel des nvei- 
wöchigen Forschungsaufenthaltes am IAAEG war für den anerkannten Experten auf dem 
Gebiet der intemational vergleichenden Industrial Relations-Forschung insbesondere die Nut- 
zung der umfangreichen institutseigenen Spezialbibliothek sowie auch die Planung und 
Durchführung einer Befragung von Betriebsräten deutscher Unternehmen im Rahmen eines 
international vergleichenden Forschungsprojektes. 

Howard Gospel 

Dr. Howard Gospel, Keynes College, University of Kent, Großbritannien, hielt sich vom 
15.02.1993 bis zum 15.04.1993 im Institut auf. Der 1946 geborene Mitherausgeber des re- 
nommierten ,,British Journal of Industrial Relations" nutzte seinen Forschungsaufenthalt im 
IAAEG zu intensiven vergleichenden Studien der industriellen Beziehungen in Europa. Im 
Rahmen eines einwöchigen Workshops zum Thema ,,Comparative Industrial Relations" gab 
er Teile seines umfangreichen Spezialwissens an die Forscher der wirtschaftswissenschaftli- 
chen wie auch der juristischen Abteilung des Instituts weiter. 

George Strauss 

Prof. Dr. George Strauss, University of Califomia, Berkeley, USA, besuchte das Institut in 
der Zeit vom 01.06.1993 bis zum 05.06.1993. Während seines Aufenthalts am IAAEG lehrte 
der Präsident der US-amerikanischen ,,Industrial Relations Research Association (IRRA)" 
und bekannte Autor zahlreicher Werke zum Themenbereich der industriellen Beziehungen 
den sehr anschaulichen und praxisbezogenen Kurs ,,Case Studies: Negotiations and Conflict 
Resolution", dessen Abschluß die Simulation einer Tarifverhandlung bildete. Auch bei 



diesem Kurs waren sowohl rechtswissenschaftliche als auch wirtschaftswissenschaftliche 
Mitarbeiter als Zuhörer zugegen. 

I 

i 
9 

George Sheldon 

PD Dr. George Sheldon, Forschungsstelle für Arbeits- und Industrieökonomik an der Uni- 
versität Basel, Schweiz, hielt sich vom 05.07.1993 bis zum 09.07.1993 am IAAEG auf. Wäh- 
rend dieser Zeit führte er mit den wirtschaftswissenschaftlichen Mitarbeitern und interessier- 
ten studentischen Hilfskräften den dreitägigen Intensivkurs ,,Mikroökonometrie" durch, in 
dem fortgeschrittene Schätzverfahren anhand eines ausgewählten Datensatzes anwendungs- 
bezogen erklärt und geübt wurden. 

Wang Yongzhao 

Wang Yongzhao, M.A. Management College der Quingdao University, China, hielt sich vom 
01.11.1993 bis zum 20.12.1993 im IAAEG auf. Der 1970 geborene Promovend studierte 
Wirtschaftswissenschaften an der Ocean University of Qingdao. In Trier beschäftigte er sich 
vor allem mit Bildungsokonomie. 

Jerzy Wratny 

Prof. Dr. Jerzy Wratny, Institut für Arbeit und Sozialwesen, Kath. Universität Lublin, Polen, 
weilte im Dezember 1993 am IAAEG. Wratny (Jahrgang 1943) studierte Rechtswissenschaf- 
ten an der Juristischen Fakultät der Universität Warschau und wurde 1973 zum Dr. jur. pro- 
moviert. Seit 1973 arbeitet er am Institut für Arbeit und Sozialwesen als Leiter der Anstalt für 
juristische Probleme der Arbeit und des Sozialwesens. Zusätzlich lehrt Wratny am Lehrstuhl 
für Arbeitsrecht und Sozialversicherung an der Kath. Universität Lublin seit 1984. 

5.3 Besucher 

Minister für Bundesangelegenheiten und Europa des Landes Rheinland-Pfalz Florian Gerster 

Prof. Dr. Wlodimien Rudny, Ökonomische Akademie Kattowiz, Polen 

Prof. Dr. Zhou Maorong, Department of World Economy an der Wuhan University, China 

Sneshina Michailova, Universität Sofia, Bulgarien 

Josef Hecken, Leiter des Ministerbüros des Bundesministers für Arbeit 

Prof. Dr. Jacques Rojot, Universite de Paris 

Helga Bohnet, Akademie Weiskirchen 

Peter Schröder, Plewa-Werke GmbH Speicher 

Ralf Rogowski, University of Warwick, Senior Lecturer in Law 

Dip1.-Betriebswirt Thomas Müller-Bellingrodt, Kommissarischer Direktor der Universitäts- 
klinik Mainz 

Prof. Kollonay-Lehoczky, Professorin an der Universität in Budapest und Prodekanin der Ju- 
ristischen Fakultät 

Owen Darbisher, M.S., School of Industrial and Labor Relations der Comell University 



6. Wissenschaftliche Aktivitäten 

6.1 Rechtswissenschaftliche Arbeitsgruppe 

6.1.1 Tagungsteilnahmen mit Vorträgen 

,,Die Umgestaltung der Systeme sozialer Sicherheit in den Staaten Mittel- und Osteuropas - 
Fragen und Lösungsansätze", Vortrag im Rajmen der Tagung des Max-Planck-Instituts für 
ausländisches und internationales Sozialrecht, München, 10.- 12.02.1993. 

,,Das individuelle Arbeitsrecht der Bundesrepublik Deutschland", Gastvorlesungen, Magistkre 
franco-allemande, Universite de Strasbourg, 25.-27.03., 01 .-03.04., 29.04.-01.05.1993. 

,,Das individuelle Arbeitsrecht der Bundesrepublik Deutschland", Gastvorlesungen, Universi- 
tät Ferrara, 12.04.-16.04.1993. 

,,Deutsch-Luxemburgisches Grenzgängertum aus der Sicht der Grenzgänger4', Vortrag im 
Rahmen einer Tagung im Institut für Arbeitsrecht und Arbeitsbeziehungen in der EG, 
17.05.1993. 

,,Auswirkungen des Gemeinschabrechts auf das nationale Arbeitsrecht", Vortrag im Rahmen 
der Tagung der Rheinland-Pfälzischen Untemehmerverbände, Schloß Quint, 23.06.1993. 

,,Tarifvertragsrecht und Tarifrecht", Vortrag im Rahmen der Tagung: des Instituts für Ent- 
wicklungsforschung, Wirtschafts- und Sozialplanung (ISOPLAN), Grundausbildungspro- 
gramm für Euroberater, Dublin, 01.-04.07.1993. 

„Die rechtliche Regelung der Beschäftigung ausländischer Arbeitnehmer in der Bundesre- 
publik Deutschland", Vortrag im Rahmen der Tagung: ,,Arbeitsrechtliche und arbeitsmarkt- 
politische Probleme in der Bundesrepublik Deutschland", Mainz, 12.- 14.08.1993. 

,,Integration und nationale Rechtskulturen", Moderation der Gruppe Arbeits- und Sozialrecht 
der Tagung der Alexander von Humboldt Stiftung, Bamberg, 20.-23.09.1993. 

„,Probleme der Umwandlung der Sozialordnung der Staaten Mittel- und Osteuropas6', Vortrag 
im Rahmen der Tagung des Europäischen Instituts für soziale Sicherheit, Dresden, 23.- 
26.09.1993. 

,,Le r6gime des pensions complementaires au sein de 146tablissement en droit Allemand", 
Vortrag anläßlich der Forschungsplänesitzung im Rahmen des Nancy-Projektes, Schloß 
Quint, 08.10.1993. 

,,Arbeitsbeziehungen und Tarifverhandlungen in Deutschland unter besonderer Berücksichti- 
gung der Landwirtschaft", Vortrag im Rahmen einer Tagung der FISBA, Karl-Arnold-Stif- 
tung, Bonn, 12.10.1993. 

,,Neuere Entwicklungen in der Rechtsprechung des Europäischen Gerichtshof$ auf dem Ge- 
biet des Arbeitsrechts", Vortrag (u.a.) im Rahmen eines Seminars des Zentrums für Intema- 
tionales und Europäisches Wirtschaftsrecht, Goethe-Institut, Thessaloniki, 16.-20.10.1993. 

,,Besondere Probleme des Arbeits- und Sozialrechts im Reinigungsgewerbe", Vortrag im 
rahmen der Tagung der ARGEB, Schloß Quint, 29.-30.10.1993. 

,,Problems of Labour Law", Vortrag im Rahmen des Hauptkolloquium des Max-Planck-Insti- 
tuts, Schloß Ringberg, 03.-06.11.1993. 



,,Auswirkungen des EG-Binnenmarktes auf nationales Wirtschaftsrecht", Vortrag im Rahmen 
der Tagung der Richterakademie, Trier, 02.1 2.1 993. 

,,Europäisierung des Arbeitsrechts in Portugal", Vortrag im Rahmen einer Tagung der 
Deutsch-Lusitanischen Juristischen Vereinigung, Portugalzentrum Trier und Schloß Quint, 
19.-20.11.1993. 

Erhard Hernichel 

,,Die kollektive Mitwirkung der Arbeitnehmer zum Zwecke der Verbesserung ihrer Sicherheit 
und ihres Gesundheitsschutzes bei der Arbeit in den Mitgliedstaaten der EG", Vortrag im 
Rahmen der Sitzung des Beirats des IAAEG, Schloß Quint, 28.01.1993. 

Bernd Waas 

,&beitsbedingungen in den Mitgliedstaaten der EG: Arbeitsvertragsrecht und Tarifrecht", 
Vortrag im Rahmen des Eurotrain-Programms der EG-Kommission, Maastricht, 13.05.1993. 

,,Recent Developments in EEC Labour Law", Vortrag anläßlich des von der Association In- 
ternationale des Jeunes Avocats veranstalteteten International Labour Law Seminar ,,Drafting 
International Labour Contracts", Stresa, 23.04.1993. 

,,Arbeitsbedingungen in den Mitgliedstaaten der EG: Arbeitsvertragsrecht und Tarifrecht", 
Vortrag im Rahmen des Eurotrain-Programms der EG-Kommission, Belgirate, 10.06.1993. 

6.1.2 Lehraktivitäten 

RovBirk 

Rechtsgeschäftslehre, Vorlesung, SS 93 

IPR I, Vorlesung, WS 92/93 

Rechtsvergleichendes Seminar zum Arbeitsrecht, WS 92/93 

Zivilrechtlicher Klausurenkurs I, WS 92/93 

Lehre an ausländischen Universitäten: 

In der Zeit vom 12.04. bis 16.04.1993 hielt Prof. Birk auf Einladung der Universität Ferraral 
Italien Vorlesungen zu Fragen des Europäischen Arbeitsrechts. 

6.13 Wissenschaftliche Selbstverwaltung, Beratung und Ehrungen 

RolfBirk 

Mitglied des Vorstandes der deutschen Sektion der internationalen Gesellschaft für das Recht 
der Arbeit und der sozialen Sicherheit 

Mitglied des Vorstandes der Gesellschaft für Rechtsvergleichung - Vorsitzender der Fach- 
gruppe für vergleichendes Arbeits- und Sozialrecht 

Verantwortlicher für das Magisterstudium für ausländische Studenten 



6.2 Wirtschaftswissenschaftliche Arbeitsgruppe 

6.2.1 Konferenzen und Workshops 

Workshop: Comparative Industrial Relations 
Veranstalter: Prof. Dr. Howard Gospel, University of Kent 
Dauer der Veranstaltung: 01.-05.03.1993 

WZB-IAAEG Workshop: Firm Behaviour, Labour Markt Institutions, and Employ- 
ment Policy 
Veranstalter: Wissenschaftszentrum Berlin (WZB) und IAAEG 
Dauer der Veranstaltung: 23.-24.04.1993 

Workshop: Negotiations and Conflict Resolution - Case Studies 
Veranstalter: Prof. Dr. George Strauss, Institute of Industrial Relations, UC Berkeley 
Dauer der Veranstaltung: 03.-05.06.1993 

Mikroökonometrie 
Veranstalter: PD Dr. George Sheldon 
Dauer der Veranstaltung: 06.-09.07.1993 

Mobilität im Europäischen Binnenmarkt 
Veranstalter: DGB und W S  
Dauer der Veranstaltung: 30.08.-01.09.1993 

Wirtschafisforum Trier: Entwicklung der sozialen Systeme in Europa 
Veranstalter: Wirtschafts- und sozialwissenschaftliche Gesellschaft e.V. Trier 
Dauer der Veranstaltung: 28.09.1993 

16. WissenschafLliches Symposium: Mitbestimmung und Betriebsverfassung in 
Deutschland und Frankreich seit dem 19. Jahrhundert 
Veranstalter: Gesellschaft für Unternehmensgeschichte 
Dauer der Veranstaltung: 30.09.-01.10.1993 

Sozialpolitisches Symposion: Wirtschafcichkeit und Qua litätssicherung in sozia Zen 
Diensten 
Veranstalter: Zentrum für Arbeit und Soziales (ZENTRAS), Universität Trier 
Dauer der Veranstaltung: 11.10.1993 

6.2.2 Gastvorträge und Werkstattgespräche 

Dr. Thilo Sarrazin, Staatssekretär im Ministerium der Finanzen des Landes Rheinland-Pfalz: 
Die Rationalität staatlicher Haushaltsplanung. 18.01.1993. 

Prof. Dr. Howard Gospel, University of Kent: The Do's and Don't's of Comparative 
Industrial Relations. 25.03.1993. 



Alexander Reverchon, Universität Trier: Sozialpolitik bei Villeroy & Boch im 19. Jahrhun- 
dert. 18.03.1993. 

Prof. Dr. Volkmar Liebig, FHS Ulm: Fallstudien: Analyse und Didaktik. 26.04.1993. 

Dr. Armin Höland, Zentrum für Europäische Rechtspolitik an der Universität Bremen: Me- 
thodische und theoretische Bedingungen des rechtssoziologischen Vergleichs. 03.05.1993. 

Emma Hyman, Emmanuel College Cambridge, UK: Das Englisch der Deutschen. 
07.05.1993. 

K.H. Päulgen, DGB, und R. Clees, OGBL: Grenzgänger zwischen Trier und Luxemburg. 
17.05.1993. 

Ref. jur. Uta Wienecke, Universität Hamburg: Der Arbeitnehmerschutz beim Betriebsüber- 
gang in Europa. 28.06.1993. 

Dr. Bemd Schulte, Max-Planck-Institut für Ausländisches und Internationales Sozialrecht, 
München: Grenzgänger in Europa - Sozialrechtliche Vergleiche und europäische Initiativen. 
28.09.1993. 

Dip1.-Vw. Josef Hecken, Leiter des Ministerbüros im Bundesministerium für Arbeit: Sozial- 
politik unter finannvirtschaftlichen Restriktionen: Die Politik der Pflegeversicherung. 
15.11.1993. 

Prof. Dr. Werner Gephart, Universität Bonn: Soziologische Grenzen der ökonomischen Ana- 
lyse des Rechts. 25.11.1993. 

Prof. Dr. Jacques Rojot, Universit6 de Paris I: Enterprise Industrial Relations in France. 
16.12.1993. 

6.23 Tagungsteilnahmen mit Vorträgen 

Uschi Backes-Gellner 

,,Zur Effizienz betriebswirtschaftlicher Forschung im deutsch-amerikanischen Vergleich", 
Vortrag gehalten im Rahmen der Sondertagung der Hochschullehrer für ~etriebswi&chafts- 
lehre ,,Zukunft der Betriebswirtschaftslehre", Frankfurtm 12.02.1993. 

,,Personalwirtschaftslehre - eine ökonomische Disziplin?!" Vortrag gehalten auf dem 2. 
Gummersbacher Workshop ,,PersonalwirtschaftsLEHRE, Gummersbach 18.-20.02.1993. 

,,The Institutional Embeddedness of Corporate Training Strategies - a Comparison of Trai- 
ning for Intermediate Skills in Germany and Great Britain", paper prepared for the ,,Fifth An- 
nual International Conference of the Society for the Advancement of Socio-Economics", New 
York 26~28.03.1993. 

,,The Role of Regulation for Corporate Training Strategies - a Theoretical Model and Empiri- 
cal Applications", paper prepared for the WZB-IAAEG Workshop: ,,Firm Behaviour, Labour 
Market Institutions, and Employment Policy", Schloß Quint 23.-24.04.1993. 

,,Betriebliche Bildungsinvestitionen vor dem Hintergrund unterschiedlicher Berufsbildungs- 
systeme", Vortrag gehalten auf der SAMF-Tagung ,,Betriebliche Modernisiemng - Struktur- 
wandel zwischen Personalentwicklung, Personalaustausch und betrieblicher Fluktuation". 
München 29.-30.04.1993. 

,,Ökonomische Fundierung der Personalwirtschaftslehre", Vortrag gehalten auf dem Herbst- 
workshop der Personalkommission des Hochschul lehrerverbandes für Betriebswirtschaft e .V. 
Paderborn 30.09.-01.10.93. 



Ruth Böck 

,,Ursachen und Wirkungen grenzüberschreitender Pendelwanderungen auf grenznahen regio- 
nalen Arbeitsmärkten", Vortrag gehalten im Rahmen der Beiratssitmng des IAAEG, Schloß 
Quint 28.01 .I 993. 

,,Motives and consequences of frontier commuting on cross-border regional labour markets", 
paper prepared for the WZB-IAAEG Workshop: ,,Firm Behaviour, Labour Market Institu- 
tion~, and Employment Policy", Schloß Quint 23.04.-24.04.1993. 

,,Mobilität im Europäischen Binnenmarkt. Eine empirische Analyse in international tätigen 
Unternehmen in Rheinland-Pfalz", Vortrag gehalten beim Seminar des DGB Landesbezirks 
Rheinland-Pfalz und Arbeit und Leben e.V.: „Mobilität in Europa. Zur Praxis betrieblicher 
Entsendungspolitik", Schloß Quint 31.08.-01.09.1993. 

Bernd Frick 

,,Employment Protection Legislation and Personnel Adjustments: A Comparative Analysis", 
Vortrag im Rahmen eines Besuches von Wirtschaftswissenschaftlern der University of Til- 
burg/NL in Trier 14.04.1993. 

,,Labor Market Policy and the Convergence of Interests: The Benefits of the German Handi- 
capped Act for Employers and Employees", paper prepared for the European Science Foun- 
dation, Scientific Network on Household Panel Studies, Final Conference, Walferdange/LUX 
02.06.1993. 

,,Employment Protection Legislation and Dismissals in Germany: Empirical Evidence from 
the Socio-Economic Panel", paper prepared for the GSOEP-User Conference, Berlin-Bran- 
denburgische Akademie der Wissenschaften, Berlin 08.06.1993. 

,,Beschaftigung und Arbeitslosigkeit ausländischer Erwerbspersonen in Deutschland", 
Vortrag im Rahmen einer Tagung des Fachbereiches Rechts- und Wirtschaftswissenschaften 
der Universität Mainz 12.08.1993. 

,,Employment Protection Legislation, Workers6 Participation and Dismissals: A Comparison 
of Germany and Australia", Vortrag im Rahmen der Jahrestagung der European Association 
of Labor Economists (EALE), MaastrichtmL 30.09.-03.10.1993. 

,,Economic Impacts on Worker Participation", Vortrag im Rahmen der Tagung des WZB und 
des IAB ,,Institutional Frameworks and Labor Market Performance", Nürnberg, 06.12.1993 
(zu. mit Sadowski). 

Kerstin Pul1 
,,The Economics of Self-Regulation at Firm Level", paper prepared for the WZB-IAAEG 
Workshop: ,,Firm Behaviour, Labour Market Institutions, and Employment Policy", Schloß 
Quint 23,-24.04.1993. 

,,Die Eigenproduktion von Recht in Untemehmen: zur Ökonomie personalpolitischer Selbst- 
bindung unter Unsicherheit - eine Forschungsskizze", Vortrag gehalten im Rahmen der Sit- 
zung des Kuratoriums des IAAEG, Schloß Quint 09.06.1993. 

Dieter Sadowski 

,Die deutsche Betriebswirtschaftslehre", Vortrag im Rahmen der Tagung des Verbandes der 
Hochschullehrer für Betriebswirtschaftslehre (Koreferent) 12.02.1 993. 



,,Zu den S teinmann-Thesen zur Personalwi rtscha ftslehre", Vortrag i m Rahmen des 2. Gum- 
mersbacher Workshops ,,PersonalwirtschaftsLEHRE, Gummersbach 20.02.1993. 

,,Apprenticeship Training and the Labour Success of Youth in Germany", paper prepared for 
the National Academy of Science, Washington D.C., USA 26.05.1993. 

,,The Impact of European Integration on the German Industrial Relations System", Vortrag 
im Rahmen der Konferenz der European Community Studies Association, Washington D.C., 
USA 27.05.1993. 

,,Economic Impacts on Worker Participation", Vortrag im Rahmen der Tagung des WZB und 
des IAB ,,Institutional Frameworks and Labor Market Performance" in Nümberg 06.12.1993 
(zus. mit Frick). 

,,Deregulierung und Untemehmenspolitik - Referat zur Vorstellung des Programms der Jah- 
restagung des Verbandes der Hochschullehrer für Betriebswirtschaft 199SU, Vortrag im Rah- 
men der Tagung des Vorstands und der Programmkommisssion des Verbandes der Hoch- 
schullehrer für Betriebswirtschaft, 14.12.1993. 

Monika Weber-Fahr 

,,Technological Change, Compensation Differentials among Ski11 Groups and Ownership", 
Vortrag anlaßlich der Jahreskonferenz der European Association of Labour Economists 
(EALE) in Maastricht/NL 30.09.-03.10.1993. 

,,Multinational Enterprises - Myths and Realitiesc', Vortrag im Rahmen des Departmental 
Seminar der Industrial Relations Research Unit der School for Industrial and Business Studies 
der University of Warwick 17.1 1.1993. 

,,Investigating the Source of the ,Multinationality6 Wage Mark-Up", Vortrag im Rahmen des 
Departmental Seminar for Labour Economics der University of Warwick 18.11.1 993. 

,,Multinational Enterprises, The Creation of Knowledge and the Effects on Worker's 
Remuneration: New Evidence for the UK from the Workplace Industrial Relations Survey", 
Vortrag anlaßlich der Jahreskonferenz der European International Business Association in 
Lissabon 13.12.-15.12.1993. 

6.2.4 Lehraktivitäteai 

Uschi Backs-Gellner 

,,Sozialpolitik und Sozialphilosophie", Graduiertenkollegskurs (zus. mit Sadowski), WS 
92/93 

Jörg Basten 

,,Wirtschaftsrussisch für Fortgeschrittene", Übung für Slavisten, Ökonomen U. Juristen SS 93 

,,Entstaatlichung und neuere Entwicklungen in Osteuropa". Proseminar (zus. mit Wagner) 
WS 93/94 

Ruth Böck 

,,Personal- und Sozialpolitik von Unternehmen", Übung WS 92/93 



Karl-Heinrich Bruckschen 

,,Management in Non-Profit-Organisationen", Praxisbezogene Studienform (zus. mit 
Sadowski, Schnabel, Weber-Fahr, Wienecke) WS 92/93 

,,KrankenhausÖkonomie", Seminar (ms. mit Sadowski, Doerfert, Hennekeuser, Wagner, 
Queins) WS 93/94 

Bernd Frick 

,,Arbeitsmarktdynamik in Deutschland", Praxisbewgene Studienform (zus. mit Krütten, 
Queins) WS 92/93, SS 93 

,,Externe und interne Arbeitsmarkte", Vorlesung an der Wissenschaftlichen Hochschule für 
Unternehmensführung, Koblenz WS 93 

,,Kostenexplosion im Gesundheitswesen", Praxisbezogene Studienform (zus. mit. Queins) 
WS 93/94 

Kerstin Pull 

,,Risikoallokation im Arbeitsvertrag", Proseminar (zu.  mit Schröder) SS 93 

,,Öffentliche Betriebswirtschaftslehre - Entscheidungstechniken", Übung WS 93/94 

,,Grundlegende Konzepte der Organisations- und Institutionenökonomie", Arbeitsgemein- 
schaft (zu.  mit Sadowski) WS 93/94 

Benedikt Queins 

,,Arbeitsmarktdynamik in Deutschland", Praxisbezogene Studienform (zus. mit Krütten, 
Frick) WS 92/93, SS 1993 

,,Kostenexplosion im Gesundheitswesen", Praxisbewgene Studienform (zus. mit Frick), WS 
93/94 

,,Krankenhausökonomie6', Seminar (ms. mit Sadowski, Doerfert, Hennekeuser, Wagner, 
Bruckschen) WS 93/94 

Dieter Sadowski 

,,Öffentliche Betriebswirtschaftslehre - Entscheidungstechniken", Vorlesung WS 93/94 

,,Der Betrieb als Politikarena", Seminar (zus. mit Wienecke) SS 93 

,,Untemehmensberatung: Fälle und Fallstudien", Arbeitsgemeinschaft (ms. mit Schröder) SS 
93 

7,Krankenhausökonomie''7 Seminar (zus. mit Wagner, Doerfert, Hennekeuser, Bruckschen, 
Queins) WS 93/94 

,,Grundlegende Konzepte der Organisations- und 1nstitutionenökonomie", Arbeitsgemein- 
schaft (zu. mit Pull) WS 93/94 

Michael Schröder 

,,Risikoallokation im Arbeitsvertrag", Proseminar (zus. mit Pull) SS 93 



,,Untemehmensberatung: Falle und Fallstudien", Arbeitsgemeinschaft (zus. mit Sadowski) SS 
93 

Karin Wagner 

,,KrankenhausÖkonomie", Seminar (zus. mit Sadowski, Doerfert, Hennekeuser, Bmckschen, 
Queins), WS 93/94 

,,Entstaatlichung und neuere Entwicklungen in Osteuropa", Proseminar (zus. mit Basten) WS 
93/94 

Monika Weber-Fahr 

,,Management in Non-Profit-Organisationen", Praxisbezogene Studienform (zus. mit Sado- 
wski, Schnabel, Bruckschen, Wienecke) WS 92/93 

Susanne Wienecke 

,,Der Betrieb als Politikarena", Seminar (zus. mit Sadowski) SS 93 

,,Management in Non-Profit-Organisationen", Praxisbewgene Studienform (zus. mit Sado- 
wski, Schnabel, Bruckschen, Weber-Fahr) WS 92/93 

6.2.5 Wissenschaftliche Selbstverwaltung, Beratung, Ehrungen 

Uschi Backes-Gellner 

Mitglied der Struktur- und Entwicklungskommission des Fachbereichs IV der Universität 
Trier 

Ruth Böck 

Mitglied der Bibliothekskommission des Fachbereichs IV der Universität Trier 

Benedikt Queins 

Mitglied der EDV-Kommission des Fachbereichs IV der Universität Trier 

Dieter Sadowski 

Mitglied der Benifungskommission ,,Berufliche Weiterbildung" des Fachbereiches 1 der Uni- 
versität Trier 

Mitglied der Expertenkommisssion fiir eine grundlegende Strukturreform des Mainzer Klini- 
kums beim Minister fiir Wissenschaft und Weiterbildung des Landes Rheinland-Pfalz 

Mitglied des Technologiebeirates der Landesregierung Rheinland-Pfalz 

Gutachter des Social Science Research Council, UK 

Gutachter der VW-Stiftung 

Gutachter der Deutschen Forschungsgemeinschaft (DFG) 

Gutachter von Organization Science 



6.2.6 Hausinterne W eiterbildungsveranstaltungen 

Uschi Backs-Gellner 

,,Die institutionelle Bedingtheit betrieblicher B ildungsinvestitionen - Operationalisierungen, 
Indikatoren und Frageformulierungen im Branchen- und im internationalen Betriebsver- 
gleich", Vortrag im Rahmen des IAAEG-Wiwi-Forschungskolloquiums, Schloß Quint 
12.11.1993. 

,,Wie könnte eine Personalwirtscha ftslehre als ökonomische Disziplin aussehen? Vortrag ge- 
halten auf dem Workshop ,,Forschungsstrategien für das IAAEG", Schloß Quint 28.04.1993. 

Jörg Basten 

,,Polnische und Russische Gewerkschaften im Transformationsprozeß von Plan- zu Markt- 
wirtschaften" Vortrag im Rahmen des IAAEG-Wiwi-Forschungskolloquiums, Schloß Quint 
28.10.1993. 

Ruth Böck 

,,International vergleichende Analysen betrieblicher Personalpolitik: Möglichkeiten und 
Grenzen der Quinter Studie zur Praxis der Personalpolitik in Europa", Vortrag im Rahmen 
des IAAEG-Wiwi-Forschungskolloquiums, Schloß Quint 12.11.1993. 

Karl-Heinrich Brucischen 

,,Der Einfluß leitender Ärzte auf den technologischen Fortschritt im Krankenhaus", Vortrag 
im Rahmen des IAAEG-Wiwi-Forschungskolloquiums, Schloß Quint 27.05.1993. 

,,Grundlagen und Anwendung des Literaturdatenbank-Programms BISMAS unter besonderer 
Berücksichtigung der PUBLI-Standards", Schloß Quint 15.06.1993. 

Norbert Brühl 

,,Externe Personalanpassungen und die Funktionsfähigkeit betriebsinterner Arbeitsmärkte", 
Vortrag im Rahmen des DFG-Berichtskolloquiums des Graduiertenkollegs ,,Soziale Siche- 
rung in offenen Industriegesellschaften": ,,Zur komparativen Theorie von Arbeitsmarktinsti- 
tutionen", Schloß Quint 25.02.93. 

,,Personalanpassungen und betriebliche Altersstrukturen: Die Ökonomie des optimalen Ent- 
lassungsalters", Vortrag im Rahmen des IAAEG-Wiwi-Forschungskolloquiums, Schloß 
Quint 04.1 1.1993. 

Stefanie Decker 

,,Umweltschutz und Industrielle Beziehungen - Selbstregulierungspotential auf betrieblicher 
Ebene", Vortrag im Rahmen des IAAEG-Wiwi-Forschungskolloquiums9 Schloß Quint 
16.12.1993. 

Bernd Frick 

,,Kiindigungsschutz, Betriebsverfassung und Personal flu ktuation: Theoretische Analysen und 
empirische Befunde", Vortrag im Rahmen des IAAEG-Wiwi-Forschungskolloquiums9 Schloß 
Quint 28.10.1993. 



Musewa M 'Bayo 

,,Zur Wirksamkeit des Arbeits- und Sozialrechts - Fallbeispiel Zaire -", Vortrag im Rahmen 
des IAAEG-Wiwi-Forschungskolloquiums, Schloß Quint 02.12.1993. 

Kerstin Pul1 

,,Die Übererfüllung rechtlicher Standards in der betrieblichen Personalpolitik - Ergebnis im- 
pliziter Verhandlung?" Vortrag im Rahmen des IAAEG-Wiwi-Forschungskolloquiums, 
Schloß Quint 16.12.1993. 

Michael Schröder 

,,Ein theoretisches Modell zur Messung der Vollzugskosten der Arbeits- und Sozialgesetzge- 
bung", Vortrag im Rahmen des IAAEG-Wiwi-Forschungskolloquiums, Schloß Quint 
02.12.1993. 

Karin Wagner 

,,Lohnbestimmunng im öffentlichen Sektor - Die Effizienz unterschiedlicher institutioneller 
Systeme im Gesundheitssektor in Großbritannien und Deutschland", Vortrag im Rahmen des 
1-G- Wiwi-Forschungskolloquiums, Schloß Quint 04.1 1.1993. 

Susanne Wienecke 

,,Die institutionelle Bedingtheit betrieblicher Arbeitszeitpolitik: Operationalisierungen und 
qualitative Indikatoren im internationalen Vergleich betrieblicher Arbeitsbeziehungen", Vor- 
trag im Rahmen des IAAEG-Wiwi-Forschungskolloquiums, Schloß Quint 12.1 1.1993. 

6.2.7 Wissenschaftliche Weiterbildung 

Projekte zur wissenschaftlichen Weiterbildung von Führungskräften im Non-Profit-Sektor 
wurden mit zwei Seminaren über Qualitätssicherung und Qualitätscontrolling sowie der Bil- 
dungsplanung fortgeführt. Ebenso haben wir uns an einer Ausstellung des Ministeriums für 
Wissenschaft und Weiterbildung ,,Markt der Modelle" mit diesen Pilotseminaren beteiligt. 

6.2.8 Exkursionen 

Eine Gruppe von IAAEG-Wissenschaftlern setzte sich unter Leitung von Prof. Dr. Dieter 
Sadowski und dem ungarischen Arbeitsrechtler Prof. Dr. Tomas Prugberger in Weimar mit 
den Problemen des Umbruchs und Neuaufbaus in der Sozialpolitik, insbesondere in der Ge- 
sundheitspolitik, auseinander. In einer Stadtverordnetenversammlung im Volkshaus und in ei- 
ner Chefarztbesprechung in den Hufeland-Kliniken ging es vor allem um Probleme der Fi- 
nanzierung von Jugendarbeit und die Umstellung der medizinischen Staatsversorgung. Die 
Gruppe konnte sich einen Eindruck von den sozialpolitischen Folgen der Unterinvestitionen 
im Sozialismus, aber auch der gegenwärtigen Finanzknappheit in den osteuropäischen Kom- 
munen verschaffen. 



Veröffentlichungen 

7.1 Rechtswissenschaftliche Arbeitsgruppe 

7.1.1 Zeitschrift für ausländisches und internationales Arbeits- und Sozialrecht 

Die Zeitschrift für ausländisches und internationales Arbeits- und Sozialrecht hat sich auch im 
Jahre 1993 günstig entwickelt. Wieder konnten namhafte Autoren zur Mitarbeit gewonnen 
werden, die Zahl der verkauften Exemplare ist insgesamt stabil, die in der ZIAS veroffent- 
lichten Beiträge werden zunehmend zitiert. Hierin spiegelt sich das wachsende Interesse an 
rechtsvergleichenden Arbeiten aus dem Bereich des Arbeits- und Sozialrechts wider. 

7.1.2 Monographien und Aufsätze 

Die Auswirkungen des Territorialprinzips auf das Europäische Sozialrecht, Saarbrücken, 
1993. 

La reprisentation du personnel dans l'entreprise allemande, in: Semaine Sociale, LAMY. 
Supplement No 658, 26.07.1993, D16-D22. 

Arbeitsverhältnisse mit Auslandsberührung in der Bauwirtschaft der Bundesrepublik 
Deutschland, in: Köbele/ Sah1 (Hrsg.), Die Zukunft der Sozialkassensysteme der Bauwirt- 
schaft im Europäischen Binnenmarkt, Köln 1993,143-163. 

Der EuGH und das Widerspruchsrecht des Arbeitnehmers beim Betriebsinhaberwechsel nach 
5 613 a BGB, in: EuZW 1993,156-160. 

Einführung in das Arbeits- und Sozialrecht, in: Bilanzbuchhalter 6-7, 1993, 138-139. 

Umschulung statt Kündigung, in: Festschrift für Kissel, erscheint 1994. 

Neukommentierung des Art. 10 EGBGB, Münchener Kommentar zum BGB, 3. Aufl., er- 
scheint 1994. 

Elemente eines Gemeinschaftsrechts der Arbeitsbeziehungen, in: Müller-Graff (Hg.), Ge- 
meinsames Privatrecht in der Europäischen Gemeinschaft, Schriftenreihe des Arbeitskreises 
Europäische Integration e. V., 1993. 

Berufsbildung und Arbeitsrecht - Zu einigen arbeitsrechtlichen Fragen der beruflichen Aus- 
bildung, Fortbildung und Umschulung, in: Festschrift für A. Gnade, Köln, 1992. 

The Teaching of Labour Law in an European Law School, in: de Witte, forder, (ed.), The 
Common Law of Europe and the future of Legal Education, 1992. 

Protection against Unfair Dismissal in West Germany: Historical Evolution and Legal Regu- 
lation, in: Buechtemann, (ed.), Employment Security and Labour Market Behavior, 
Approaches and International Evidence, Ithaca 1992. 

E1 derecho de huelga en los servicios publicos en la Repiiblica Federal de Alemania, in: 
Documentacion laboral 1992,63-83 (zus. mit Erhard Hemichel). 



Erhard Hernichel 

E1 derecho de huelga en los servicios pfiblicos en la Repiiblica Federal de Alemania, in: 
Documentacion laboral 1992, 63-83 (zu. mit Rolf Birk). 

Bernd Waas 

Die neuere Gewerkschaftsgesetzgebung in Großbritannien und die Internationale Arbeitsor- 
ganisation, in: Das Recht der Arbeit (Wien) 1993,515-519. 

Der Wandel des britischen Arbeitsrechts, in: Zeitschrift für ausländisches und internationales 
Arbeits- und Sozialrecht 1993,317-324. 

Rechtsfragen des Annahmevemgs bei Kündigung durch den Arbeitgeber, in: Neue Zeit- 
schrift für Arbeitsrecht 1994,151-158. 

Mittelbare Diskriminierung und Q 23 Abs. 1 KSchG, in: Europäisches Wirtschafts- und 
Steuerrecht 1 Betriebs-Berater für Europarecht 1994,47-50. 

7.2 Wirtschaftswissenschaftliche Arbeitsgruppe 

Auch 1993 erschien im Institut der IREC-Newsletter, der die Kommunikation zwischen For- 
schungsinstituten in der Europäischen Gemeinschaft, inzwischen auch mit Forschern aus Ka- 
nada, den USA, Polen und Australien, stärken soll. Der zentrale Fokus des Netzwerkes ist die 
Wirkung des Einheitlichen Binnenmarktes auf die Industriellen Beziehungen. Das Netzwerk 
selbst führt keine Forschungsprojekte durch, sondern will sie nur indirekt unterstützen, indem 
Wissensdefizite aufgedeckt werden, alternative Forschungsstrategien diskutiert und Kontakte 
für internationale Kooperationen geschaffen werden. 

Quint-Essenzen 

Seit 1989 gibt das Institut für Arbeitsrecht und Arbeitsbeziehungen in der Europäischen Ge- 
meinschaft (IAAEG) die Reihe ,,Quint-Essenzen" heraus. 1993 sind folgende Ausgaben er- 
schienen: 

24. Uschi Backes-Gellner: Berufsethos und akademische Bürokratie - Zur Effizienz altema- 
tiver Motivations- und Kontrollmechanismen im Vergleich deutscher und US-ameri- 
kanischer Hochschulen, Januar 1993 (erschienen in: Zeitschrift für Personalforschung 
Heft 4 (1992), 403-434). 

25. Uschi Backes-Gellner: Berufsausbildungssysteme und die Logik betrieblicher Qualifi- 
zierungsstrategien im internationalen Vergleich - „Gibt es einen Wettbewerb der Sy- 
steme?", Februar 1993 (erschienen in: Jahrbuch für Neue Politische Ökonomie 
11(1992), 245-270). 

26. Isik Urla Zeytinoglu: Women, Employment and Labour Law in Turkey, März 1993 

27. Uschi Backes-Gellner: The Institutional Embeddedness of Corporate Training Strate- 
gies- a Comparison of Training for Intermediate Skills in Germany and Great Britain, 



Mai 1993 (Paper prepared for the ,,Fifth Annual International Conference of The 
Society for the Advancement of Socio-Economics", New York, March 26-28, 1993). 

28. Armin Höland: Methodische und theoretische Bedingungen des rechtssoziologischen 
Vergleichs, Juni 1993 

29. Dieter Sadowski: The Effect of European Integration on National Industrial Relations 
Systems: The Ambiguous Case of Germany, Juli 1993 (Paper presented at the ,,Third 
Biennial Conference of the European Community Studies Association (ECSA)", Wa- 
shington D.C., May 27-29,1993). 

30. Howard F. Gospel: Whatever happened to apprenticeship training? A British, Ameri- 
can, Australian comparison, August 1993 (forthcoming in the Boston Industrial Rela- 
tions Research Association conference, Proceedings, January 1994). 

31. Ruth Böck: Arbeitnehmerentsendung im Europäischen Binnenmarkt. Eine Analyse in 
international tätigen Unternehmen in Rheinland-Pfalz, September 1993. 

32. Uta Wienecke: Der Arbeitnehmerschutz beim Betriebsübergang in Europa: Ein Ver- 
gleich der deutschen und französischen Regelung, Oktober 1993. 

33. Alexander Reverchon: Sozialpolitik im Betrieb. Die Keramikfabrik Villeroy & Boch in 
Mettlach, September 1993. 

34. Bemd Fricmieter Sadowski: The Dutch Social Disability Programs from a German 
Perspective - Public Policy and Administrative Points of View, Dezember 1993 

35. Bernd Fricmieter Sadowski: Works Councils, Unions, and Firm Performance: The 
Impact of Workers' Participation in Germany, Dezember 1993 (Paper prepared for the 
WZB/IAB Conference on ,,Institutional Frameworks and Labor Market Performance", 
Nümberg, November 18-20, 1993). 

36. Uschi Backes-Gellner: Zur Effizienz betriebswirtschaftlicher Forschung im deutsch- 
amerikanischen Vergleich, Dezember 1993 (erschienen in: Zeitschrift für Betriebswirt- 
schaft, Erganzungsheft 3/93,97-111). 

37. Uschi Backes-Gellner: Personalwirtschaftslehre - eine ökonomische Disziplin?! De- 
zember 1993 (erschienen in: ZfP 7(1993)4, 5 13-530). 

7.2.2 Monographien und Aufsätze 

Uschi Backes-Gellner 

Personalwirtschaftslehre - eine ökonomische Disziplin?! Diskussionsbeitrag zur Personalwirt- 
schaftslehre im deutschsprachigen Raum. ZfP 7(1993)4,513-530. 

Zur Effizienz betriebswirtschaftlicher Forschung im deutsch-amerikanischen Vergleich - Or- 
ganisationsökonomische Analysen auf der Basis von Grenzproduktionsfunktionen. ZfB-Er- 
gänzungsheft 3/1993,97-111. 

Besprechung zu: Krell, Gertraude; Margit Osterloh (Hrsg.): Personalpolitik aus der Sicht von 
Frauen. Was kann die Personalforschung von der Frauenforschung lernen? In: ZfB 
63(1993)12,1385-1390. 



Jörg Basten 

Strategien der Auslandsentsendung für Führungskräfte. In: Hardes, Heinz-Dieter; Hartmut 
Wächter (Hg.): Personalmanagement in Europa - Anforderungsprofile, Rekrutierung, Aus- 
landsentsendung. Wiesbaden: Gabler 1993, 151-222 (zus. mit Krippl). 

Europäische Beziehungen - neue Institutionen und Entwicklungen. Aus der Arbeit der Deut- 
schen Sektion der IIRA. In: Industrielle Beziehungen. Zeitschrift für Arbeit, Organisation und 
Management. 1(1994)1, 91-96. 

Ruth Böck 

Die Wirkungsweise des Schwerbehindertengesetzes - Vollzugsdefizite und Verbesserungsvor- 
schläge, Bonn: BMAS-Sozialforschung, Bd. 230,1993 (zus. mit Sadowski, Frick, Brühl). 

Norbert Brühl 

Die Wirkungsweise des Schwerbehindertengesetzes - Vollzugsdefizite und Verbesserungsvor- 
schläge, Bonn: BMAS-Sozialforschung, Bd. 230, 1993 (zus. mit Sadowski, Frick, Böck). 

Stefanie Decker 

Contractual Regulations on Continuing Vocational Education and Training in Germany. Ba- 
den-Baden: Nomos 1993 (ms. mit Sadowski). 

Vertragliche Regelungen zur beruflichen Weiterbildung in Deutschland. Berlin: Bundesinsti- 
tut für Berufsbildung 1993 (W. mit Sadowski). 

Bernd Frick 

Artikel „Behinderte, Behindertenpolitik", in: Enderle, G. et al. (Hg.) Lexikon der Wirt- 
schaftsethik, Freiburg: Herder 1993, 124-130 (zus. mit Sadowski). 

Die Wirkungsweise des Schwerbehindertengesetzes - Vollzugsdefizite und Verbesserungsvor- 
schläge, Bonn: BMAS 1993 (zus. mit Sadowski, Böck, Brühl). 

Labor Market Policy and the Convergence of Interests: The Benefits of the German Handi- 
capped Act for Employers and Employees, Working Paper of the European Scientific Net- 
work on Household Panel Studies, No. 83, Colchester: University of Essex 1993 (ms. mit J. 
Frick). 

Besprechung zu: Christoph Helberger, Lutz Bellmann, Dieter Blaschke (Hg.): Erwerbstätig- 
keit und Arbeitslosigkeit: Analysen auf der Grundlage des Sozio-ökonomischen Panels. Zeit- 
schrift für Wirtschafts- und Sozialwissenschafien, (1993)2, 323-326. 

Besprechung zu: Uwe Fachinger: Lohnmobilität in der Bundesrepublik Deutschland. Zeit- 
schrift für Wirtschafts- und Sozialwissenschaften, (1993)4, 648-651. 

Dieter Sadowski 

Multinationale Unternehmen und die Spreizung von Lohndifferentialen. In: Weber, W. (Hg.): 
Entgeltsysteme: Lohn, Mitarbeiterbeteiligung und Zusatzleistungen, Stuttgaa: Schäffer-Poe- 
schell993 (zus. mit Weber-Fahr). 

Contractual Regulations on Continuing Vocational Education and Training in Germany. Ba- 
den-Baden: Nomos 1993 (=. mit Decker). 



Vertragliche Regelungen zur beruflichen Weiterbildung in Deutschland. Berlin: Bundesinsti- 
tut für Berufsbildung 1993 (ms. mit Decker). 

Das Humankapital in den Betrieben der neuen Bundesländer. In: Unternehmen in den neuen 
Bundesländern, Zeitschrift für Betriebswirtschaft, Ergänzungsheft 1/1993, 150-154. 

Wege aus der Not? Versuche mit Volkswirten, Gastprofessooren und Graduiertenkollegs. In: 
Die Zukunft der Betriebswirtschaft in Deutschland, Zeitschrift für Betriebswirtschaft, Ergän- 
zungsheft 3/1993,125-129. 

Stellungnahmen und Empfehlungen des Wissenschaftsrates zu Forschung und Lehre in den 
neuen Bundesländem. In: Die Zukunft der Betriebswirtschaft in Deutschland, Zeitschrift für 
Betriebswirtschaft, Ergänzungsheft 3/1993,131-136. 

Monika Weber-Fahr 

Multinationale Unternehmen und die Spreizung von Lohndifferentialen. In: Weber, W. (Hg.): 
Entgeltsysteme: Lohn, Mitarbeiterbeteiligung und Zusatzleistungen, Stuttgart: Schäffer-Poe- 
schell993 (m. mit Sadowski). 

Multinational Enterprises, The Creation of Knowledge and the Effects on Worker's Remune- 
ration: New Evidence for the UK from the Workplace Industrial Relations Survey. In: 
Simoes, V. (Hg.): International Business and Europe after 1992, Lissabon: Agir-Verlag 1993. 

The Social Dimension of Restructuring in the European Steel Industry - the Case of Ger- 
many. In: Keep, E. (Hg.): Social Dialogue and Restructuring in the Community Steel Indu- 
stry, University of Warwick, IRRU, (mimeo). 

7.23 Herausgeberschaften 

Sadowski, Dieter: Industrielle Beziehungen - Zeitschrift für Arbeit, Organisation und Mana- 
gement (Mitherausgeberschaft). 

Sadowski, Dieter: European Journal of Law and Economics (Mitherausgeberschaft). 

Sadowski, Dieter: Studien zum ausländischen, vergleichenden und internationalen Arbeits- 
recht (Mitherausgeberschaft) 

Sadowski, Dieter: Mitteilungen aus der Arbeitsmarkt- und Berufsforschung 
(Mitherausgeberscha ft). 

Sadowski, Dieter: International vergleichende Schriften zur Personalökonomie und Arbeits- 
politik. 

Wissenschaftlicher Werdegang der neuen Mitarbeiter 

Schneider, Martin (geb. 1967), 1987-1993 Studium der Volkswirtschaftslehre und der Poli- 
tikwissenschaft an der Universität Trier und an der Aston University, Birmingham, Großbri- 
tannien (im Rahmen eines ERASMUS-Programms). 1991-1993 Wissenschaftliche Hilfskraft 
am IAAEG. 1993 Diplom-Volkswirt (Thema der Diplomarbeit: ,,Humankapital und Wissen 
in der Neuen Wachstumstheorie aus institutionenökonomischer Sicht", Betreuer: Prof. Sado- 
wski). Seit Januar 1994 Stipendiat am IAAEG. 
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Im Schloß Quint M das Institut~Arbeitsrecn< und Arbettsbeziehungen in der EG. eine wiasenschqfHlche Einrichtung der (hiversitdt i i b r .  als Stflung des öflentlichen Rechts untergebracht. 

I AAEG - Hinter diesem Kiinel 
verbirgt sich zehnjährige wis- 
senschaftliche Fonchungstä- 
tigkeit .auf den Gebieten des 

Arbeitsrechts und der Arbeitsbe- 
Ziehungen in der Europäischen 
Gemeinschab. 
Am I .  Oktober 1983 wurde das In- 
stitut für Arbeitsrecht und Arbeits- 
beziehungen in der EG ais Stiftung 
des öffentlichen Rechts errichtet. 
Diese wissenschaFtliche Einrich- 
tung der Universität %er befindet 
sich heute im Schloß Quint. Mrek- 
toren sind die Professoren Rolf 
Birk und Dieter Sadowski. 
In den ersten Jahren seines Beste-. 
hens war das Insütut bahelfbmäßig 
in Riiumen der Universität unter- 
gebracht. Nach dem Umzug in das 
renovierte s ftbarocke Schloß 
Quint im ~ e r g s t  1986 waren die 
rfumiichen Voraussetzun en iür 
einen zugigen Ausbau ga&affen. 
Zwei Jahre später konnten die PI&- 
ne iür personelle Erweiterung rea- 
lisiert werden. Neben dem amtie- 
renden rechtswissenschaRlichen 
Direktor Prof. Dr. Roll Birk trat 

Sachversta 
Institut f i r  Arbeitsrecht und 
Tagungen in Quint einfinden. Im 
Schloß stehen ihnen Gast- und Se- 
minarrfume mit Simultaniiberset- 
mngsanlage, einem Sprachlabor 
und einer zeitgemäßen Rechner- 
ausstattung zur Verfügung. 
Nach dem Umbruch im Osten zei- 
gen auch die dortigen Wissen- 
schaftler und Politiker ein großes 
Interesse an Kontakten mit der 
Quinter Forschungsstätte, gilt es 
doch, die in den jeweiligen Hei- 
matländern egebenen Systeme 
der Arbeits%eziebungen nach 
westlichem Muster umzu estalten. 
Seither sind auch verstäh Besu- 
cher aus Ländern wie Ungarn. Po- 
len oder der Tschechischen Repu- 
blik zu verzeichnen. 
Grundlagenforschung 
Das IAAEG will einen Beitrag zur 
Klärung der umfangreichen Pro- 
bleme leisten. die durch die vieltlU-, 

,nd aus Trier für EG-Kommission 
Arbeitsbeziehungen in der EG (Schloß Quint) zehn Jahre alt 

Irn Balkensaalfinden die Tagungen statt. W-Fotos: Josef netzen Pflichten der Arbeitnehmer aus- 
wirkt. Abgeschlossen ist ein Be- 

thek sind das nationale Arbeits- 
recht der Mitgliedstaaten der Eu- 
ropäischen Gemeinschaft. das EG- 
Recht und die Literatur zu dem 
Bereich .in$ustrielle Bezie- 
hungen". 
Vier Bibliothekarinnen betreuen 
den vielsprachigen Bestand mit 
Hilfe eines modernen EDV-Sy- 
stems und leisten Hilfestellung bei 
Recherchen im Katalog und in Da- 
tenbanken. Die Biobliothek wird 
nicht nur von Mitarbeitern und C&- 
sten des Instituts, sondern auch 
von einer wachsenden Zahl exter- 
ner Benutzer in Anspruch genom- 
men, 
Öffentliche Ausstrahlung 
Den Direktoren des IAAEG ist sehr 
daran gelegen, daß sich das von 
ihnen geleitete Institut nach außen 
hin nicht verschließt. Sie heißen 
re elmlißig das Forum der Wirt- 
scfab-  und Sozialwissenschiftli- 
chen Gesellschaft Wer wiiikom- 
men, bei dem sich Unternehmer, 
Regiemngmertreter und Hoch- 
schullehrer jährlich zur Diskussion 
europäischer Themen. treffen. 
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aus: UNIJOUlWAL 3/93 

Aus dem IAAEG 
I 

Auf internationale Kooperation angewiesen 
Rcpcr f:orschunpsaustausch im I AAEC; 

Im (;cgensatr ru ):ngland und den schungsgegendand noch immer selten. 
I'SA sind in 1)eutschland die Arbeits- Während sich versrhiedene Wisse, 
berichunycn als I.chr- und kor- whoften bestimmten Teilaspekten der 

Industriellen Arbeitsbeziehunpen wid- 
men. so zum Beispiel im Rahmen der 
hetrichsnirtschaftlich orientierten 
Personalnirtwhaftslehre, der volkr 
nirl&afflichen Arbeitsökonomie, der 
Induslriesoziolqie oder des Arbeits- 
rechts, betrachtet der angelsiichsische 

der 'ndustrial 
Iions die Ccsta'tung du Arbeitsbedi= 
Wn~en in einem umfassenderen Sinn: 
nämlich in der (;ecamtheit der Verhal- 
tensweisen der Arbeitgeber, der Ar- 
beitnehmer. ihrer jeweiligen Vertre- 
tungen rowie des Staates zur Cestal- 
tung und Beeinflussung von Arbeits- 
bedingungcn. L)ies setzt eine genaue 
Inilitulionenkenntnis bezüglich der 

Kechtrsysteme und der Verbiinde vor- 

aus. mit der voranschreitenden 
europäischen lntebration auch die 
inicrnational vergleichende Perspek- 
tire von Arheiisheziehungen immer 
wichtiger ~ i r d .  dime aber in Deutwh- 
land noch kaum erforscht sind. ist das 

indllut fiir Arbeitsrecht und Arbeits- 
beziehungen in der EuropYischm 
(iemeinschaft wesentlich auf interna- 
tionale Kooperstion angewiesen. 

So besuchte die wirischaftswissen- 
~cliaftlichc Arbeitsgruppe mit ihrem 
Ilircktor Prol: Dr. Dieter Sadowski 
tm Dezember 1992 di,e intcrnationalc 
Tagung des ArbeitskreisesSozialwis- 
senschaiiliche Arbeitsmarktfor- 
schung (SAMI:) zum Thema ,.Inter- 
nationale Integration und Regulie- 
rung von Arbeitsverhältnissen". auf 
der die Bedrohung der relativ hohen 
urbeits- und sozialrechtlichen Stan- 
dards in Deutschland durch eine 
Verschärfung des internationalen 
Wcttbewerbs diskutiert wurde. 
Im Rahmen des EG-finanzierten 
Human Capital Mobility Programs 
nahmen drei Doktoranden des Quin- 
ter Instituts am European lndustrial 
Relations Research Methods Work- 
shop teil, der von der lndustrial Rela- 
tions Research Unit Warwick UK 
veranstaltet wurde. Die wirtschafts- 
wissenschaftliche Arbeitsgruppe ge- 
hort auch zu den regelmaaigen ßesu- 
ehern der International Summer 
School der I-orschungsstelle Neue 

Aus dem IAAEG 

IAAEG-Nachrichten Einladuns des Bundnverbandcs der Impact of Europcan Inteeration on 
Bilrnrbuchhrlter e.V.. Bonn, zum thc German Industrial Relation 

Der Minirte~ lllr Wirtrchult und Ver- Thema: Einführung in das Europlli- System". 
kehr Ruiner BrJderlc hut in Abtim- sche Arbeits- und Sozialrecht. Dr. Uschi Backes-Gellner sprach am 
mune mit dem Minister ftir Wissen- vom3. bis 7. Juni 1993 hielt Prof. Dr. 28. Mbrz 1993 bei der Sociciy Ihc 

schuft und Weiterbildunp. Herrn RolfBirk auf Elnladungdtr Universi- Ad"ncement of Socio-EconOmics In 

Prof. Dr. JUrgen Zbllner. Pr0I. Ur. 111 &erlauinder Juristischen Fakul- Ne" York über .,Institutiona1 
Dietcr Sadowski. den Dinktor d a  ,111 v ~ ~ & ~ ~  zum Europllischen beddedness of Cor~orate Training 
instituts fiir Arbeitsrecht und Ar- Arbeitswht. Strategies". 
beitsbcziehungcn in der Europäischen Akad. Rat Bernd Waas sprach am 23. 
tiemeinschult. Untvcrsitht Trier. in Prof. Dr. Dietcr Sadowski ist  zum April 1993 anlaßltch einer \on der 
den T echnolog~ebeir~i der LanJare- Gutachter ftit den Economic Re- Association Iniernationalc des Jeuner 
gierung bcrulen. Herr ~adowskl wird urrch Council in Großbritannien Avocats vcranstaltetcn Intcrnattona- 
in den Arbeitspruppc.n ,Mentulc bestellt worden, dem wichtigsten Icn Seminars 7um Thema ..Rccent 
Arbcitsmedi7in" und ,Fruucn und Organ fllr die Forschungsfinanzie- developments in EEC labour law. 
neue T echnikcn- m~tarbciten. rung an britischen Univcrsitiltcn. 4m 13. Mai 1993 hielt er im Rahmen 

Prof. Dr. Dieter Svdowski hat im Mai des Eurotrain-Programms der ECi- 
Vom 12. bis 16. April 1993 hielt Prof. in Washington. D.C. einen Vortrag Kommission in Maastricht einen Vor- 
Dr. Raff Birk auf tinladung der Uni- an der National Acndcmr oi'Scicnce\ trag rum Thcma .ArbcitsbcJingun- 
versilat Ferrara Ciartvorlcsunpen in gehalten über ,Aprenticeship Trai- gen in den Mitgliedstaaten der ECi: 
italienischer Sprache /um Arbeit\- nmgand the Labour Successol Youth Arbeits\ertra&irecht und Tarilrecht' 
recht dcr Bunde~rcpublik Deut~h- in Germany.'. Am 10. Juni 1993 sprach Hcrr Waab 
Iand. Auf der Konferenz der European gleichlall\ im Rahmen dc\ Euro- 
AnlYRlich des Deutschen Bilanz- Community Studics Associatton. train-Progrrmmi tn Belgiretc/ltalien 
buchhalter-Kongresses am 24. Aprll tbenfallsin Washinpton.\prach Pro1 zum Thema ,Arbeitsbedtngungen in 
1993 in Saarbrllcken referierie er auf Dr. Dieter Sadowski uber ..The dcn Mitgliedsiaaten dcr tG" 
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Institutionsokonomik der Universi- 
tät Saarbrücken (Prol. Richter) und 
präsentiert sich auf internationalen 
Tagungen, s o  zum Beispiel auf der 
Konferenz der Europeün Associa- 
tion of Labour Economists. 
Einen Überblick iibcr ..Comparali~e 
Industrial Relations and Human 

Resource Management" püh der 
rennmterte briliwhc I-orscher Prol 
Dr. Howürd Cio\prl. Uni\ersiiüt 
Kent, in einem cin~ochigen Inten- 
tivkurs. an dem auch Nachwuch\wi\- 
senschaltler der Arheii\gruppe \oii 
Prof. H. Wachtcr teilnahmen. ( I  nl- 

lournul berichtete). Ebenso Iand im 
Aprilein vom I A A W  unddcr Abtei- 
lung ..Labour Mürket an Lmplo'- 
ment" d e  Wt~scnschülts?cntruni~ 
Berlin gemeinsam veranstalies Semi- 
nar mit dem Titel "Firm Behav- 
iour. Labour Marke! and Employ- 
ment Polic>" statt. Hierbei hatten dic 
IAAEG-Mltarbcltcr dlc MoFllch- 
keit. sich dem (icsprüch und Jer Kri- 
tik des international anerkünnieil 

Spezialisten Prol. Dr. David Soskicc 
und seiner Ciruppr zu stcllen 

Ein Notum hin\ichtlich Inhalt und 
Durchluhrung war der Workshop 
..Negotiations and Conflict Re\olu- 
tion" von Prof. Dr. George Strauss, 
Universit! ol California. Berkelc!. 
der - ganz amerikani\ch - auf der 

Thema ..C;rcn?ganger ?wischen 1 ricr 
Grundlage der Verhandlunp\theorie 
die Teilnehmer 7um praktischen 
Aushandeln von Pr«blemlallen ün- 

und R C'lcec OCiBI regte. Einen ahnltchen Impuls er- 
hofft sich das Wissenichaltler-Team 

dc\ IAAI?Ci \on dem BIo~L\eniinar 
..M~cro-Econonietric\.'. da\ D'rti;it- 
dorint 1)r. Cicorpe Sheldtrn. l;ni\cr- 
\t tüt B.icel 1111 .lufi in Schli~ß Q~tiiit 
anbiete11 u ird 
1134 nocli junge IAA1:Ci U ird winriib 
f trr~cliunp\~ultrlip nur pcrccht U cr- 
den koniien. U~IIII e\ dcn l)ialt-g i i i i t  
aiidereti \5 i\\en\cti,iltlcrti und I or- 
~~liiti ip\/eiiircn ueitcrliin pllegt iinil 
die tiationalcn und ititcrn;itioii;ilcii 
b oreti nutrt. urn sich üu\rut;iii\clirn 
t.\ t \ t  noch ein ucttcr Hep hi\ tlen 
intcrn,itionaleii Siand;ird\' 

.lvrg Basten 
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Graduiertenkollegs 

Kein Verlängerungsantrag für Graduiertenkolleg 
Gründe für die Aussetzung der Arbeit des Graduiertenkollegs ,Soziale Sicherung 
in offenen lndustriegeselischaften" - von Professor Dr. Dieter Sadowski 

Noch i n  der Sonderauaabe d a  Unijour- 
nels. Jg. 19/1993. Heft Nr. 1. war vom 
(iraduiertealiolkg .Soziale Sicherung in  
offenen Induciriegeullxhaften" die Rede. 
lnzrischcn ist die Arbeit dieses Kol leg~ 
auqeutzt worden: auf einen Verlänge- 
rungsantrap wurde unter den alten Bedin- 
gungen verzichtet. Warum? Darüber be- 
richtet an dieser Stelle Profmsor Dr. 
1)ieter Sadowski, der Sprecher d e  
genannten (;raduiertenkolkg~ der i v e r -  
diät I rierl an dem besonders die t achhu- 
reiche I i '  und V partizipierten. 

l:\ p i h i  pegenwartip i n  Dcuischland 
rwe i  <iraduiertcnkollcp.\. i n  dcnen 
Hctrich\wirtc Sprecher sind. i n  K ie l  
u n d  i n  ' Ir ier. M i t  dieser ncucn. i n  
anderen l.achricht unpen aitUerctr- 
dcntltch un~worhencn  Inst i tut ion \ol l 
d ie Q ~ i i l i l i / i ~ r u n p  dr?. wissensch;ilt- 
I ichen Nachwuchses i n  hcsonderer 
Weise ge1i)rdcrt werden: Mehrere 
Pro1nsi)ren verhiiiden 1.rageti ihres 
l~orschungsprogramni \  /U einem 
theniatischen Cianren. aus dem hcr- 
aus I l o l t o r -  und  llabilitatioiisarbl.i- 
tei l  vergeben werdrn  1:in Kur+.pro- 
gramni  in At i lchnung an  die struk- 
turierten Ph. L>-Prc)gr;rmnic anir -  
r i k i~n i \ cher  1-orschunpiuniuersii$lrn 
soll d i r  Hctcil iptci i  rasch an den 
Stai id ;rhtiiellcr l.orschuiip brinpcii 
u n d  ihrc gegenseit i p r  <iesprachsla- 
hipkeit r.rli(ihcn. 
k:s ist d ie Idee etiie\ \<i lchcn Kc~llcp\. 
d ie nioglichen Widrigkeiten eines 
cinlirctrcn Mu~rier-1-chrlings-Virhalt- 
iii\\r\. d i r  in pcr ionl ichcr  Ahhanpip- 
hCii. Iircliltchcr (i lcici ipuli ipkcii d r \  
Hrt rcucr \  u i i d  aIl/uliingc unri i tdcck- 
tcti oder unbehohcneii Mangeln iii 
t l r r  ui\srt ischalt l ichcn Qual i l i la t ion 
d i r  Kollegiaten Iicgrri. r u  vernieidrii. 
I l i e  A~ i l i i i gc  der niit ionalen A u i -  
\chreihunp i i nd  eine\ Mintlc\tanteil\ 
von l ~ ~ r i i u a t ~ d e r c r n .  die regclmalligc 
Hipiit lrchturip der Kol l rp\ .  d i r  
plctcl i ieni ;iI\ ..Jiinior-Soiidcrior- 
\chuiipshcrriclir" \cr\t;itidcri wcrtlcn 
koii i icn. d i i rc l i  d ic  ( iutacl i t r t  der 
l Ic t r t \c i ic i~ l~t~r~cli~~ng~gcn~t-~~isch.~t t 
r i b I I  Vrrhc\\cri inpCn i i i i d  Rr\cl i lci i i i i- 

gungen von  Dissertationen und  
Habil i tationen bringen. 

Unsere Trierer Erfahrungen m i t  
einem interdisziplinaren Kolleg 
(.,Soziale Sicherung i n  offenen Indu- 
striegfiellschaften"). das sich der 
okonomischen Analyse von  Institu- 
tionen des Arbeitsmarktes i n  den 
entwickelten Industrieländern der 
Furopaischen Gemeinschaft widmet 
u n d  neben einem Betriebswirt auch 
einen Volkwirt. einen Soziol»gen. 
einen Juristen und  zwei statistische 
Experten rusammenluhrt. zeigen 
nun. daU die Realisierung der m i t  den 
Ciraduicrtenkolleps verbundenen 
Ideen i n  der Realitat der betriebs- 
wirtschatilichen 1-ehre heute sehr 
schwer /U lcisten i r t .  W i r d  der 
gewumchtc interdisr ip l in l re Cha- 
rakter. der ja auch Wiisenschatt wei- 
ierentwickeln konnte. ernst genom- 
men. düni i  ist al lcnial bei Studenten 
mi t  unterschiedlicher universitarcr 
Sor ia i i ia t ion ein rumindmt  cinjhhri- 
ges Kurspr r~pramm notwendig. l u r  
d ie Dissertüttonen vcrbleihrn weitere 
~ w e i  Jahre. 

Dieses Kursprognin in i  muU von den 
-1'rapcrn crbriicht werden. Uic* und 
dtc repclniiUige Ucputachiung von 
%wischcnbcrichten verlangt von  den 
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Trägern einen hohen Einsatz. der 
nach dem jetzigen Diskussionsstand 
i n  den Universitäten sowohl wie i m  
Verhältnis zu den Ministerien nicht 
durch eine Anrechnung auf das nor- 
male Lehrdeputat ,belohntm wird, 
sondern als idealistische K ü r  der 
Träger gerne. weil prestigefördernd, 
hingenommen wird. 

Während die studentischen Vertreter 
i m  Fachbereich u n d  Senat durch dic 
forschungsnahen Akt iv i täten der 
Trager eine Schwächung dcren 
Engagements i m  normalen Grund- 
u n d  Hauptstudium fürchten. - eine 
Einschätzung. die woh l  auch man- 
cher Kollege teilt - sehen sich die 
Ministerien angesichts der gegenwar- 
tigen Lage der öffentlichen Haus- 
halte nicht imstande. den notwendi- 
gen personellen Ersatzbedart 7u 
finanzieren. Läßt man dir\es Pro- 
b lem ebenso wie d ie sowohl fü r  1)ok- 
toranden als auch für Pi>stdokt«ritn- 
den. also auch Habilitanden, sehr 
knappen Stipendienbeitrapc auUer 
actit. dann bedeutet die Reduktion 
der t~ordermbpl i rhkei t  aufdrei  Jahrc 
u n d  fu r  d ie Promot ionsrr i t  a u f  ~ W C I  

Jahrc. daß die /U erwartenden Arbei- 
ten v o m  Betreuer gut geptant und  
deshalb recht überraschung~frei sein 
mussen. 

F-orschungsförderung aber. welchc 
kein Recht au f  I r r t u m  oder Sackeda- 
sen vorsieht. fordert das Trivale u n d  
i n  unserem Fall. w o  international 
vergleichende Forschung angesagt 
ist und  die vorliegenden I)atenbe- 
standc so un?ureichend sind. daR die 
Kollcptatcn selbst Datcnerhebungen 
bctreihen musscn - 7u allem Ancip- 
nen von Kontextwssen i iber andere 
Nationen - ktinnen n u r  7usittzlichc 
Hilkleistungen. die nennenswert 
du rch  dic 7 rager zu ertolgen haben. 
u n d  starker Druck.  den eben diesc 
artikulieren mussen. das Erreichen 
der Ziele des Kollegs sichern. 

Nach dcni  k ind ruck  aller I rager 1st 
t ro t r  dcr Beteiligung auswiiriiper 
Kollegen mit  Intcnsivkur\cn Jcr  

A u l  wand so pro& daU w i r  gegenwar- 
l i g  von  r inem Verlanperunpsantrag 
ahsehen wollen. ohwoh l  d ie ersten 
I'romotionen fertiggeworden stnd 
und. wie uns schetnt. auch tnterna- 
t ional disk ussionswürdigc Beiträge 
leisten. 
Wer also a u i  eincr verstärkten For-  
derung von Promotionen und  Habi-  
l i tationen durch  eine Studienretorm 
u n d  insbesondere das Instrument der 
Ciraduiertenkollegs Leistung erwar- 
tet. soll ic i m  F:allc der Betriebswirt- 
schaftslehrc realistisch und  das heiDt 
wohl: pess~mistech sein. Unsere 
1:rlahrunpen au\ der Diskussion m i t  
der Deutschen Forschunggemein- 
~ c h a f i  zeigen. daß poiitrssh gegen- 
war i ig  woh l  n icht  der Raum p s c h e n  
u ird. dre akiur l lcn f-unktionsmangel 
/\I bchchcn. woh l  auch deshalb. weil 
i n  anderen I> is i ip l incn d i r ~ e  Mangel 
i i icht gleich hart emplundcn oder 
r u m i n d c ~ t  nicht ebenso konsequent 
w i r  durch un \  ahgclchnt werden. 







Rationalität staatlicher Haushaltsplanung 
- 

Staatssekretär Dr. Thilo Sarrazin hielt in Schloß Quint Vortrag Uber Finanzpolitik 
Der Staatssekretär im rheinland- keinem gesamtrationalen An- geo oder Schuldenaufnahe Ode; 
pfhtzischen Finanzministerium. spruch unterwerfen dbrfe. So wür- erböhte Steueminnahmen. r e d -  
Dr. ThUo Ssrrazin. sprach im Ln&- den tür die FinanzpoUtik auch nur tierend aus einem steigenden 
tut Tur Arbeitsrecht und Arbeftsbe- Teilrationalitäten gelten. bpihaftswachstum. W i n d  
ziehungen in der Europaiscben 
Gemeinschaft W G )  in Quint 
über Rationalität staatlicher Haus- 
haltsplanung. Eingeladen die- 
sem internen Politikerges räch 
mit der oicutsc~tafts.H?ssensc R aftli- 
chen Arbeitsgruppe des 'Rierer 
Forschungsinstituts hatte M G -  
Direktor Prof. Dr. Dieter Ssdowski. 
Sarrazin wies anfangs auf die Be- 
grenztheit von Rationaiität hin. urri 
aufzuzeigen, welchen Problemen 
die Finanz- und Haushshspolitik 
ausgesetzt ist. Rationai. das hemt 
in sich widern ruchsfrei, seien, so d' S w i n ,  in ieser Welt lediglich 
isolierte. kurzfristige Zusammen- 
hän e. Je komplexer ein System 
wer ! e. desto weniger sei es ge- 
samtrational. 
Für die Finanz- und Haushdtspoü- 
tik bedeute &es, da0 auch sie sich 

Am Beispiel der deutschen Wie 
dervereinigung verdeutiichte der 
Staatssekretär sein Argument. Zu- 
nächst habe sich vor der Weder- 
vereinigung dem Finanzpoü tiker 
die Frage gestellt. ob es sich für 
den Starrt lohne, Investitionen zu 
tätigen. Für die alten Bundeslän- 
der habe er, Sarrazin - als Sozial- 
demokrat Leiter der Arbeitsgruppe 
Wahrungsunion in Waigels Mini- 
sterium -, dies nicht im gleicben 
Maße fur nötig ehalten wie für die 
neuen Bunde 3 änder, in denen 
staatliche lnvestitionsobjehe hö- 
here Erträge einbrächten. In ei- 
nem zweiten Schritt habe man zu 
Hären, aus welchen Mitteln die für 
notwendig befundenen Investitio- 
nen ni bestreiten seien. Da ebe es 
drei Wege: einmal Steuerer E öhun- 

die Bundesregierung in Erwartung 
eines .Monsterwirtschaftswachs- 
tums' zur Finanzierung der Ein- 
heit den Verticht auf Steuererhö- 

rokiamierte, hätte eine 
realistisc ere Einschätzung der - hungen R 
volks~irixhaftlichen EntwicWung 
1990 zur Kreditaufnahme. späte- 
stens aber 1991 zur Steuererh6- 
hung fiihren müssen. 
Vor dem Hintergnind solcher 6- 
nanzpolitischer Teilrationaiitäten 
nahme sich das Versprechen. ge- 
nerell keine Steuern t u  erhöhen, 
als ausgesprochen ,törichtm aus. 
Würde man dem aber eine politi- 
sche . Teilratibnaiität, nämlich 



W Aufschwung in 15 Jahren" 
Treuhand-Generalmanager sprach an Universität Trier 
Keine Theorie ist so anschaulich sieh die Aufgabe der 'heuhand da- 
wie die Praxis! Deshalb bilden Vor- hingehend. da6 sie nicht mehr fbr 
träge von Praktikern im universl- die Umverteüung, sondern ledig- 
taren Vorlesungszyklus immer ei- lich fbr die Privatisierung von 
nen besonderen Höhepunkt an der Voikseigenen Betrieben und Kom- 
Universität Wer. So geschehen. binaten zu sorgen hatte. Die Ar- 
als Volker HiUebrandt. Generdma- beitsplatzerhaltung steht dabei im 
nager der I'reuhand Osteuropa Be- Vordergrund. 
ratungsgeseiischaft, im Rahmen Zu diesem Punkt sei noch anzu- 
einer Betriebswirtschaftsvorle- merken, so Hiilebrandt, da0 zu- 
sung über Beschäftigungspolitik künftig mit einer unerwartet ho- 
und Sanienrngsentscheidungen in hen Arbeitslosigkeit - besonders 
den neuen Bundesländern sprach. für Frauen - zu rechnen sei. Der 
Eingeladen hatten die Betnebswir- verkauf Unternehmen zum 
ir des Schwerpunktes Sozialpolitik ~$s,..~,,~, nze$: a''edn,e~ei 
und Sc~zialverwaltung Vertrag geknupften Aufla en, etwa 
l) ip Tr~uhand war ursprünglich Schuldenübernahme o{er 
von der Modrow-Regierung eingc- schäh ngsvereinbamngen, bp. 
richtet word~n. um das Volksei Ncksie f' tigt werden. 
gentum der DI)R ZU verkaufen und U, eine L Prognose fiir den ,tu(- 
den Erlös der Revölkerung rückzu- ~hwrung Ost gebeten, meinte der 
erstatten Nach der \+'irtschafts- Redner, daß man en t  in etwa 15 
union. die den Zusammenbaich Jahren mit einem im Westen ver- 
der DDR-Absatzmarkte bedeutete. gleichbaren Lebensstandard rech- 
war der Verkaufswert des DDR- nen könne. Fur die übrigen osteu- 
\'o!ks~~gentums so sehr gesunken. ropäischen Lander. etwa Rußland, 
daß sich nichts mehr an die Bevöl- hielt er eine Zeitspanne von 35 
k ~ r u n g  verteilen ließ. So anderte Jahren fUr realistisch 
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Staatsminis ter Gerster 
besuchte EG-Institut 
Die EG-Verdrossenheit kann nur 
abgebaut werden, wenn Europa 
regionen- und bürgemah gemacht 
wird. Diese .Ansicht vertrat FIorian 
Gerster, Staatsminister für Bun- 
desangelegenheiten und Europa 
des Landes Rheinland-Pfaiz. bei ei- 
nem Besuch des lnstitus für Ar- 
beitsrecht und Arbeitsbeziehun- 
gen in der Europäischen Gemein- 
schaft irn Schloß Quint. Der Euro- 
paminister informierte sich im 
Rahmen der Vorbereitungen zu ei- 
ner Prhntation der Universität 
Tner in der Landesvertretung 
Rheinland-Pfak in Brüssel. In 
Trier wurde Gerster von den lnsti- 
tu&-Direktoren Prof Dr. Birk und 
Prof. Dr. Sadowski empfangen. 
Der Minister informierte sich über . 
das Arbeitsfeld des in Europa ein- 
zigartigen Instituts. 




